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„No pasarän!“ 

Wie in vielen anderen Städten gelang es auch 
in Düsseldorf, den Pegida-Aufmarsch zu verhin¬ 
dern. Sie kamen nicht durch, no pasarän! 
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Der chinesische Traum 

Die Volksrepublik China strebt einen neuen Platz 
in der Welt an. Die Parteiführung will dies mit einer 
Art Vorwärtsstrategie verwirklichen. 
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Thema der Woche 


Der Zukunft zugewandt 

Ein CDU-Politiker, der die DDR-Hymne lobt, 
Oskar Lafontaine, der die antimilitaristische 
Haltung der Linkspartei verteidigt, Cafe K 
und Neuaufnahmen bei der DKP - die Rosa- 
Luxemburg-Konferenz und die LL-Demo hat¬ 
ten viel zu bieten. Unter anderem auch das 
LLL-Treffen der DKP als gelungene Jahres¬ 
auftaktfeier. 

Und es hat gezeigt: Liebknecht und Luxem¬ 
burg sind Teil der Kämpfe von heute. Berich¬ 
te, Texte, Eindrücke, Bilder 


16. Januar 2015 • Nr. 3 • 47. Jahrgang 


PVSt K 4956 D • Entgelt bezahlt • 2,80 € 


Seiten 5,8,15 


Ein Meer von roten Nelken 

Mehr als 13 000 demonstrierten gegen Imperialismus und Krieg, gegen 
Intoleranz, gegen Rassismus und Nazis. Zehntausende kamen nach Friedrichsfelde 



R egen und stürmische Böen waren 
angekündigt. Gegen Mittag be¬ 
gann es heftig zu regnen. Trotz¬ 
dem ließen sich Zehntausende nicht 
abhalten und kamen am vergange¬ 
nen Sonntag zur Gedenkstätte der 
Sozialisten um Rosa Luxemburg und 
Karl Liebknecht zu ehren. Die Mitbe¬ 
gründer der Kommunistischen Partei 
in Deutschland waren am 15. Janu¬ 
ar 1919 - vor 96 Jahren - von reaktio¬ 
nären Freikorps-Offizieren ermordet 
worden. Um 9 Uhr legten Vorstands¬ 
mitglieder der Europäischen Links¬ 
partei, die Vorsitzenden und andere 
führende Politikerinnen und Politiker 
der Partei „Die Linke“ Kränze am 
Obelisken in der Gedenkstätte nieder. 
In den folgenden Stunden kamen vie¬ 
le - nicht nur Berlinerinnen und Berli¬ 
ner - mit ihrer Familie oder mit Freun¬ 
den zum Stillen Gedenken und legten 
tausende rote Nelken nieder. 

Aber es gab nicht nur ein „stilles 
Gedenken“, sondern auch wieder die 
von einem breiten Bündnis - zu dem 
auch die DKP und SDAJ gehören - 
ausgerichtete Demonstration, an der 
sich dieses Mal mehr als 13 000 Men¬ 
schen, mehr als im letzten Jahr, betei¬ 
ligten. Sie begann gegen 10 Uhr am 
Frankfurter Tor. Im bunten Zug de¬ 
monstrierten sehr unterschiedliche 
Organisationen gemeinsam gegen 
Imperialismus und Krieg, gegen In¬ 
toleranz, gegen Rassismus und Nazis. 

Neben Mitgliedern vieler Organi¬ 
sationen - der Linkspartei, der DKP, 
von solid, der SDAJ, der Falken und 
anderer linker Parteien und Gruppen, 
der VVN-BdA, der Naturfreunde - 
aus Deutschland waren auch Vertreter 
von Migrantlnnenorgansationen sowie 
von Parteien und Organisationen aus 
der Türkei und Kurdistan, Spanien, 
Tschechien, Dänemark, Belgien, Lu¬ 
xemburg, Österreich und aus anderen 
Ländern im Demonstrationszug. 

DKP und SDAJ erinnerten mit ei¬ 
nem großen Transparent an den be¬ 
vorstehenden 70. Jahrestag der Be¬ 
freiung. „Not in our name ... Jugend 
gegen Kriege“ hieß es auf dem Leit¬ 
transparent des Jugendblocks von 
SDAJ, solid und anderen. 

„Leben heißt Widerstand zu leis¬ 
ten!“ stand auf einem Transparent 
linker Feministinnen. „Macht Euch 
grade gegen Nazis und Rassisten. 


Naziaufmärsche verhindern“ forder¬ 
ten Demonstranten aus Neuruppin. 
„Nous sommes Charlie!“ stand auf ei¬ 
nem schwarzen Transparent der Grup¬ 
pe Allmende. Zudem: „Für Freiheit, 
gegen Rassismus, Fundamentalismus, 
Imperialismus“. Auf einem anderen 
Transparent konnte man das Rosa- 
Luxemburg-Zitat lesen: „Eine Blume 
können sie ausreißen, aber den Früh¬ 
ling nicht aufhalten“ - eine Hommage 
an „Charlie Hedbo“. Vereinzelt sah 
man in der Demonstration auch Schil¬ 
der mit dem Slogan „Je suis Charlie“. 

Schon am Vortag gab es vielfältige 
Aktionen und Veranstaltungen. Am 
Abend traf sich die SDAJ zu ihrem 
Verbandstreffen. Großes Gedränge 
herrschte bei der Rosa-Luxemburg- 
Konferenz der „jungen Welt“ in der 
Urania. Wer seinen Platz im Veranstal¬ 
tungssaal verließ, musste damit rech¬ 
nen, nicht wieder in den Saal zu kom¬ 
men. Die DKP betrieb im 2. Stock 
am Tage im Rahmen der Konferenz 
ihr „Cafe K“. Auch hier herrschte den 
ganzen Tag großer Andrang. Mehrere 
tausend UZ wurden im Laufe des Ta¬ 
ges und am Sonntag verteilt, viele Pro- 
beabos gewonnen. Am Abend kamen 
mehrere hundert DKP-Mitglieder 
und Sympathisanten zur Lenin-Lieb¬ 


knecht-Luxemburg-Veranstaltung, 
dem traditionellen Jahresauftakt un¬ 
serer Partei, auf der neben den Vor¬ 
sitzenden der DKP und der Partei 
der Arbeit Belgiens auch Kubas Bot¬ 
schafter Rene Mujica und Anne von 
der SDAJ sprachen. 

Patrik Köbele, Vorsitzender der 
DKP, eröffnete das Treffen: „Wir ver¬ 
urteilen mit Nachdruck den Terror¬ 
anschlag gegen die Redaktion von 
Charlie Hebdo. Wir versichern un¬ 
serer französischen Schwesterpartei 
unsere Solidarität, wenn sie sagt, dass 
nun ,Millionen die Entschlossenheit 
unseres Landes bekräftigen (sollen), 
die Werte von Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit zu leben.’ Und fordert 
,alle Pauschalisierungen und Stigmati¬ 
sierungen abzulehnen und Aufrufe zu 
Hass und Rassismus zurückzuweisen’. 
Solche verbrecherischen Anschläge 
werden allzu gerne als Anlass dazu ge¬ 
nommen. Kurz nach diesem Anschlag 
war in Medien zu lesen, dies sei der 
11. September für Europa. Wir dürfen 
nicht vergessen, dass der 11. Septem¬ 
ber als Begründung für den sogenann¬ 
ten Krieg gegen den Terror herhalten 
musste und dieser war und ist nichts 
anderes als eine seit damals laufende 
Serie von terroristischen Kriegen für 


die Interessen der Imperialisten. Seien 
wir äußerst wachsam.“ Zum anstehen¬ 
den 70. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus am 8. Mai werde die DKP 
daran erinnern, „dass Großkonzerne 
und Banken durch Tod und Zerstö¬ 
rung, durch Arisierung und Zwangs¬ 
arbeit die Grundlagen für ihre heutige 
Größe legten“, so Köbele. Namentlich 
nannte er „die Deutsche Bank, Daim¬ 
ler und die Nachfolger der IG Farben: 
Bayer, BASF und Degussa.“ In der 
BRD sei deren Macht nach 1945 unge¬ 
brochen gewesen, während sie in der 
DDR enteignet worden seien. „Und 
womit? Mit Recht!“ 

Der Vorsitzende der Partei der 
Arbeit Belgiens, Peter Mertens, be¬ 
richtete von der Zuspitzung der Klas¬ 
senkämpfe in Belgien und der Rolle 
seiner Partei. Die aktuellen Ereignis¬ 
se sollen offenbar genutzt werden, um 
diese Kämpfe einzudämmen. Er be¬ 
kräftigte die Notwendigkeit der Zu¬ 
sammenarbeit mit der DKP und ande¬ 
ren Kommunistischen Parteien. 

Noch lange saß man an diesem 
Abend zusammen, hörte Musik und 
diskutierte ... Und am nächsten Mor¬ 
gen ging es gemeinsam mit vielen an¬ 
deren zur Demonstration. 

Nina Hager 



Lesung und Konzert 

05.02.2015 • DESI • BRÜCKENSTR. 23 • NÜRNBERG 

19:30 Einlass • 20:00 Beginn 


La vita continua 

Esther Bejarano und 
Microphone Mafia in Nürnberg 

Esther Bejarano ist eine der letzten be¬ 
kannten Überlebenden des Mädchenor¬ 
chesters Auschwitz und Microphone Ma¬ 
fia wohl eine der ältesten Hip Hop-Combos 
Deutschlands. 

2009 haben die Shoah-Überlebende Es¬ 
ther Bejarano und die Kölner Rap-Künstler 
Kutlu Yurtseven und Signore Rossi von Mi¬ 
crophone Mafia begonnen, ihr künstleri¬ 
sches Können und politisches Engagement 
in einem Projekt zusammenzuführen. Bis 
heute ist Esther Bejarano politisch aktiv 
gegen Antisemitismus und Faschismus. 
Ihre Texte und Lieder sind ein Manifest 
des antifaschistischen Kampfes und Stel¬ 
lungnahme gegen das Vergessen von Ver¬ 
folgung, Entrechtung und Mord. Vor dem 
Konzert wird Esther Bejarano aus ihrem 
Leben berichten. 

Donnerstag^. Februar 
Desi, Brückenstraße 23 
Einlass 19.30 Uhr, Beginn 20.00 Uhr. 


FRANZJOSEFDECENHARDT 


WOLFEMITTEN 

IM Mt 



F. J. Degenhardt 

Wölfe mitten im Mai 

Lieder und Texte zum rechten Aufmarsch 
in Europa gesungen, gelesen und kom¬ 
mentiert von Rolf Becker und Kai Degen¬ 
hardt. 

Freitag, 16. Januar 2015, Polittbüro, Stein¬ 
damm 45,20.00 Uhr. 


Aufstand für Liberte, Egalite, Fraternite 

Frankreich demonstrierte für das Zusammenstehen, gegen die Spaltung 


Eineinhalb Millionen in den Straßen 
von Paris, die Boulevards im Stadt¬ 
kern voll von Menschen, und mehr als 
zweieinhalb Millionen gleichzeitig in 
mehreren hundert großen und kleinen 
Städten im ganzen Land - das hat es in 
Frankreich seit dem Ende des 2. Welt¬ 
krieges nicht gegeben. Ein historischer 
Tag, der an die Einheit des franzö¬ 
sischen Volkes in der Resistance, im 
Kampf um die Befreiung des Landes 
von der deutschen faschistischen Beset¬ 
zung erinnerte. 

Hervorzuheben ist aber nicht nur 
die immense Beteiligung, sondern auch 
der Inhalt der Veranstaltungen und die 


klare Grundeinstellung der Teilneh¬ 
menden. 

Was ursprünglich von den antiras¬ 
sistischen Vereinigungen und Links¬ 
parteien als Schweigemarsch zur Eh¬ 
rung der Opfer des grausamen Atten¬ 
tats vom 7. Januar initiiert worden war, 
sich dann zu einem Massenaufmarsch 
auch für die am nächsten Tag ermorde¬ 
te junge Polizistin im Pariser Stadtteil 
Montrouge und für die am darauffol¬ 
genden Tag erschossenen vier Geiseln 
in einem jüdischen Supermarkt an der 
Porte de Vincennes ausweitete, war 
keine Demo der Angst vor dem „Ter¬ 
rorismus“ und keine Demo im rechts¬ 


extremistischen Geist des „Kriegs der 
Kulturen“. Es war eine Demonstration 
der Entschlossenheit des Einstehens 
für die Freiheit des Denkens und der 
Meinung und das friedliche Zusam¬ 
menleben der Menschen, unabhängig 
von Geburt, Herkunft, Hautfarbe oder 
Religion. Eine Demo für die Werte der 
französischen Revolution von 1789, die 
Werte der französischen Republik. 

Nicht dass sich ein halbes Hun¬ 
dert Spitzenpolitiker aus der EU, 
Afrika, Israel, Palästina und dann 
auch noch aus der Ukraine hinter 
den Angehörigen der Opfer an die 
Spitze stellten, war die Nachricht des 


Tages und machte seine Bedeutung 
aus. Sondern der Aufstand der Mil¬ 
lionen gegen Hass und fanatischen 
Extremismus aller Art, für Freiheit, 
Gleichheit und Brüderlichkeit. 

Beachtung verdient, dass die 
Rechtsextremisten des „Front Nati¬ 
onal“ und ihre Parteigänger in der 
übrigen Rechtsparteien keinen Fuß 
auf den Boden bekamen mit dem 
Versuch, die Vorgänge zu einem Auf¬ 
ruf zu einem „Krieg gegen den ra¬ 
dikalen Islam“ zu missbrauchen, wie 
es FN-Chefin Marine Le Pen gesagt 
hatte. Trotz aller ihrer Bemühungen 
hatten die Akteure ihr den ersehnten 
Platz in der Reihe der Spitzenpoli¬ 
tiker in der Pariser Demonstration 
verweigert. 

So wurden die Aufmärsche nicht 
zu Demonstrationen der Spaltung 


und der Aufwiegelung der Menschen 
gegeneinander, Einheimische gegen 
Immigranten, Gläubige gegen Un¬ 
gläubige, Anhänger abendländischer 
Werte gegen den Islam, sondern zu 
Demonstrationen der Einheit der 
Bevölkerung, für das Zusammenste¬ 
hen für die gemeinsame Grundinte¬ 
ressen, für Freiheit und Demokratie. 

Bleibt zu hoffen, dass diese Ein¬ 
heit des Volkes mit progressivem 
Grundinhalt in den kommenden Ta¬ 
gen und Wochen ihre Fortsetzung fin¬ 
den kann im Ringen um fortschritt¬ 
liche Lösungen für die Beseitigung 
der Probleme, die zum Nährboden 
und zu den Ursachen dessen gehö¬ 
ren, woraus diese Attentate erwach¬ 
sen sind. Pierre Poulain 

Lesen Sie auch Seite 6, 9 und 11 





















Freitag, 16. Januar 2015 


Wirtschaft und Soziales 


unsere zeit CE 


Koordination Ost 



Bei den Aktionstagen der AWO-Beschäftigten brachten sich die Kolleginnen aus den Kitas beeindruckend ein. 
Am 10. Oktober gab es auch Soldarität von städtischen Erzieherinnen aus Bochum. 


Freie ver.di-Tage erkämpft 

Gespräch mit Dieter Neuhofen über die Situation der Kita-Erzieherlnnen 
bei der Arbeiterwohlfahrt in NRW nach ihrer Tarifauseinandersetzung 

Im Dezember 2014 einigten sich dieAWO und ver.di in NRW in der 6. Ver¬ 
handlungsrunde auf eine Erhöhung der Entgelte in drei Stufen um insgesamt 
5,7 Prozent innerhalb von zwei Jahren. Die Zulage der Erzieherinnen in Kin¬ 
dertageseinrichtungen wird ab Januar 2015 auf 120 Euro und ein Jahr später 
auf 130 Euro angehoben. Für die Erzieherinnen in anderen Einrichtungen wie 
z. B. in der Schulbetreuung oder in Behinderteneinrichtungen wird ab dem 3. 

Quartal 2015 über eine Zulage ab 1. Januar 2016 verhandelt. Für alle Beschäf¬ 
tigten gilt ein Urlaubsanspruch von 30 Tagen, ver.di-Mitglieder erhalten für das 
zweite Halbjahr 2014 noch nach den alten Regularien einen freien ver.di-Tag. 

In 2015 und 2016 bekommen alle ver.di-Mitglieder ohne Unterschied jeweils 
einen freien Tag. Über die Hintergründe des Arbeitskampfes sprach die UZ mit 
Dieter Neuhofen. 


„Es war noch nie so einfach für Kom¬ 
munistinnen und Kommunisten, eine 
gewerkschaftliche Funktion zu be¬ 
kommen.“ Diese Erkenntnis, die letz¬ 
tes Wochenende auf dem gemeinsa¬ 
men Treffen der Ostkoordination und 
der Kommission Betrieb und Gewerk¬ 
schaft der DKP formuliert wurde, ist 
nicht neu, sagt aber viel aus über den 
Zustand unserer Gewerkschaften. Zu 
anderen Zeiten wäre die Wahl unserer 
Genossinnen und Genossen in einen 
Gewerkschaftsvorstand sicher Zeichen 
einer erstarkenden deutschen Gewerk¬ 
schaftsbewegung gewesen, ein Grad¬ 
messer für unsere politischen Erfolge 
und ein gehobenes Klassenbewusst¬ 
sein. 

Doch Olaf Harms, Sekretär für Be¬ 
trieb und Gewerkschaft der DKP, stell¬ 
te nüchtern fest, dass sich der DGB und 
seine Einzelgewerkschaften immer 
weiter aus der Fläche zurückziehen. 
Verkürzt können wir also festhalten: 
Haben sie niemanden anderen, neh¬ 
men sie in vielen Bereichen inzwischen 
auch Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten. Es bestehe angesichts der Fül¬ 
le von brachliegenden gewerkschaft¬ 
lichen Aufgaben sogar die Gefahr, in 
der tagtäglichen Gewerkschaftsarbeit 
auf- oder unterzugehen. „Umso wichti¬ 
ger ist der Austausch mit Genossinnen 
und Genossen“, sagte Harms. Diesen 
Austausch auch dort zu organisieren, 
wo die Bedingungen schwierig und die 
Wege weit sind, sei eines der Anliegen 
der Ostkoordination. 

Schwierige Bedingungen, das be¬ 
deutet im Falle Ostdeutschlands: er¬ 
heblich geringerer Organisationsgrad 
als im Westen, kaum gewerkschaftli¬ 
che Strukturen, wenig Großbetriebe, 
geringe Tarifbindung, Abwanderung 
von Erwerbsfähigen. Anhand der Bei¬ 
spiele Leipzigs und Berlins wurde in 
kurzen Referaten aufgezeigt, wie stark 
der Abbau der Industrie in den ver¬ 
gangenen 25 Jahren war und dass ein 
Großteil der Beschäftigten inzwischen 
in der Dienstleistungsbranche tätig ist. 

Fazit: „Die Bedingungen für die 
Betriebs- und Gewerkschaftsarbeit 
im Osten Deutschlands unterscheiden 
sich deutlich von denen Westdeutsch¬ 
lands.“ so Rainer Perschewski, der die 
Ostkoordination von Betriebs- und 
Gewerkschaftsaktiven für die DKP 
leitet. Seine Einschätzung wird durch 
die Diskussionsbeiträge auf diesem 
Treffen bestätigt. Über 20 Genossin¬ 
nen und Genossen nahmen teil, der Al¬ 
tersdurchschnitt lag an diesem Tag weit 
unter dem jeder DGB-Gewerkschaft. 


Die Gewerkschaften des DGB führ¬ 
ten diese Woche bundesweit eine 
Aktion zur Bewerbung ihrer Min- 
destlohn-Hotline durch. An 270 Or¬ 
ten verteilten sie Infomaterialien 
an Pendlerinnen und Pendler. Das 
scheint auch nötig, denn nicht alle 
Unternehmer sind gewillt, 8,50 Euro 
wirklich zu zahlen. Eine Reihe von 
Tricks, mit denen der Mindestlohn un¬ 
terlaufen wird, sind bereits bekannt¬ 
geworden. 

So sind für bestimmte Tätigkeiten 
feste Zeiten vorgesehen. Bei Reini¬ 
gungskräften sind beispielsweise Vor¬ 
gaben üblich, einen bestimmten Flur 
in zwei Stunden zu reinigen, auch 
wenn dafür eigentlich 2,5 Stunden ge¬ 
braucht werden. Muss nachgearbeitet 
werden, wird dies nicht bezahlt. Auch 
für Selbstständige gilt der Mindest- 


Einige von ihnen arbeiten in funktio¬ 
nierenden Gewerkschaftsstrukturen, 
andere sind damit konfrontiert, eine 
solche Struktur erst einmal aufbauen 
zu müssen. 

Betriebsgruppen müssen gerade in 
kleinen und mittleren Betrieben müh¬ 
sam neu gegründet werden, auch akti¬ 
ve Orts- oder Kreisverbände sind nicht 
immer vorhanden. Der DGB nimmt 
hier eine neue Rolle ein, wenn Einzel¬ 
gewerkschaften keine eigene Gruppe 
mehr zustande kriegen. Dass der DGB 
in solchen Fällen als Sammelbecken für 
Aktive dient, ist eine Entwicklung, die 
in der Fläche auch im Westen zu be¬ 
obachten ist. Rainer Perschewski ver¬ 
wies darauf, dass aus dieser Not eine 
Tugend gemacht werden könnte, denn 
DGB-Strukturen seien gerade vor Ort 
ein wichtiges Feld der Gewerkschafts¬ 
arbeit, das es zu stärken gelte. 

In der Diskussion wurde eine stär¬ 
kere Orientierung im Bereich der Be¬ 
triebs- und Gewerkschaftsarbeit ein¬ 
gefordert, konkret gab es den Wunsch 
nach zentralen Materialien der DKP, 
die z.B. für aktive Mitgliedschaft in ei¬ 
ner Gewerkschaft werben - mit poli¬ 
tischen Argumenten, aus einer Klas¬ 
senposition heraus. Das Werbemateri¬ 
al der Gewerkschaften argumentiere 
hier häufig zu passiv. 

Deutlich wurde, dass DKP und Ge¬ 
werkschaften zukünftig stärker berück¬ 
sichtigen müssen: Ein Großteil der Ar¬ 
beiterklasse ist heute nicht in Großbe¬ 
trieben beschäftigt. Und auch wenn es 
sie gibt, die etablierten Personalvertre¬ 
tungen, die um ihre Rechte wissen und 
auch ihre Kolleginnen und Kollegen 
vertreten, beraten und unterstützen; in 
mehr und mehr Unternehmen wird jeg¬ 
liche Form der Mitbestimmung für eine 
völlig unzulässige Einschränkung des 
Rechts auf Privateigentum angesehen. 
In diesen Betrieben können wir nicht 
nur als Kommunistinnen und Kommu¬ 
nisten nicht offen auftreten, sondern 
nicht einmal eine Gewerkschaftsarbeit 
oder die Vorbereitung einer Betriebs¬ 
ratswahl ist offen möglich. 

Wie Gewerkschaftsarbeit im Be¬ 
trieb konkret aussehen kann oder wie 
die Arbeit der Personalvertretung ge¬ 
staltet wird, hängt also nicht nur von 
rechtlichen Fragen ab. Es sind die 
Kräfteverhältnisse im Betrieb, die zu 
beachten und zu verändern sind. Wäh¬ 
rend die einen offen als Kommunis¬ 
ten auftreten können, ist woanders 
erst einmal durchzusetzen, was im Be¬ 
triebsverfassungsgesetz geregelt ist. 

Lars Mörking 


lohn nicht, sodass regulär Beschäftig¬ 
te zu Scheinselbstständigen gemacht 
werden. Eine bekannte Praxis auch 
vor Inkrafttreten des Mindestlohns, 
um beispielsweise die Zahlung von So¬ 
zialabgaben zu vermeiden. 

Auch nicht neu ist, dass Kollegin¬ 
nen und Kollegen eine Teilzeitstel¬ 
le bekommen, aber Vollzeit arbeiten 
müssen. Formal wird der Mindestlohn 
eingehalten, auf die tatsächliche Ar¬ 
beitszeit gerechnet liegt der Lohn weit 
darunter. „Das wäre höchst kriminell 
und sowohl Steuerhinterziehung wie 
Sozialversicherungsbetrug“, sagt verdi- 
Sprecher Christoph Schmitz. 

Angesprochen auf die Trickserei- 
en verweist ein Sprecher des Arbeits¬ 
ministeriums auf die Zuständigkeit 
des Zolls, der kontrollieren soll. Die 
Behörde soll 1 600 neue Mitarbeiter 
einstellen - 
nach An¬ 
gaben von 
ver.di aller¬ 
dings erst 
deutlich 
später als 
ursprüng¬ 
lich geplant. 

Quelle: DGB, 
ver.di 


UZ: Bei den Aktionstagen der AWO- 
Beschäftigten in NRW sprang die hohe 
Beteiligung von Kolleginnen und Kol¬ 
legen aus den Kitas ins Auge. Warum 
waren sie so engagiert dabei? 

Dieter Neuhofen: Nach den Ange¬ 
boten der AWO wären sie wesentlich 
schlechter bezahlt worden als ihre Kol¬ 
leginnen im Öffentlichen Dienst. Die 
Anfangsplanung der AWO war sogar, 
die Erhöhungen im Bereich der Kitas 
noch geringer ausfallen zu lassen als 
die der anderen Bereiche. Diese Vor¬ 
gaben kamen durch die unzureichen¬ 
den Erhöhungen der entsprechenden 
Sätze durch die Landesregierung um 
gerade einmal 1,5 Prozent. So sah auch 
der erste Vorschlag der AWO-Arbeit- 
geber aus, und das hätte natürlich zu 
einer Spaltung der Belegschaften in¬ 
nerhalb der AWO geführt, ver.di hat¬ 
te die Kolleginnen darüber informiert, 
die waren von diesem Angebot selbst¬ 
verständlich wenig angetan. 

Hinzu kommt, das ver.di in den Ki¬ 
tas über einen relativ hohen Organisa¬ 
tionsgrad verfügt, er liegt über dem der 
anderen Bereiche. 

UZ: Gibt es Besonderheiten der Kitas 
der AWO im Vergleich zu anderen Trä¬ 
gern? 

Dieter Neuhofen: Viele Einrichtungen 
der AWO liegen in Bereichen, die man 
früher als soziale Brennpunkte be¬ 
zeichnet hat. Damit sind naturgemäß 
spezifische Belastungen für die Kolle¬ 
ginnen verbunden. Für die kirchlichen 
und kommunalen Einrichtungen gilt 
das bei Weitem nicht in diesem Maße. 

UZ: Wie steht es um die Arbeitsbedin¬ 
gungen der Kolleginnen und Kollegen? 
Wie sieht die Personalentwicklung aus 
und welche Perspektiven ergeben sich 
für die Beschäftigten daraus? 

Dieter Neuhofen: Ich fürchte, dass 
es seitens der AWO Versuche geben 
wird, die Erhöhung der Entgelte in 
der einen oder anderen Einrichtung 
durch Kürzung der vorhandenen Per¬ 
sonalstunden zu kompensieren. Das ist 
zwar nicht überall möglich, aber in so 


ziemlich jeder Kita geht die AWO mit 
ihren Stundenleistungen über das hi¬ 
naus, was vom Land bezahlt wird. Die 
gesetzlichen Bedingungen müssen so 
verbessert werden, dass ausreichende 
Personalstunden in den Einrichtun¬ 
gen auch seitens des Landes finanziert 
werden. 



Dieter Neuhofen ist stellvertreten¬ 
der Betriebsratsvorsitzender im 
AWO-Unterbezirk Münsterland- 
Recklinghausen und Schriftführer 
des Konzernbetriebsrates der AWO 
Westliches Westfalen. 

UZ: Wie sind für die Erzieherinnen 
und Erzieher die finanziellen Rahmen¬ 
bedingungen, auch im Vergleich zum 
öffentlichen Dienst? 

Dieter Neuhofen: Es gibt keine Perso¬ 
nalfinanzierung, keine Refinanzierung 
der Personalkosten durch das Land. 
Nach dem Kinderbildungsgesetz (Ki- 


Biz) von 2007 wird praktisch ein Kopf¬ 
geld für jedes betreute Kind gezahlt. 
Das richtet sich nach dem Alter des 
Kindes und danach, wie viel Wochen¬ 
stunden für das Kind gebucht worden 
ist. Diese Pauschale muss sämtliche 
Kosten abdecken. In der Praxis funk¬ 
tioniert das nicht, so dass die Unterfi¬ 
nanzierung durch das Gesetz program¬ 
miert ist. In diesem Gesetz ist zur Zeit 
eine jährliche Steigerung von 1,5 Pro¬ 
zent vorgesehen. 

UZ: Mit welchem Gehalt geht denn 
heute eine Erzieherin bei der AWO 
nach Hause? 

Dieter Neuhofen: Eine Erzieherin hat 
bei einer 39-Stunden-Woche - ohne 
die jetzt vereinbarte Erhöhung von 
2,4 Prozent - ein Bruttoeinkommen 
von 2 082,61 Euro im Monat, also ein 
Nettoeinkommen von etwa 1500 Euro. 

UZ: Die AWO in NRW ist ebenfalls in 
der Schulbetreuung tätig. Wie steht es 
um die die Rahmenbedingungen für 
diesen Betreuungsbereich? 

Dieter Neuhofen: Im Moment gibt es 
keinerlei verbindliche Richtlinien, wie 
die Betreuung in der offenen Ganz¬ 
tagsschule zu erfolgen hat. Das ist er¬ 
schreckend. Zur Zeit existieren ledig¬ 
lich Richtlinien, die von den Trägern 
der Maßnahmen mit den jeweiligen 
Schulen erstellt worden sind. Der Ein¬ 
satz von Fachkräften ist also gesetzlich 
überhaupt nicht geregelt. Gleichfalls 
gibt es keine festgelegten Gruppen¬ 
größen. Die Träger der offenen Ganz¬ 
tagsbetreuung erwarten für 2016 ein 
Gesetz, das diese Zustände endlich 
verbindlich regelt. 

UZ: Sind die Kolleginnen und Kollegen 
mit dem erzielten Abschluss zufrieden? 

Dieter Neuhofen: Zumindest der größ¬ 
te Teil. Die Resonanz der Belegschaft 
ist positiv. Und die erkämpften freien 
ver.di-Tage für die Gewerkschafter 
wird dabei als ein besonderer Erfolg 
eingeschätzt. Für 90 Prozent der Kol¬ 
leginnen war das im Arbeitskampf be¬ 
sonders wichtig. 


Mindestlohn 

HOTLINE 

0391/4088003 
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Das Gespräch führte Werner Sarbok 


Arbeiterwohlfahrt für Solidarität und gegen Pegida 

„Die Arbeiterwohlfahrt steht für Solidarität und Toleranz und hat sich in ihrer 
langen Tradition immer gegen die Ausgrenzung gesellschaftlicher Gruppen aus¬ 
gesprochen. Deshalb lehnen wir jedwede Vorurteile gegen Menschen anderen 
Glaubens oder gegen Menschen mit Migrationshintergrund entschieden ab“, 
erklärt der AWO Bundesvorsitzende Wolf gang Stadler vor dem Hintergrund der 
sich immer weiter ausbreitenden Pegida-Demonstrationen, die sich gegen eine 
vermeintliche Islamisierung der Bundesrepublik wenden. 


Mindestlohn ohne Kontrolle 

Wehrt euch gegen Tricksereien! 
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Sauberkeit hat Ihren Preis - Faire Arbeit jetzt 

Gebäudereiniger haben ideenreich die Tarifrunde 2015 eingeläutet 




M it einer Vielzahl an Aktionen 
hat die IG BAU für die knapp 
600 000 Beschäftigten im Ge¬ 
bäudereinigerhandwerk die Tarifrunde 
2015 eingeläutet. Mit bunten und kre¬ 
ativen Aktionen machten die Gebäu¬ 
dereiniger auf die Problematik in ihrem 
Handwerk aufmerksam. 

Die Forderung nach unbefristeten 
Arbeitsverträgen ist eine der Kernfra¬ 
gen in der bevorstehenden Tarifrunde. 
Über 60 000 Beschäftigte im Gebäu¬ 
dereinigerhandwerk sind befristet. So 
ist es im Gebäudereinigerhandwerk 
üblich, Arbeitsverträge innerhalb von 
zwei Jahren bis zu dreimal zu verlän¬ 
gern. 

In größeren Reinigungsobjekten 
werden sogenannte Objektarbeits¬ 
verträge mit den Beschäftigten abge¬ 
schlossen. Das bedeutet für die Be¬ 
schäftigten: Objekt weg - Job weg. Soll¬ 
te der Arbeitgeber die Beschäftigten in 
einem anderen Objekt einstellen, gibt 
es einen neuen Objektvertrag. Deut¬ 
lich wird dieses, wenn die Beschäfti¬ 
gungszeiten der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer in den Gebäuder¬ 
einigungsfirmen verglichen werden: In 
80 Prozent der Unternehmen wechselt 
statistisch alle zwei Jahre die Hälfte der 
Belegschaft. Die wenigsten Beschäftig¬ 
ten in der Gebäudereinigung können 
ihre eigene Zukunft planen, Mietver¬ 
träge mit Beschäftigten aus dem Ge¬ 
bäudereinigungshandwerk werden von 
Vermietern immer häufiger abgelehnt. 
Über Urlaubspläne oder einen etwas 
besseren Lebensstandard braucht ein 
Beschäftigter in der Gebäudereinigung 
nicht nachzudenken. 

Bei den Aktionen zeigte sich nun: 
Ob als Lindwurm, Weihnachtsmann 
oder Osterhasen - die Kreativität der 
Kolleginnen und Kollegen war gren¬ 
zenlos. Im Frühjahr 2015 wird die IG 
BAU die Tarifforderungen für das 
Gebäudereinigerhandwerk vorstellen, 
doch die Gebäudereinigerinnen und 


Gebäudereiniger rüsten jetzt schon 
zur Tarifrunde. „Sauberkeit hat Ihren 
Preis“, die Kolleginnen und Kollegen 
aus der Gebäudereinigung zeigen mit 
dieser Forderung deutlich, das sie nicht 
mehr gewillt sind, sich mit Zeitverträ- 
gen und Mindestlöhnen von 8,50 Euro 
in den neuen Bundesländern und 9,55 
Euro in den alten Bundesländern ab¬ 
speisen zu lassen. 

Dass der Druck der Kolleginnen 
und Kollegen in den Betrieben immer 
größer wird, merken die Arbeitgeber 
fast täglich. Immer mehr Belegschaf¬ 


ten stehen auf und wehren sich gegen 
die Machenschaffen des Kapitals. So 
bei der Firma GCS am Frankfurter 
Flughafen, wo Kolleginnen und Kolle¬ 
gen für den Erhalt ihrer Arbeitsplät¬ 
ze kämpfen. Die Firma GCS versucht 
mit allen Mitteln, über 100 Kollegin¬ 
nen und Kollegen aus dem Terminal 
2 zu entfernen, weil sie dort den Auf¬ 
trag verloren hat. Auch ohne die Zie¬ 
le und Forderungen der Tarifrunde 
2015 frühzeitig nach außen zu tragen, 
positionieren sich immer mehr Kolle¬ 
ginnen und Kollegen hinter der For¬ 


derung „ Sauberkeit hat Ihren Preis“ 
und erinnern gerne an den „Streik der 
Unsichtbaren“, als sie sich erfolgreich 
gegen die die Willkür der Arbeitgeber 
durchsetzten. Die Vorbereitungen und 
Aktionstage in den Bezirksverbänden 
zeigte deutlich, dass die Beschäftigten 
im Gebäudereinigerhandwerk bereit 
sind, den zweiten Teil vom „Streik der 
Unsichtbaren“ zu drehen. Das Ziel in 
der Gebäudereinigung kann nur hei¬ 
ßen: Mit starken Lohnabschlüssen den 
Niedriglohnsektor verlassen! 

Andreas Goerke 


Ohne Einschränkung 

Juristen gegen Tarifeinheit per Gesetz 



Jemand hat die Absicht, das Streikrecht einzuschränken 


Während innerhalb des DGB der 
Streit um die Bewertung des von Ar¬ 
beitsministerin Nahles vorgelegten 
„Tarifeinheitsgesetzes“ erst richtig in 
Fahrt kommt, haben sich Juristen, die 
Teil der Gewerkschaftsbewegung sind, 
bereits festgelegt: Damit geht eine Ein¬ 
schränkung des Streikrechts einher, die 
verhindert werden muss. 

So legte Wolfgang Däubler, unter 
anderem bekannt durch die von ihm 
herausgegebenen Kommentare zum 
Betriebsverfassungsgesetz, im Auf¬ 
trag der Linksfraktion im Bundestag 
ein Gutachten vor, das zu dem Schluss 
kommt: „Der Regierungsentwurf will 
Minderheitengewerkschaften das 
Recht zum Abschluss von Tarifverträ¬ 
gen entziehen. Nach seiner Begrün¬ 
dung muss damit gerechnet werden, 
dass auch ein Streik jedenfalls dann 
ausgeschlossen ist, wenn die Minder¬ 
heitenposition der fraglichen Gewerk¬ 
schaft offensichtlich ist oder in einem 
arbeitsgerichtlichen Beschlussverfah¬ 
ren rechtskräftig festgestellt wurde.“ 

Das bedeutet das Gegenteil von 
dem, was Nahles derzeit predigt, näm¬ 
lich, dass eine Einschränkung des 
Streikrechts durch den vorliegenden 
Gesetzentwurf nicht gegeben sei. 

Dem widerspricht auch Rolf Geff- 
ken, Arbeitsrechtler aus Hamburg. Er 
hat mit seiner Kanzlei den Aufruf „Ju¬ 
risten gegen das Tarifeinheitsgesetz“ ge¬ 
startet, in dem es heißt: „Das Streikrecht 
ist als Teil der Koalitionsfreiheit in Art. 
9 Abs. 3 GG garantiert. Zwar enthält 
der Gesetzesentwurf der Bundesregie¬ 
rung kein ausdrückliches Streikverbot. 
Aber in der Begründung heißt es aus¬ 
drücklich, dass der Arbeitskampf für 
einen kollidierenden Tarifvertrag nicht 
verhältnismäßig 4 also rechtswidrig sei. 
Zudem gelten nach der Rechtsprechung 
des Bundesarbeitsgerichts nur Streiks 


dann als rechtmäßig, wenn sie ein tarif¬ 
lich regelbares Ziel 4 haben. Mit der Aus¬ 
grenzung des Tarifvertrages der Min¬ 
derheitsgewerkschaft wäre dieses nicht 
mehr gegeben. Der Entwurf enthält also 
mindestens indirekt ein Streikverbot.“ 
IG Metall-Vorsitzender Detlef 
Wetzel warnte noch kürzlich vor einer 
grundlegenden Kritik an dem Gesetz¬ 
entwurf und sprach sich gegen Unter¬ 
schriftenaktionen aus, wie sie derzeit 
von ver.di, der NGG und der GEW 
durchgeführt werden: „Akteure ein¬ 
zelner DGB-Gewerkschaften, die sich 
gegen den Gesetzesentwurf zur Rege¬ 
lung der Tarifeinheit stellen, müssen 
sich über eines klar sein: Mit der Ab¬ 


lehnung des Mehrheitsprinzips unter¬ 
stützen sie - gewollt oder ungewollt - 
neoliberale Wunschträume über eine 
Spaltung der Arbeitnehmerseite“. 

Nachbesserungsbedarf besteht sei¬ 
ner Meinung nach nur bezüglich der 
Ermittlung der Mehrheitsverhältnisse 
in einem Betrieb, die Manipulationen 
zulasten einer Gewerkschaft ermögli¬ 
che. Außerdem dürfe das vorgesehe¬ 
ne „Nachzeichnungsrecht“ nicht dazu 
führen, dass deren Mitglieder mögli¬ 
cherweise von umfangreicheren Leis¬ 
tungen des Mehrheitstarifvertrages 
profitierten, obwohl ihre Gewerkschaft 
nicht in der Lage gewesen wäre, diese 
Ansprüche durchzusetzen. 


Eine Einschränkung des Streik¬ 
rechts wie sie von Arbeitsrechtlern wie 
Geffken und Däubler festgestellt wur¬ 
de, will der IG Metall-Vorsitzende im 
vorliegenden Gesetzentwurf jedenfalls 
nicht erkennen. UZ 

Gutachten von Wolfgang Däubler zum 
Gesetzentwurf der Bundesregierung 
zum Tarifeinheitsgesetz im Auftrag 
der Linksfraktion unter kurzlink.de/Ff- 
TxCbZyC 

Aufruf „Juristen gegen das Tarifein¬ 
heitsgesetz“ unter kurzlink.de/uMZtS- 
M3VK 

Aufruf „Tarifeinheit: JA - Eingriff ins 
Streikrecht: NEIN“ unter: verdi.de 


Volkswagen verkauft 
10 Millionen Autos 

Mit zehn Millionen verkauften Autos 
2014 ließ sich der Volkswagen-Kon¬ 
zern auf der Automesse in Detroit fei¬ 
ern. Zu diesem Rekord trug vor allem 
die Hausmarke Volkswagen bei. 6,12 
Millionen Autos wurde mit dem Logo 
VW abgesetzt, Audi hat 1,74 Millionen 
beigesteuert, die tschechische Marke 
Skoda 1,04 Millionen. Der Konzern 
hatte sich zwar zehn Millionen ver¬ 
kaufte Autos zum Ziel gesetzt, aller¬ 
dings erst für 2018. „Das ist ein histo¬ 
rischer Meilenstein“, sagte VW-Chef 
Winterkorn. 

Spiegel online merkte kritisch an, 
die schiere Menge verkaufter Autos 
sei noch kein Erfolgskriterium. Wich¬ 
tiger sei, „wie viel Geld die Konzerne 
pro verkauftem Auto verdienen“, fass¬ 
te Spiegel online die Sicht potentieller 
Renditeempfänger zusammen. 

Auch BMW stellte einen neuen 
Rekord auf: Der Konzern, zu dem die 
Marken BMW, Mini und Rolls-Royce 
gehören, verkaufte mehr als zwei Mil¬ 
lionen Autos und lag damit vor den 
Konkurrenten von Audi und Daimler. 


Volkswagen entlässt 
800 Arbeiter 

In Brasilien sind VW-Beschäftigte des 
Werks Anchieta letzte Woche in einen 
Streik getreten. Das Werk liegt in ei¬ 
ner Industrieregion im Umland von 
Säo Paulo, der größten Stadt Brasi¬ 
liens. Hier werden die Modelle Polo, 
Gol, Parati sowie das Nutzfahrzeug 
Saveiro und der Transporter T2 ge¬ 
fertigt. 

Die Streikenden wollen den deut¬ 
schen Autobauer dazu zwingen, die 
Kündigung von 800 Arbeitern zu¬ 
rückzunehmen. Wie die junge Welt am 
Dienstag berichtete, wurde den betrof¬ 
fenen Kollegen zum Ende der Werks¬ 
ferien vom Unternehmen mitgeteilt, 
dass sie vom 6. Januar bis zum 4. Fe¬ 
bruar 2015 bezahlt freigestellt würden 
und anschließend arbeitslos seien. 

Der Ausstand werde erst einge¬ 
stellt, wenn die Betroffenen ihre Jobs 
wiederhätten, erklärte die Gewerk¬ 
schaft der Metaller im Bezirk Säo 
Bernardo Do Campo in Säo Paulo laut 
Handelsblatt. 

Sämtliche 13 000 VW-Mitarbeiter 
sollen am Streik beteiligt sein. Die Be¬ 
schäftigten des Werks in Anchieta hät¬ 
ten die Bänder gestoppt, seien aber im 
Werk geblieben, so die Nachrichten¬ 
agentur ABR. 

Die zuständige Metallgewerkschaft 
(Sindicato dos Metalürgicos) organi¬ 
siert tägliche Versammlungen und 
Kundgebungen, wie die junge Welt be¬ 
richtet. „Wir können diese Massen¬ 
entlassungen nicht akzeptieren“, sagte 
demnach der Generalsekretär der ört¬ 
lichen Metallgewerkschaft. Er schlägt 
einen Dialog der Gewerkschaften mit 
der brasilianischen Regierung vor. Ziel 
solle es sein, ein System zu schaffen, 
welches die negativen Auswirkungen 
von Marktschwankungen auf die Ar¬ 
beiter verhindert. 

Volkswagen begründet die Entlas¬ 
sungen mit der negativen Marktsitua¬ 
tion. So sei der Umsatz 2014 um sieben 
Prozent gesunken, die Exporte hätten 
um 40 Prozent nachgegeben. 


Volkswagen will dickere 
Autos bauen 

In den USA sanken die Absatzzah¬ 
len für VW 2014 um zehn Prozent auf 
367 000 Autos, der Marktanteil sank 
damit von 2,6 auf 2,2 Prozent. Damit 
liegt Volkswagen hinter Marken wie 
Subaru oder Kia. „Wir sind einfach 
kein Massenhersteller in den USA, das 
ist ganz klar 44 sagt Michael Horn, Chef 
von Volkswagen USA. Das Ziel von 
VW ist es, im Jahr 2018 in den USA 
800 000 Autos abzusetzen. 

Wie die sueddeutsche.de am Mon¬ 
tag berichtete, sei ein Hauptgrund für 
den Rückgang, dass VW keinen US- 
amerikanischen „People 4 s car“ im Pro¬ 
gramm habe, also keinen großen Pick- 
up oder SUV. Das will VW natürlich 
nicht auf sich sitzen lassen und plant 
eine SUV-Offensive ab 2016. 

Der Konzern wolle bis 2019 sieben 
Milliarden Euro in Nordamerika in¬ 
vestieren. 
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Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit verteidigen 

Zu den Anschlägen von Paris erklärte 
der Bundessprecherkreis der Vereini¬ 
gung der Verfolgten des Naziregimes/ 
Bund der Antifaschisten am 12. Januar: 
„Die VVN-BdA spricht den Angehö¬ 
rigen der bei den Anschlägen in Paris 
Gemordeten ihr tief empfundenes Mit¬ 
gefühl aus. 

Es ist bezeichnend, dass sich der 
menschenverachtende und demokra¬ 
tiefeindliche Terror gegen Linke und 
jüdische Einrichtungen richtet. Beides, 
Menschenverachtung und Demokra¬ 
tiefeindlichkeit, teilen die Attentäter 
mit jenen, die ihre Taten zum Anlass 
nehmen, nach einem autoritären Staat 
zu rufen. 

Dagegen stehen wir mit Millio¬ 
nen Menschen in Europa für die Ver¬ 
teidigung der Demokratie. Die Er¬ 
rungenschaften der Französischen 
Revolution, Freiheit, Gleichheit und 
Brüderlichkeit als Maßstab für eine 
Gesellschaft, die allen Menschen ein 
menschenwürdiges Leben ermöglicht, 
müssen gegen Salafisten, Antisemiten, 
Rassisten und Faschisten, gegen PE- 
GIDA- und HOGESA-Bewegungen 
verteidigt werden.“ 

Klartext reden 

„Für die vom Bundesjustizminister 
angekündigte Verschärfung der An¬ 
titerrorgesetze gibt es auch nach dem 
Pariser Anschlag keinerlei Notwen¬ 
digkeit. Jetzt weiter Rechtsstaat und 
Grundrechte durch die Schaffung neu¬ 
er Gummiparagraphen zu demontie¬ 
ren ist genau die falsche Antwort auf 
die terroristische Bedrohung durch in¬ 
ternational operierende Djihadisten“ 
erklärt die innenpolitische Sprecherin 
der Fraktion „Die Linke“, Ulla Jelpke, 
nach der Ankündigung von Justizmi¬ 
nister Heiko Maas, bis Monatsende ein 
neues Gesetzespaket vorzulegen. Die 
Abgeordnete weiter: 

„Stattdessen sollte die Bundesre¬ 
gierung Klartext mit dem heute [12. 
1.] zum Staatsbesuch nach Berlin kom¬ 
menden türkischen Ministerpräsiden¬ 
ten Ahmet Davutoglu sprechen. Denn 
solange die Bundesregierung zur of¬ 
fensichtlichen Terrorunterstützung ih¬ 
res NATO-Partners Türkei schweigt, 
sind ihre eigenen Maßnahmen gegen 
djihadistische Reisebewegungen nicht 
nur unglaubwürdig, sondern weit¬ 
gehend wirkungslos. Zur Verwirkli¬ 
chung ihrer eigenen neo-osmanischen 
Machtpolitik stellt die Staatsführung 
von Präsident Tayyip Erdogan und Mi¬ 
nisterpräsident Davutoglu weiterhin 
Djihadisten Infrastruktur wie Kran¬ 
kenhäuser zur Verfügung und duldet 
Ausbildungscamps auf türkischem 
Boden. Zudem gewährt sie den IS- 
Kämpfern bei ihren Angriffen auf das 
kurdische Selbstverwaltungsgebiet un¬ 
gehinderten Transit nach Syrien. Auch 
die selber in der militanten Djihadis- 
ten-Szene aktive Partnerin eines der 
Pariser Attentäter ist so vor wenigen 
Tagen ungehindert über die Türkei in 
das IS-Kalifat eingereist.“ 

Ulfkotte kommt 

Die AfD setzt in Nordhessen ihren 
Rechtsaußen-Kurs im neuen Jahr fort: 
Nachdem Parteiaktivisten bei den Pegi- 
da-Aufmärschen in Kassel mitmischen, 
soll nun mit Udo Ulfkotte ein umstrit¬ 
tener Islamkritiker und Verschwö¬ 
rungstheoretiker auftreten. 

Ulfkotte wird für den Neujahrsemp¬ 
fang der rechtskonservativen AfD am 
25. Januar in Kassel angekündigt. Der 
54-Jährige ehemalige Mitarbeiter der 
„Frankfurter Allgemeinen“ soll bei der 
AfD-Versammlung sein jüngst erschie¬ 
nenes Buch „Gekaufte Journalisten“ 
vorstellen. In dem im Kopp-Verlag er¬ 
schienenen Bestseller benennt der Pu¬ 
blizist vor allem längst bekannte Ver¬ 
fehlungen von Medienmachern. Vor 
Weihnachten war Ulfkotte bei einer 
Kundgebung der fremdenfeindlichen 
Pegida-Bewegung in Bonn aufgetre¬ 
ten. Anmelderin dort war eine ehema¬ 
lige Neonazi-Aktivistin, die inzwischen 
der rechtsextremen Partei „pro NRW“ 
angehört. Zuletzt trat Ulfkotte auch bei 
der Pegida-Demo in Dresden auf und 
war Interviewgast beim Kreml-treuen 
Nachrichtenkanal „RT deutsch“. 

(blick nach rechts) 


Frieden statt NATO 

XX. Internationale Rosa-Luxemburg-Konferenz 



Die Podiumsteilnehmer in Berlin Rolf Becker, Arnold Schölzel (Diskussionsleitung), Oskar Lafontaine, Willi Wimmer (v.l.n.r.). 


ie NATO gehört gestoppt und 
abgeschafft. Das globale Vor¬ 
machtbündnis liefert nach den 
Worten Oskar Lafontaines mit stra¬ 
tegischen „Interventionen“ und terro¬ 
ristischen Kriegen „die Grundlage für 
die Ausbreitung weltweiten Terrors“ 
dem nun auch zwölf Mitarbeiter einer 
linken Zeitschrift in Paris zum Opfer 
fielen. Zum verschärften Kurs erklär¬ 
te dagegen jüngst der Verteidigungs¬ 
minister der USA, Russland sei an die 
Schwelle der NATO-Mitgliedsländer 
vorgestoßen. 

Mit der notwendigen kontrapunk¬ 
tischen Ausrichtung zur bevorstehen¬ 
den Münchner „Sicherheitskonferenz“ 
erlebten 2 300 Gäste aus vielen Teilen 
der Bundesrepublik am Vortag der tra¬ 
ditionellen LL-Demonstration in Ber¬ 
lin den politischen Jahresauftakt der 
Tageszeitung „junge Welt“. Der gro¬ 
ße Saal in der „Urania“ am Kleistpark 
war fast durchgehend ausgebucht, auch 
in anderen Sälen wurden die Vorträ¬ 
ge und Podien an Monitoren rege ver- 
folgt. 

„Ja, ich bin es, Thersites, Schmä¬ 
her aller Kriege, ihrer Feldherrn, ihrer 
Propagandisten, ihrer Professoren“: 
Mit einer satirisch gewürzten Suada 
auf die neue Ausrichtung der Bundes¬ 
wehr und ihrer Showroom-Werbung 
am Bahnhof Friedrichstraße „Wir. 
dienen.Deutschland“ machte sich der 
eröffnende Hamburger Publizist Otto 
Köhler selbst das schönste Geschenk 
an seinem 80. Geburtstag. Wenn schon 
ein Ehrenhain in Potsdam für bisher 54 
in Afghanistan getötete Bundeswehr- 
Angehörige, dann wenigstens eine Ge¬ 
denktafel für ihre afghanischen Opfer 
hier in Berlin. Allein der Vernichtungs¬ 
befehl des heutigen Brigadegenerals 
Klein forderte 2009 in Kundus das 
Zehnfache an Menschenleben - zivile 
Männer, Frauen und Kinder. Insoweit 
die Partei „Die Linke“ nicht entschie¬ 
den gegen solche „Erfolge“ der Bun¬ 
deswehr aufstehe, müsse die Gedenk¬ 
tafel dann eben ans Karl-Liebknecht- 
Haus. 

Oskar Lafontaine, früherer Vor¬ 
sitzender der PDL, setzte sich in ei¬ 
ner programmatischen Rede für einen 
„aufrechten Gang“ seiner Partei und 
für Bündnisse auch außerhalb des po¬ 
litischen Raums ein, um mögliche Kor¬ 
rekturen in der deutschen Politik hin 
zu einer „Haltelinie Kriegseinsätze“ 


bewirken zu können. Sollte „Die Lin¬ 
ke“ eingeladen werden zur Bildung ei¬ 
ner Regierung, sei dafür grundlegend, 
sich nie an einem Interventionskrieg zu 
beteiligen. 

Das war auch am Tisch des abschlie¬ 
ßenden Podiumsgesprächs Thema, bei 
dem sich neben Lafontaine auch der 
eingeladene ehemalige Vizepräsident 
der OSZE Willy Wimmer (CDU) sowie 
der Friedensaktivist und Schauspieler 
Rolf Becker beteiligten. Um die Be¬ 
völkerung darüber aufzuklären, wie 
aggressiv die NATO-Politik tatsäch¬ 
lich ist, empfahl Willy Wimmer Oba- 
mas letzte Rede vor der Militärakade¬ 
mie Westpoint vom Mai 2014 zu lesen. 
Sie offenbare ein ähnliches Verständnis 
von Präventivkriegen wie George W. 
Bush, der wohl „beim Führer“ gelernt 
habe. Gaucks Kriegsrede vom Januar 
2014 in München bediene sich dieser in 
Politik und Medien gängigen „Sender- 
Gleiwitz“-Rhethorik. „Die politische 
Konsequenz aus dem, was wir erlebt 
haben und was wir heute sehen, hat 
Oskar Lafontaine schon benannt: Wir 
müssen eine Sicherheitsstruktur in Eu¬ 
ropa bekommen, die alle gleichberech¬ 
tigt an einen Tisch bringt. Auch unseren 
russischen Nachbarn!“ 


Was tun? (Vorschläge) 

Rolf Becker hält es mit Rosa Luxem¬ 
burg: „Der erste Schritt zu revolutio¬ 
närer Tat ist, auszusprechen, was ist. 
Zweitens: Lasst uns alles tun, damit 
in Griechenland der Wagen mit Syri- 
za nicht in eine reaktionäre Richtung 
umkippt. Das ist nämlich immer die 
Gefahr, wenn Linke eine Niederlage 
erleiden. Und drittens: Wir müssen die 
Eigentumsverhältnisse in Frage stellen 
und ändern. Wo immer sie angegriffen 
werden, ganz egal, auf welcher Ebene. 
Im kleinsten Betrieb müssen wir Soli¬ 
darität mit denen üben, die anfangen 
zu handeln.“ 

Die Konferenz bot dazu konkrete 
Informationsmöglichkeiten und An¬ 
satzpunkte zu selbsttätigem Eingreifen. 
Freja Wedenborg, Kopenhagen, berich¬ 
tete über die Medienkooperation von 
vier europäischen linken Tageszeitun¬ 
gen. Antimilitaristische Initiativen und 
Walter Listl von der DKP stimmten auf 
Aktionen gegen die Münchner Sicher¬ 
heitskonferenz und den G-7-Gipfel im 
Juni in Bayern ein. Der Initiative für 
eine Zivilklausel in der Forschung ha¬ 
ben sich bisher rund 20 Hochschulen 
angeschlossen. Ein Dauerthema bleibt 
die Unterstützung von Flüchtlingen. 


Zu einem neuerlichen Start und zu 
breitem solidarischen Mittun 2015 lädt 
eine erfolgreiche antifaschistische Ka¬ 
rawane ein: Die italienischen Musiker 
von Banda Bassotti reisten schon vor 
ein paar Wochen quer durch europä¬ 
ische Länder bis hin zur Ostukraine, 
initiiert durch die Zeitschrift „Melodie 
und Rhythmus“. 

Die vielfältigen Solidaritätsbekun¬ 
dungen mit Mumia Abu Jamal, seit 33 
Jahren in US-Haft, sowie mit den erst 
kürzlich nach Havanna zurückgekehr¬ 
ten „Cuban Five“ prägen den Charak¬ 
ter der Konferenz seit langem mit. Über 
eine Video-Aufzeichnung mit Mumia, 
über die vom kubanischen Botschafter 
Rene Juan Mujica Cantelar verlesene 
Botschaft der in den USA freigekom¬ 
menen Freiheitskämpfer wurde die 
Brücke zu den Konferenzteilnehmern 
geschlagen. Dass die zugrundeliegende 
vorsichtige diplomatische Öffnung zum 
sozialistischen Kuba auch als strategi¬ 
sche Niederlage der Miami-Hardliner 
gewertet werden kann, machten zudem 
Hans Modrow und sein Koautor Vol¬ 
ker Hermsdorf deutlich, als sie ihr Buch 
„Amboss oder Hammer“ über die ku¬ 
banische Revolution vorstellten. 

Hilmar Franz 


Der Tag der Befreiung ist den Herrschenden ein Dorn im Auge 

Aus der Rede von Patrik Köbele, Vorsitzender der DKP, auf der Lenin-Liebknecht-Luxemburg-Veranstaltung 
der DKP am io. Januar. 


„Wir haben am 25. Jahrestag des so ge¬ 
nannten Mauerfalls gemerkt, wie wich¬ 
tig der herrschenden Klasse die Durch¬ 
setzung ihrer Geschichtsbetrachtung 
im Massenbewusstsein ist. Ist ja auch 
klar - so, wie der Satz gilt, „wer die Ge¬ 
schichte vergisst, ist verdammt, sie zu 
wiederholen“, so gilt ja auch die Wahr¬ 
heit, dass derjenige, der die Geschichts¬ 
betrachtung der herrschenden Klasse 
übernimmt, unweigerlich beginnt, Ge¬ 
schichte im Interesse der herrschen¬ 
den Klasse zu schreiben. Das ist das 
Schlimme am Unsinn vom Unrechts¬ 
staat DDR. 

Wir müssen daraus lernen und uns 
auf den 70. Jahrestag der Befreiung vom 
Faschismus einstellen. Der Tag der Be¬ 
freiung ist den Herrschenden ein Dorn 
im Auge. Denn dadurch wird der Blick 
darauf gerichtet, dass es die herrschen¬ 
de Klasse war, die Hitler zur Macht 
brachte. Es wird daran erinnert, dass 
Großkonzerne und Banken durch Tod 
und Zerstörung, durch Arisierung und 
Zwangsarbeit die Grundlagen für ihre 
heutige Größe legten, ich nenne nur die 
Deutsche Bank, Daimler und die Nach¬ 
folger der IG Farben: Bayer, BASF und 
Degussa. Viel zu sehr könnte daran ge¬ 
dacht werden, dass sie im Westen der 
BRD sofort wieder an der Macht wa¬ 
ren, während sie in der DDR enteignet 
wurden - und womit? Mit Recht. 



Und am schlimmsten: Befreiung! - 
Dann gab es auch Befreier! Die kaum 
fassbare Leistung, das Blutsoll der sozi¬ 
alistischen Sowjetunion, der roten Ar¬ 
mee und der Kommunistischen Partei 
der Sowjetunion, die gemeinsam mit 
den Alliierten den Faschismus besieg¬ 
ten. - das aber geht gar nicht, ist man 
doch gerade dabei, die Geschichte des 
Sozialismus zur Geschichte des Un¬ 
rechts umzudefinieren. 

Wir sagen: Dank Euch Ihr Sowjet¬ 
soldaten und meinen Danke dem Volk 
der Sowjetunion, der roten Armee und 


der Kommunistischen Partei, den Bol- 
schewiki. 

Zum 70. Jahrestag wollen wir mit all 
jenen Zusammenarbeiten, die sagen ,Nie 
wieder Krieg, nie wieder Faschismus!’, 
das gibt die mögliche Breite der Zusam¬ 
menarbeit vor - solange nicht versucht 
wird, diese durch Antikommunismus 
zu zerstören. In dieser Zusammenar¬ 
beit ist es unsere spezifische Rolle auf 
den Zusammenhang von Kapitalismus 
und Imperialismus mit dem Faschismus 
hinzuweisen. 

Wir wollen den 70. Jahrestag der 
Befreiung auch zu einem Höhepunkt 
der eigenständigen Aktivitäten unserer 
Gliederungen machen. Wir rufen auf, 
dass möglichst alle Gliederungen der 
DKP eigene Aktivitäten auf die Beine 
stellen und vor allem um die Teilnah¬ 
me junger Menschen ringen. Wir ha¬ 
ben eine Menge anzubieten. Der anti¬ 
faschistische Kampf solcher Genossin¬ 
nen und Genossen wie den Gingolds, 
Emil Carlebach, wie Hans Heisei, der 
als Wehrmachtssoldat im besetzten Pa¬ 
ris Mitglied der KPD wurde. Schicksa¬ 
le, Beispiele, vor allem Kommunistin¬ 
nen und Kommunisten, die eben nicht 
an der Lage verzweifelten, sondern den 
Kampf aufnahmen. 

Wir haben die Beispiele von Ge¬ 
nossinnen und Genossen, die die Kon¬ 
sequenz aus der Befreiung zogen, die 


im BRD-Staat gegen die Spaltung 
Deutschlands, die Restauration des Im¬ 
perialismus, gegen die Wiederbewaff¬ 
nung kämpften, kaum fünf Jahre nach 
der Befreiung landeten sie wieder in 
den Knästen, wurde die FDJ und 1956 
die KPD verboten. Die UZ brachte ein 
hervorragendes Interview mit unserer 
Genossin Ingrid. Filme, Dokumentati¬ 
onen können helfen, beide Generatio¬ 
nen dem Vergessen zu entreißen, denen 
das Unrecht der BRD sie anheim fallen 
lassen will. 

Wir haben die Genossinnen und 
Genossen, die einen Staat aufbau- 
ten, in dem sie Großkapital und Jun¬ 
ker entmachteten und enteigneten, 
Antifaschismus und Frieden wurden 
Staatsdoktrin. Ein Bildungssystem 
ohne Klassenschranken und Nazileh¬ 
rer aufgebaut, das Recht auf Arbeit 
wurde verwirklicht, internationale So¬ 
lidarität nicht gepredigt sondern geübt. 
Am Ende zu schwach und trotzdem 
die größte Errungenschaft der Arbei¬ 
terklasse Deutschlands, die Deutsche 
Demokratische Republik. 

Die antifaschistische Tradition und 
Gegenwart der Kommunisten zu ver¬ 
mitteln, dafür vor allem auch jugend¬ 
liche Teilnehmer zu gewinnen, das ist 
Herausforderung und machbar, wenn 
jetzt überlegt wird, wie. Und wir stehen 
auch in der Pflicht.“ 
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Weiter Gegenwind für „Pegida“ 

Über 100 ooo gegen Aufmärsche antimuslimischer Rassisten 



I n mehreren bundesdeutschen Städ¬ 
ten sind am vergangenen Montag er¬ 
neut Tausende Anhänger des rechten 
„Pegida“-Netzwerkes („Patriotische 
Europäer gegen die Islamisierung des 
Abendlandes“) und seiner lokalen Ab¬ 
leger aufmarschiert. In Dresden gelang 
es den Rassisten nochmals einen neuer¬ 
lichen Teilnehmerrekord aufzustellen. 
Über 30 000 Personen nahmen dort an 
den Protesten teil. Einige davon trugen 
einen Trauerflor, um an die Opfer der 
Anschläge von Paris zu erinnern. Dies 
stieß nicht nur bei der etablierten Poli¬ 
tik auf scharfe Kritik. Bundesjustizmi¬ 
nister Heiko Maas (SPD) bezeichnete 
das Vorgehen der „Pegida“-Anhänger 
als „widerlich“ „Die Opfer haben es 
nicht verdient, von solchen Hetzern 
missbraucht zu werden“ „Hätten die 
Organisatoren einen Rest von Anstand, 
würden sie diese Demonstrationen ein¬ 
fach absagen,“ konstatierte Maas. Ähn¬ 
lich äußerte sich die Migrationsbeauf¬ 
tragte der Bundesregierung, Aydan 
Özoguz (SPD). Man könne nicht in der 
einen Woche „Lügenpresse“ rufen und 
in der nächsten Woche Trauer tragen, 
weil es Karikaturisten getroffen habe, 
sagte sie. 

Französische Karikaturisten 
„angewidert“ von 
Aufmärschen in Deutschland 


Auch bei französischen Karikaturis¬ 
ten stoßen die Aktionen der antimus¬ 
limischen Brandstifter und Volksver- 
hetzer zunehmend auf Protest. Diese 
warfen den Demonstranten vor, die 
Anschläge „auf zynische Art und Wei¬ 
se“ auszuschlachten. „Wir, die franzö¬ 
sischen und frankophonen Zeichner, 
sind entsetzt über die Ermordung unse¬ 
rer Freunde. Und wir sind angewidert, 
dass rechte Kräfte versuchen, diese für 
ihre Zwecke zu instrumentalisieren“, 
erklärten sie im Internet. 

Unterdessen spüren die Rechten 
auch aus der bundesdeutschen Bevöl¬ 
kerung massiven Gegenwind. Mit Aus¬ 
nahme von Dresden, wo etwa 8000 
Nazigegner gegen die rechte Stim¬ 
mungsmache protestieren, waren die 
„Pegida“-Anhänger ausnahmslos in 


300 Provokateure der Dügida, einem 
rechten Ableger der rechten NRW- 
Pegida, versammelten sich am vergan¬ 
genen Montag unter dem Schutz von 
1000 Polizisten in der Nähe des Düssel¬ 
dorfer Hauptbahnhofes. Dügida-Füh- 
rerin Melanie Dittmer bekam zudem 
die Unterstützung von 30 polizeilich re¬ 
gistrierten Neonazis, die aus Dortmund 
angereist waren. Bis 19 Uhr hatten es 
lediglich etwa 120 Dügida-Anhänger 
zum Hauptbahnhof geschafft. Sie wur¬ 
den dort von Nazigegnern zunächst 
eingekesselt und an ihrem „Rundgang“ 
gehindert. Insgesamt standen der Dügi¬ 
da zwei Gruppen mit 5 500 Gegende¬ 
monstranten gegenüber. 

Die Rechten gaben auf einem 
Transparent vor, den „deutschen 
Boden“ zu verteidigen. Unter den 
Deutschlandfahnen auch eine, an deren 
Stange ein Kruzifix mit Jesus-Figur be¬ 
festigt war. Assoziationen an die christ¬ 
lichen Kreuzzüge wurden wach. Dane¬ 
ben eine einzelne norwegische Flagge, 
die bei manchen Beobachtern Assozi¬ 
ationen zu dem islamfeindlichen und 
rechtsextremistischen Anders Behring 
Breivik weckte, der 2012 insgesamt 
77 Menschen ermordet hatte. Dittmer 
drohte, dass man wöchentlich wieder¬ 
kommen werde. Eine spätere Drohung: 
„Wir kriegen Euch alle!“ 

Angesichts dieser makabren In¬ 
szenierung schallte den Dügida- 
Rechten ein vielfaches und unüber¬ 


der Minderheit. So nahmen ebenfalls 
am vergangenen Montag über 30 000 
Menschen an Anti-„Pegida“-Protesten 
in Leipzig teil. Rund 4 000 bis 5 000 
Rechte folgten indes dem Aufruf der 
Rassisten. In München gingen mehr als 
20 000 Demonstranten gegen die anti¬ 
muslimische Hetze auf die Straße. In 
Hannover stießen rund 200 Rassisten 
auf den Widerstand von fast 20 000 Na¬ 
zigegnern. Ähnlich sah es in Berlin aus, 
wo 4 000 Personen gegen 400 Rechte 
protestierten. In der saarländischen 
Landeshauptstadt Saarbrücken ver¬ 
sammelten sich 9 000 Menschen und 
machten gegen etwa 300 „Pegida“- 
Anhänger mobil. In Düsseldorf ver¬ 
sammelten sich 7 000 Antifaschisten, 
um gegen einen Aufzug von 350 Rech¬ 
ten zu protestieren, (s. untenstehenden 
Artikel) 

„Allein aufgrund des Schutzes der 
eingesetzten Polizei ist es den Rassis¬ 
ten und Neonazis des Netzwerks Düs¬ 
seldorf gegen die Islamisierung des 
Abendlandes 4 (DüGiDa) überhaupt 
gelungen, in der nordrhein-westfäli¬ 
schen Landeshauptstadt aufzumar- 


hörbares „Ihr seid so lächerlich! Ihr 
seid so lächerlich!“ entgegen. Dügida 
scheiterte am Montag mit ihrem Ver¬ 
such, sich nach der letzten Pleite in 
Köln nun in Düsseldorf mächtig auf¬ 
zustellen. 

Für diese Niederlage gab es zwei 
wesentliche Gründe: Innerhalb der 
NRW-Pegida kam es zu einer Spal¬ 
tung, weil ein Teil der Gruppierung die 
Auschwitz-Verunglimpfung und Neo¬ 
nazi-Verbindungen von Melanie Ditt¬ 
mer nicht akzeptierte und sich deshalb 
von ihr distanzierte. Dittmer hatte sich 


schieren“, berichtete Sevim Dagdelen, 
nordrhein-westfälische Bundestags¬ 
abgeordnete und migrationspolitische 
Sprecherin der Linksfraktion. Sie kri¬ 
tisierte, dass die eingesetzten Polizei¬ 
beamten laut Augenzeugenberichten 
im Düsseldorfer Hauptbahnhof mit 
Schlagstöcken gegen friedliche Nazi¬ 
gegner vorgegangen seien. 

„Die politische Verantwortung für 
den zeitweise aus dem Ufer gelaufenen 
Polizeieinsatz trägt Düsseldorfs Poli¬ 
zeipräsident Norbert Wesseler“, stellte 
sie klar. „Herr Wesseler hat bereits als 
Polizeipräsident in der rechten Hoch¬ 
burg Dortmund eindrucksvoll bewie¬ 
sen, dass er entweder nicht in der Lage 
oder aber nicht willens ist, entschlossen 
gegen das Treiben von Neonazis bei¬ 
spielsweise aus der Partei ,Die Rech¬ 
te 4 vorzugehen, deren Anhänger am 
Montag auch in Düsseldorf ihr Unwe¬ 
sen trieben“, kritisierte Dagdelen wei¬ 
ter, die den nordrhein-westfälischen In¬ 
nenminister Ralf Jäger (SPD) zudem 
aufforderte, beim Düsseldorfer Polizei¬ 
präsidenten „dringend einen anderen 
Umgang mit diesen Naziaufmärschen 


geweigert, ihre relativierende Aussage 
über Auschwitz zu revidieren. 

Diese rechtsextremistische Haltung 
führte andererseits dazu, dass sie zwar 
mehr Zulauf aus dem rechten radikali- 
sierten Spektrum bekam. Es blieb aber 
ein verschwindend kleiner Haufen. 

Der zweite Grund: Ungeachtet der 
Differenzen in taktischen Fragen zur 
Organisation der Gegendemonstrati¬ 
on bestand darin Einigkeit bei Parteien 
sowie mehr als 20 Initiativen, Gewerk¬ 
schaften, Sportvereinen, Kirchen und 
Kultureinrichtungen, dass Dügida sich 


einzufordern“. Es könne nicht sein, dass 
die Rechte von über 7 000 Nazigegne¬ 
rinnen und -gegnern beschnitten wür¬ 
den, um „einer Handvoll faschistischer 
Volksverhetzer den öffentlichen Raum 
zur Verfügung zu stellen“, konstatierte 
die Abgeordnete. 

Unterdessen kündigte Melanie 
Dittmer, Wortführer in beim Aufmarsch 
des ,DüGiDa 4 -Netzwerks, an, nun wö¬ 
chentlich in Düsseldorf aufmarschieren 
zu wollen. Welches politische Spektrum 
sie anzieht, war unterdessen bereits am 
Montag zu beobachten. So nahmen an 
dem rassistischen Aufmarsch mehrheit¬ 
lich bekannte Neofaschisten und kei¬ 
neswegs sogenannte „besorgte Bürger“ 
teil. 

„Wir werden in den nächsten Tagen 
diskutieren, wie wir unsere Aktionsfä¬ 
higkeit erhöhen und trotz der Zusam¬ 
menarbeit von Nazis und Polizei die an¬ 
gekündigten Naziaufmärsche in Düs¬ 
seldorf verhindern können“, entgegnete 
Mischa Aschmoneit, Sprecher der In¬ 
terventionistischen Linken Düsseldorf 
[see red!], auf die Ankündigung der ex¬ 
tremen Rechten. Markus Bernhardt 


in Düsseldorf nicht breit machen dürfe. 
Im linken Spektrum lautete die Forde¬ 
rung „No pasarän!“ („Sie werden nicht 
durchkommen!“). Der Appell geht zu¬ 
rück auf den Kampfruf von Dolores 
Ibärruri („La Passionaria“) zur Ver¬ 
teidigung Madrids gegen die Franco- 
Faschisten. In Düsseldorf fruchtete der 
Appell über lange Zeit, wurde dann 
aber durch den Geleitschutz der Poli¬ 
zei für Dügida unterlaufen. 

Auf eine breite Gegenwehr ori¬ 
entierten sich auch die Demonstran¬ 
ten, die dem „Düsseldorfer Appell“ 
vor dem DGB-Haus gefolgt waren. 
Sie verurteilten Dügida mitsamt ih¬ 
rem völkischen Ideologie-Brei. Um 
die Rechtspopulisten wenigstens sym¬ 
bolisch im Dunkeln stehen zu lassen, 
hatte Oberbürgermeister Thomas 
Geisel (SPD) angekündigt, das Licht 
im Rathaus, am Rheinturm und ande¬ 
ren öffentlichen Gebäuden löschen zu 
lassen. Mehrere Kultureinrichtungen 
hatten sich dieser Idee angeschlossen. 
Daraufhin wurde ihm auf Antrag Ditt- 
mers vom Verwaltungsgericht Düs¬ 
seldorf wegen „Parteilichkeit“ unter¬ 
sagt, öffentlich Stellung zu beziehen. 
Erst vor dem Oberverwaltungsgericht 
konnte Geisel sein Anliegen durch¬ 
setzen. Für eine tatsächliche Verhin¬ 
derung der Dügida-Aktivitäten war 
dieses Engagement allerdings nicht 
geeignet. 

Uwe Koopmann 


Schlussfolgerungen zu Paris 

Der Deutsche Freidenker-Verband 
hat die Berichterstattung bezüglich 
des Terroranschlags in Paris kritisiert. 
„Nach der fixen Schuldzuweisung an 
Muslime und den Islam verblüfft als 
Nächstes, dass dieselben Politiker und 
Medien davor warnen, das Pariser At¬ 
tentat könnte Wasser auf die Mühlen 
von , Ausländerfeinden 4 und jenen sein, 
die gegen ,Islamisierung 4 demonstrie¬ 
ren“, kritisierte Klaus Hartmann, Bun¬ 
desvorsitzender der Freidenker, in ei¬ 
ner Erklärung. 

Hartmann wies darin außerdem 
auf die Ursachen der Entwicklung ein¬ 
schließlich solcher Attentate hin: „Zu¬ 
nächst in Afghanistan, dann in Bosni¬ 
en und im Kosovo wurden islamistische 
Terroristen von den USA im Verbund 
mit Saudi-Arabien und Golfmonarchi¬ 
en rekrutiert, bewaffnet, trainiert und 
zur Zerstörung von Staaten eingesetzt“, 
monierte er. 

Sabine Schiffer, Leiterin des Insti¬ 
tuts für Medienverantwortung, äußer¬ 
te sich ähnlich. Sie forderte die Medien 
auf, „als Vierte Gewalt“ nicht vorschnell 
zu urteilen und weiter Stereotype zu 
bedienen, „sondern eine konsequente 
Rechtsstaatlichkeit“ einzufordern. „So¬ 
wohl die Verbrechen von Paris müssen 
rechtsstaatlich verfolgt werden, als auch 
die Verhetzung Muslimen gegenüber. 
Nur bei konsequentem Eintreten gegen 
den Missbrauch der Meinungsfreiheit, 
die üble Nachrede und Volksverhetzung 
aus historischen Gründen nicht mit ein¬ 
schließt, ist eine weitere Polarisierung 
und Radikalisierung auf allen Seiten zu 
verhindern“, stellte Schiffer klar. Wer 
hier relativierte, arbeitete den falschen 
Kräften zu. 

Charlie Hebdo als linke Satirezeit¬ 
schrift habe zwar immer provoziert, aber 
konsequent gegen alle und jeden pole¬ 
misiert - das sei in jedem Fall zu ver¬ 
teidigen. „Darum ist sie mit der einsei¬ 
tig ausgerichteten Jyllands Posten auch 
nicht im gleichen Kontext zu sehen“. 
„Dass nun alle möglichen Zeitungen 
religionskritische Karikaturen nachdru- 
cken, mag als Akt der Verzweiflung in 
diesem schweren Moment durchgehen. 
Dass man dadurch geopolitische und 
weitere möglicherweise relevantere As¬ 
pekte weltweit ausblendet, sollte lang¬ 
fristig korrigiert werden“. Dazu bedür¬ 
fe es jedoch „besonnener Analysen, die 
jenseits von Apologismen wieder Raum 
und Recht gewinnen müssen“, so Schiffer 
weiter, (bern) 

Nazis ohne Erfolg 

Dortmunder Neofaschisten sind in der 
vergangenen Woche mit einer Klage ge¬ 
gen ein Verbot des „Nationalen Wider¬ 
standes“ gescheitert. Der 5. Senat des 
Oberverwaltungsgerichts Münster wies 
die Klage von vormaligen Mitgliedern 
des sogenannten „Nationalen Widerstan¬ 
des Dortmund“ ab. Zur Begründung ga¬ 
ben die Richter an, dass die klagenden 
Rechtsextremen nicht legitimiert seien, 
im Namen der Gruppierung gegen das 
Verbot der militanten Naziorganisation 
zu klagen. Eine Revision ließen die Rich¬ 
ter nicht zu. Der Zusammenschluss der 
militanten Neofaschisten war im August 
2012 vom nordrhein-westfälischen In¬ 
nenminister Ralf Jäger (SPD) verboten 
worden (UZ berichtete). In seiner dama¬ 
ligen Verfügung hatte das Innenministe¬ 
rium festgestellt, dass sich der „Nationale 
Widerstand Dortmund“ gegen die „ver¬ 
fassungsmäßige Ordnung“ richte und 
nach Zweck und Tätigkeit den Strafge¬ 
setzen zuwider laufe. 

Die Neonazis, von denen nicht weni¬ 
ge mittlerweile in der Partei „Die Rech¬ 
te“ organisiert sind, machten in den ver¬ 
gangenen Wochen mehrfach von sich 
reden. So störten sie etwa eine Bürger¬ 
versammlung zum Thema Flüchtlings¬ 
unterbringung im Dortmunder Stadtteil 
Eving und setzten sich gegen die Aufnah¬ 
me ihrer Personalien durch anwesende 
Polizeibeamte zur Wehr. Ein Polizist 
wurde dabei von den Nazis verletzt. 

Die extremen Rechten wollen un¬ 
terdessen im März erneut in Dortmund 
aufmarschieren. Dann jährt sich der 10. 
Todestag des vom Neofaschisten Sven 
Kalin erstochenen Punks Thomas Schulz, 
genannt „Schmuddel“. Dieser war 2005 
in der U-Bahnstation Kampstraße von 
Kahlin attackiert worden und seinen 
Verletzungen erlegen, (bern) 


„No pasarän!“ in Düsseldorf 

„Verteidigung deutschen Bodens“ gescheitert 



5 500 Düsseldorfer traten wenigen Dügida-Anhängern entgegen. 
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Bergarbeiterstreik in Indien 

Schon am zweiten Tag endete der am 
6. Januar begonnene Bergarbeiterstreik 
in Indien mit einem Teilerfolg. Der für 
Bergbau und Elektrizität zuständige Mi¬ 
nister gab bei einem Treffen mit den Ge¬ 
werkschaften die Versicherung ab, dass 
auch im Fall der beabsichtigten Beteili¬ 
gung privater Kapitalinvestoren am bis¬ 
her staatlichen Bergbaukonzern Coal 
India keine Entlassungen vorgenommen 
werden. Eine gemeinsame Kommission 
von Gewerkschaften und Regierung soll 
dies ebenso wie weitere Forderungen 
der Streikenden überprüfen. 

Ein Großteil der insgesamt 370 000 
Beschäftigten im Bergbau hatten am 
6. Januar die Arbeit niedergelegt; rund 
60 Prozent aller Zechen lagen still. Sie 
protestierten mit der Arbeitsniederle¬ 
gung gegen die von der Regierung ge¬ 
plante „Liberalisierung“ und damit Pri¬ 
vatisierung des Kohlesektors und die da¬ 
durch zu befürchtenden Entlassungen. 
Es war der erste große Streik seit der 
Amtsübernahme des rechtsnationalisti¬ 
schen Premiers Modi von der Bharatiya 
Janata Party (B JP) nach der Parlaments¬ 
wahl im April/Mai 2014. Besondere Be¬ 
achtung fand dabei, dass neben dem All 
India Trade Union Congress auch die 
der Regierungspartei nahe stehende Ge¬ 
werkschaft Bharatiya Mazdoor Sangh 
(BMS) daran teilnahm. Offen bleibt, ob 
die Zusagen des Ministers tatsächlich 
eingehalten werden. Das gewachsene 
Kraftbewusstsein der Gewerkschaften 
dürfte einen offenen Bruch jedoch er¬ 
schweren. 

Empörung über Jazenjuk 

Während seines Besuches in Berlin sag¬ 
te der ukrainische Ministerpräsident Ja¬ 
zenjuk in einem Interview mit den „Ta¬ 
gesthemen“ der ARD: »Die russische 
Aggression in der Ukraine, das ist der 
Angriff auf die Weltordnung und auf die 
Ordnung in Europa. Wir können uns alle 
sehr gut an den sowjetischen Anmarsch 
auf die Ukraine und nach Deutschland 
erinnern.« Er macht damit die Sowjet¬ 
union, die im Ergebnis des Überfalls und 
des Vernichtungskrieges der deutschen 
Truppen 27 Millionen Menschen als Op¬ 
fer zu beklagen hatte, zum Täter, und das 
faschistische Deutschland, den Schläch¬ 
ter von Millionen in Europa, zum Op¬ 
fer. Alexej Puschkow, Vorsitzender des 
Auswärtigen Ausschusses der russischen 
Staatsduma, stellte zu dieser Ungeheu¬ 
erlichkeit fest, die Äußerung des ukra¬ 
inischen Premiers sei »im Grunde ge¬ 
nommen eine direkte Unterstützung 
für Nazideutschland und Beleidigung 
des Andenkens der Millionen, die für die 
Befreiung der Sowjetunion und Europas 
fielen«. Er brachte sein Unverständnis 
darüber zum Ausdruck, dass die Bundes¬ 
regierung zu der ungeheuerlichen Ge¬ 
schichtsfälschung Jazenjuks während 
seines Deutschlandbesuches schweigt 
und stellte die Frage, ob Berlin etwa die¬ 
ser Deutung der Geschichte zustimme. 

Palästina Mitglied im ICC 

Ab dem 1. April 2015 wird Palästina 
Mitglied des Internationalen Strafge¬ 
richtshofs (ICC) in Den Haag. UN- 
Generalsekretär Ban Ki-Moon hat den 
Antrag nach Prüfung der Unterlagen 
angenommen, teilte am 7. Januar der 
Sprecher des UNO-Generalsekretariats 
mit. Damit erhält die palästinensische 
Einheitsregierung das Recht, gericht¬ 
liche Untersuchungen des ICC gegen 
israelische Politiker und Militär wegen 
Völkermord, Kriegsverbrechen oder 
Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
zu beantragen, die sie bei Militäropera¬ 
tionen im Gaza-Streifen oder anderen 
Teilen der besetzten Gebiete und im 
Zug ihrer Besatzungspolitik begehen. 
Allerdings gilt nach dem Statut des ICC 
ein Rückwirkungsverbot, sodass früher 
begangene Verbrechen nicht Gegen¬ 
stand solcher Ermittlungen sein können. 
Die Autonomiebehörde hat jedoch be¬ 
reits als Staat mit Beobachterstatus bei 
der UNO, der ihr im November 2012 zu¬ 
gebilligt worden war, am 1. Januar eine 
Erklärung abgegeben, dass sie die Zu¬ 
ständigkeit des ICC für seit dem 13. Juni 
2014 auf palästinensischem Territorium 
begangene Taten anerkennt, um damit 
durch eine Ausnahmeregelung im Statut 
des ICC auch Verbrechen untersuchen 
lassen zu können, die nach diesem Da¬ 
tum begangen worden sind. 


„Es gibt eine Ansteckung mit widerlichen Ideen!“ 

Zwei Stimmen aus Frankreich zu den Attentaten in Paris 



Über Ursachen und Zusammenhänge 


Der Ehrenpräsident der französischen 
Liga für Menschenrechte, Jean-Pierre 
Dubois, äußerte sich in einem Inter¬ 
view mit L 'Humanite am 9. Januar zu 
einigen Fragen rund um die Attentate. 
Unter anderem sagte er: „Diese Tat er¬ 
folgte in einem sehr beunruhigenden 
Kontext des Aufkommens von Gewalt 
und des Themas des ,Krieges zwischen 
den Zivilisationen 4 . Die Fremdenfeind¬ 
lichkeit und die Moslem-Feindschaft 
breiten sich in zahlreichen europäi¬ 
schen Ländern aus.“ Es gebe ein echtes 
Risiko, dass man sich nun noch weiter 
auf diesen „Krieg der Zivilisationen“ 
einlässt. Die Sorge der Liga der Men¬ 
schenrechte und der mit ihr verbunde¬ 
nen anderen antirassistischen Verei¬ 
nigungen (MRAP, Licra, SOS-Rassis- 
mus) sei es, in möglichst großer Breite 


eine Antwort zu geben, die das Gegen¬ 
teil bekräftigt. Eine staatsbürgerliche 
Antwort, die verkündet: „Man wird uns 
nicht spalten bei der Verteidigung der 
Freiheit“ ... 

Weiter sagte Dubois: „Viele sind 
heute erstaunt, dass eine solche Ge¬ 
walttat in Frankreich möglich ist. Aber 
wenn man tausende Kilometer von 
hier entfernt schrecklich gewaltsame 
und ungerechte Situationen sich entwi¬ 
ckeln lässt, ist es illusorisch zu glauben, 
dass der Schrecken von dort nicht bis 
hierher kommen wird. Das war schon 
bei den Attentaten von New York, Lon¬ 
don und Madrid zu sehen. Man muss 
von der Idee abkommen, dass wir ru¬ 
hig leben, während andere in schreck¬ 
licher Weise leiden. Was sich um Daech 
(den sogenannten „Islamischen Staat“, 


d. Red.) herum entwickelt hat, ist die 
Konsequenz der schrecklichen Situati¬ 
on, die für die Bevölkerungen im Irak 
und in Syrien geschaffen wurde... Im 
Ergebnis gibt es heute Individuen, die 
in einem solchen Zustand von Hass 
und Verblendung leben, dass sie zu al¬ 
lem fähig sind ... Wir bezahlen einen 
hohen Preis für das Hochkommen von 
Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, 
aber auch für das Scheitern von Poli¬ 
tik ...“ 

Einen weiteren Zusammenhang 
hob die folgende Äußerung des Men¬ 
schenrechtsaktivisten hervor: „Die 
Rechtsextremen, das ist nicht nur der 
Front National. In den letzten Mona¬ 
ten haben lokale Abgeordnete sehr 
schwerwiegende Äußerungen getan. 
Einer hat gesagt: „Wenn einer mei- 


Was wird aus dem Elan? 

„Nun liegen die großen Themen auf 
dem Tisch. Die Republik muss auf Tat¬ 
sachen, auf Taten erbaut werden, nicht 
nur mit einem in ihren Giebel eingra¬ 
vierten Triptychon. Sie wird nur auf so¬ 
liden Grundlagen stehen unter der Be¬ 
dingung, dass die Diskriminierungen, 
die Verdächtigungen, der Abstieg, die 
Nöte, die Ungleichheiten aufhören.... 

Frankreich muss der Fürsprecher in 
der Welt sein für eine neue Ordnung, 
die jene imperialistischen Interventio¬ 
nen verdammt, die die Keime des Ter¬ 
rorismus gesät haben, wie insbesonde¬ 
re die im Irak und in Libyen. Die Mei¬ 
nungsfreiheit darf nicht eine blumige 
Redewendung bleiben für jene, die sie 
erst nach den Anschlägen entdeckt ha¬ 
ben, aber bereit waren, dieses Blatt kre¬ 
pieren zu lassen, das wie alle rebelli¬ 
schen und unabhängigen Titel der Pres¬ 
se in seiner Existenz bedroht war .... 

Die Kräfte des Fortschritts haben 
viel zu tun, damit diese Welle des Auf¬ 
stands des Volkes ihre Früchte trägt. 
Dann kann man mit Pablo Neruda 
überzeugt sein: „Sie können alle Blu¬ 
men abschneiden, aber sie werden 
nicht den Frühling verhindern.“ 

Patrick Apel-Muller in L'Humonite, 11 . 1 . 


ner Untergebenen einen Roma tötet, 
werde ich an seiner Seite sein“. Das 
war kein FN-Bürgermeister. Ein ande¬ 
rer: „Hitler hat nicht genug von diesen 
Fahrensleuten umgebracht“. Das war 
kein FN-Bürgermeister. Und ganz un¬ 
längst hat einer sich geweigert, ein klei¬ 
nes Roma-Mädchen in seiner Kommu¬ 
ne beerdigen zu lassen. Auch das war 
kein FN-Bürgermeister. Es gibt eine 
Ansteckung mit diesen widerlichen 
Ideen. Das ist es, was Marine Le Pen 
sagt, wenn sie von der „Befreiung des 
Redens“ spricht. Das ist es, was Nico¬ 
las Sarkozy sagte, als er eine „Rechte 
ohne Komplexe“ verkündete. Und das 
ist schrecklich.... Man muss begreifen, 
dass es keine geschützte Zone gibt, 
wenn auf die Bedingungen des Zusam¬ 
menlebens selbst verzichtet wird.“ 


Mächtig verzockt 

In Sri Lanka gab es ein unerwartetes Wahlergebnis 


Der gefährlichste Mann 
Europas? 

Vor den griechischen Wahlen läuft die Qualitätspresse 
zur Hochform auf • Von Klaus Wagener 


Mächtig verzockt hat sich Sri Lankas bis¬ 
heriger Präsident Mahinda Rajapaksa. 
Gegen den Rat seiner marxistisch orien¬ 
tierten Bündnispartner - darunter auch 
die KP - hat er für den 8. Januar um zwei 
Jahre vorgezogene Neuwahlen für das 
Präsidentenamt angesetzt und verloren. 

Schon 2010 hatte er eine Verfas¬ 
sungsänderung durchgesetzt, die ihm 
eine dritte Amtszeit ermöglichen sollte. 
Im November hielt er den Zeitpunkt für 
geeignet und verkündete Neuwahlen. 
Angesichts einer schwächelnden und in 
wesentlichen Fragen zerstrittenen Op¬ 
position eigentlich eine sichere Sache. 
Allerdings hatte er die Rechnung ohne 
die alten Eliten seiner eigenen Partei 
gemacht. Mit Maithripala Sirisena, dem 
Generalsekretär der sozialdemokrati¬ 
schen SLFP und bis dahin Gesundheits¬ 
minister, erhob sich plötzlich ein Gegen¬ 
kandidat aus den eigenen Reihen. 

Die Opposition warf Rajapaksa au¬ 
toritäre Staatsführung, Amtsmissbrauch 
und Machtanhäufung vor. Zudem hat¬ 
te er mehrere Brüder und einen Sohn 
in einflussreiche Staatsämter beför¬ 
dert. Darüber hinaus wurde er bezich¬ 
tigt, Korruption, Alkoholkonsum und 
Glücksspiel zu begünstigen. Die tamili- 
sche Minorität warf ihm zudem Kriegs¬ 
verbrechen im 2009 zu Ende gegangen 
Bürgerkrieg vor, während die muslimi¬ 
sche Minderheit zunehmend Übergrif¬ 
fe durch militante Buddhisten beklagte. 

Sirisena wurde zum gemeinsamen 
Kandidaten der Opposition, die auch von 
der ehemals maoistischen Volksbefrei¬ 
ungsfront JVP unterstützt wurde. Zahl¬ 
reiche Parlamentarier verließen die Re¬ 
gierungskoalition UPFA und wechselten 


zur Oppositionsfraktion, die Mönchspar¬ 
tei JHU und die beiden wichtigsten mus¬ 
limischen Parteien schieden ganz aus der 
Koalition aus, um ins Oppositionslager 
zu wechseln, und am 30. Dezember er¬ 
klärte auch das regierungsferne tami- 
lische Parteienbündnis TNA seine Un¬ 
terstützung für Sirisena. Die Wahl galt 
fortan als Kopf-an-Kopf Rennen. Die 
Entscheidung war dann tatsächlich über¬ 
raschend deutlich (51,28 % zu 47,58 %). 

Sirisena hatte schon zu Beginn er¬ 
klärt, im Falle seiner Wahl Wickreme- 
singhe zum Ministerpräsidenten, zu ma¬ 
chen. Damit kommt es politisch zu einem 
Paradigmenwechsel. Rajapaksa stand für 
einen interventionistischen Staat, Wick- 
remesinghe für ein neoliberales Projekt. 
Von Bedeutung ist auch die außenpo¬ 
litische Wirkung. Rajapaksa suchte die 
Nähe zu China, Sirisena versprach An¬ 
näherung an den Westen - insbesondere 
geht es dabei um den bevorzugten Status 
durch die EU, der Sri Lanka 2010 ent¬ 
zogen wurde weil es sich weigerte, Vor¬ 
würfe über Kriegsverbrechen untersu¬ 
chen zu lassen. 

China als Konkurrent von Sri Lankas 
großem Nachbarn Indien und des Wes¬ 
tens war zuletzt nicht nur der wichtigste 
Entwicklungshelfer, sondern hat auf Sri 
Lanka unter anderem mehrere Hafen¬ 
projekte betrieben und muss jetzt seinen 
Einfluss bedroht sehen. 

Zu den Kollateralschäden des Wahlgangs 
ist noch etwas anderes zu zählen. Er hat 
die radikale Linke auf Sri Lanka schwer 
beschädigt. Kaum eine Organisation hat 
nicht relevante Spaltungen oder den Ab¬ 
gang prominenter Genossen erlebt. 

AF 


Das Powerplay wirkt. Kurzfristig hatte 
Alexis Tsipras den Staffelstab des ak¬ 
tuellen Hitler von Wladimir Putin über¬ 
nehmen dürfen. Bevor gerade wieder der 
islamistische Terror zum Zug gekommen 
ist. Ohne ein gestandenes Feindbild geht 
es bei der deutschen Meinungsindustrie 
nicht. „Ökonomischer Geisterfahrer“ 
(Zeit), „Euro-Schreck“ (Focus), „Mis¬ 
ter Eurokrise“ (n-tv) hießen die freund¬ 
lichen Zuschreibungen in Richtung Tsi¬ 
pras. Die elitebewusste taz wusste sogar 
vom „Aufstieg eines Schulschwänzers“ 
zu berichten. 

Hintergrund der Nettigkeiten: Am 
25. Januar sind in Griechenland Parla¬ 
mentswahlen. In den Umfragen liegt das 
Linksbündnis Syriza vorn. Die sozialen 
Auswirkungen der Unterwerfung un¬ 
ter das Troika-Diktat hat das Vertrauen 
zu den alten Systemparteien schwer er¬ 
schüttert. Während sich die sozialdemo¬ 
kratische PASOK (2004: 40,55 Prozent) 
an diesem Crash-Kurs nahezu komplett 
zerlegte, soll die Nea Dimokratia (2004: 
45,36 Prozent), wenn man den Demosko¬ 
pen glauben will, noch auf rund ein Vier¬ 
tel der Stimmen rechnen können. Syriza 
(2004: 3,26 Prozent) ist, parteipolitisch, 
der große Gewinner dieses Zerfallspro¬ 
zesses. 

Damit nimmt die Wahrscheinlichkeit 
zu, dass die bisherigen griechischen Statt¬ 
halter des neoliberalen Formierungskur¬ 
ses in der EU nach dem 25. Januar am 
Ende ihrer Kräfte sind. Die Frage nach 


der zukünftigen Rolle von Syriza, schon 
lange auf dem Langzeitradar der euro¬ 
päischen wie internationalen Braintrusts, 
schnellte abrupt in den operativen Be¬ 
reich. Es gilt offensichtlich, die Wahl¬ 
kampfaussagen, vor allem von Partei¬ 
chef Tsipras, so weich zu spülen, dass 
die bisherige EU-Politik, auch nach den 
griechischen Wahlen, ungefährdet und 
ohne größere Friktionen innerhalb der 
beträchtlich heterogenen Syriza, weiter¬ 
geführt werden kann. Syriza ist in diesem 
Konzept so etwas wie eine PASOK 2.0. 

SPD-Chef Sigmar Gabriel freut 
sich, Deutschland sei von Griechenland 
„nicht mehr erpressbar“. Die Eurozone 
sei „wesentlich stabiler und widerstands¬ 
fähiger als noch vor einigen Jahren“. (So 
etwas können nur Sozialdemokraten.) 
Griechenland sei „nicht systemrelevant 
für den Euro“, war plötzlich auch vom 
CDU-Fraktions-Vize Michael Fuchs zu 
hören. Die Rendite für griechische An¬ 
leihen schoss auf über 10 Prozent hoch. 
Die gefeierte Rückkehr der Griechen 
an die „Kapitalmärkte“ funktionierte 
natürlich nur so lange wie Mario Drag- 
his berühmtes „Whatever it takes!“ (Was 
immer es kostet) auch für Griechenland 
gilt. Sobald aber Berlin auf den Ausgang 
zeigt, ist hier Schluss mit Lustig. Spontan 
dürfte wohl auch dem Letzten in Syriza 
klar geworden sein, wer hier durch wen 
„erpressbar“ ist. 

Der SPD-Finanzexperte Carsten 
Schneider hatte präzisiert, bei einem 
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Solidarität organisieren 

ELP-Vorstandstagung beriet über Griechenland 


Zögernder Präsident 

Der „Rechte Sektor“ brüskiert Poroschenko 


W ie die Internetseite „Swobod- 
naja Pressa“ (Freie Presse, FP) 
am 8. Januar berichtete, lehnt 
die aus Ultranationalisten und Neonazis 
bestehende illegale bewaffnete Formati¬ 
on „Rechter Sektor“ es entschieden ab, 
sich dem ukrainischen Verteidigungsmi¬ 
nisterium zu unterstellen. FP beruft sich 
dabei auf Aussagen des Poroschenko- 
Beraters Juri Birjukow. Dieser hatte er¬ 
klärt, er selbst habe dem „Rechten Sek¬ 
tor“ einen Plan zur „völligen Legalisie¬ 
rung“ unterbreitet. Darin gehe es um die 
Integration in die ukrainische Armee auf 
Vertragsbasis. Die Führung des „Rech¬ 
ten Sektors“ habe zwar gewünscht, alle 
Rechte einer legalen bewaffneten For¬ 
mation zu erhalten, dies jedoch bei Be¬ 
wahrung ihrer Autonomie und Verweige¬ 
rung der Unterordnung unter das Vertei¬ 
digungsministerium. 

Birjukow bezeichnete den Wunsch 
des „Rechten Sektors“ als eine Vorstel¬ 
lung aus dem Bereich utopischer Phan¬ 
tasien. So einfach ist die Sache allerdings 
nicht. Schließlich wird ein Präsidenten¬ 
berater einen derartigen Vorschlag einer 
illegalen bewaffneten Formation nicht 
ohne Zustimmung seines Chefs unter¬ 
breiten. Die brüske Ablehnung der Of¬ 
ferte ist darum eine offene Herausforde¬ 
rung Präsident Poroschenkos. Sie kann 
kaum unbeantwortet bleiben, wenn nicht 
als Ergebnis der Initiative aus der Präsi¬ 
dentenadministration das Chaos bei den 
bewaffneten Kräften der Ukraine noch 
größer werden soll. 

Der Politologe Iwan Konowalow er¬ 
innert in diesem Zusammenhang dar¬ 
an, dass die bewaffneten Strukturen der 
Ukraine - wie die Kämpfe im Südosten 
des Landes während der Sommer- und 
Herbstmonate gezeigt hätten - nicht be¬ 
sonders fest unter der Kontrolle des Prä¬ 
sidenten stehen. Die Nationalgarde habe 
gemacht was sie wollte. Noch mehr gel¬ 
te das für die Freiwilligenbataillone und 
erst recht für die bewaffneten Strukturen 
des Oligarchen Igor Kolomoiski, die man 
nicht anders bezeichnen könne, als Söld¬ 
nerabteilungen. 

„Ein beliebiger Präsident, der sich 
als Staatsoberhaupt und nicht als Spiel¬ 
zeug in den Händen anderer versteht - 
so Konowalow -, würde selbstverständ¬ 
lich alles daran setzen, unbotmäßige be¬ 


waffnete Formationen entweder in die 
bewaffneten Strukturen des Staates zu 
integrieren oder sie zu zerschlagen. Wie 
wir sehen, hat es den Vorschlag einer 
Integration gegeben, aber der „Rechte 
Sektor“ hat ihn abgelehnt. Jetzt kommt 
der,Moment X 4 für Poroschenko und die 
ihm treuen bewaffneten Organe, um die 
Angelegenheit mit dem „Rechten Sek¬ 
tor“ in Ordnung zu bringen ...“ 

In einer solchen Situation müsse sehr 
schnell gehandelt werden, betont der Po¬ 
litologe, doch dafür bringe Poroschenko 
nicht die Kraft auf. Außerdem seien Ja- 
rosch (Chef des Rechten Sektors) und 
seine Anhänger faktisch bereits gewarnt 
und darauf eingestellt. Darum werde es 
sehr schwierig mit ihnen fertig zu wer¬ 
den. Dies umso mehr, als sie ernsthafte 
Unterstützung bei dem nationalistisch 
gestimmten Teil der Bevölkerung fän¬ 
den. 

Strategisch gesehen habe Poroschen¬ 
ko mit dem Vorschlag an den „Rechten 
Sektor“ nicht klug gehandelt. Die Ant¬ 
wort sei im Voraus klar gewesen. Und 
nun habe er sich kompromittiert und es 
sei ein weiteres Mal deutlich geworden, 
dass jene Kräfte, auf die man sich beim 
Staatsstreich gestützt habe, ihm keine 
Achtung zollen. 

Konowalow nennt in dem Zusam¬ 
menhang die von den ukrainischen 
Machthabern und ihren Anhängern kol¬ 
portierten Behauptungen, die Gefahr 
des „Rechten Sektors“ sei erfunden und 
nichts als „russische Propaganda“, unauf¬ 
richtig und fährt fort: „Jarosch und seine 
Anhänger machen nur darum nicht den 
Versuch die Macht zu ergreifen, weil die 
Ukraine danach die Unterstützung des 
Westens verlöre. Die Nationalisten ver¬ 
stehen das ausgezeichnet und wollen die 
Situation nicht bis zum äußersten Punkt 
treiben. Im Lauf des Februar-Umsturzes, 
als Janukowitsch gestürzt wurde, spielte 
Jarosch eine Schlüsselrolle. Darum hat 
der Westen damals die Augen geschlos¬ 
sen. Doch jetzt setzt der Westen eindeu¬ 
tig auf Poroschenko und Jazenjuk. Alle 
wissen, dass sowohl von Washington wie 
von Brüssel gefordert wird, möglichst 
wenig über die Nationalisten an die Öf¬ 
fentlichkeit gelangen zu lassen, weil das 
sonst die westliche Unterstützung der 
Ukraine kompromittieren würde.“ 


Nach Konowaljow balanciert die 
Lage in der Ukraine auf des Messers 
Schneide. Denkbar sei ein Szenario, 
nach dem die Poroschenko treuen Kräf¬ 
te versuchen, alle sich der Kontrolle 
entziehenden nationalistischen Kräfte 
zu entwaffnen oder in die bewaffneten 
Strukturen des Landes zu integrieren, 
was Blut kosten werde. Es habe den An¬ 
schein, dass Washington dies billige. Die 
Frage sei die, ob Poroschenko die Kraft 
zur Realisierung eines solchen Szenari¬ 
os aufbringe. Der Politologe bezweifelt 
dies und stellt fest, in diesem Fall wer¬ 
de die leere Rhetorik erst einmal eine 
Weile weitergehen und Jarosch könne 
in aller Ruhe Poroschenko widerstehen. 
Ähnlich sieht das auch der Präsident des 
Zentrums für Systemanalyse und Prog¬ 
nosen, Rostislaw Ischtschenko, dessen 
Ansichten ebenfalls in dem FP-B eitrag 
wiedergegeben werden, auf deren Dar¬ 
legung wir aber aus Platzgründen ver¬ 
zichten müssen. 

Wir wollen abschließend nur hin¬ 
zufügen, dass Jarosch nicht nur in aller 
Ruhe Poroschenko widersteht, sondern 
offenbar dermaßen von dessen zögerli¬ 
cher Haltung überzeugt ist, dass er gleich 
noch eine neue Provokation nachgescho¬ 
ben hat. Wie die Seite „Regnum.ru 44 am 
9. Januar berichtete, erklärte der Führer 
des „Rechten Sektors“ und Abgeordne¬ 
te des ukrainischen Parlaments in einem 
auf „Gromadske-TV“ gesendeten Inter¬ 
view, dass er zur Sitzung der Obersten 
Rada mit einer Granate in der Tasche ge¬ 
hen werde und bereit sei, diese unter be¬ 
stimmten Umständen auch im Plenarsaal 
zu zünden. Jarosch wörtlich: „Mir berei¬ 
tet der Aufenthalt dort, und dies umso 
mehr in einem Saal mit offenen Feinden 
der Ukraine - Unbehagen... Nun, ich 
habe eine Granate, ich werde sie im äu¬ 
ßersten Fall werfen. Im Ernst, ich trage 
sie bei mir. Sie haben kein Recht uns, die 
Volksdeputierten, zu untersuchen. Der 
Sicherheitsdienst fragt ob ich eine Waffe 
bei mir habe, und ich antworte nein und 
gehe durch“ Bis zum Morgen des 9. Ja¬ 
nuar hat es laut „Regnum.ru“ keinerlei 
Reaktion der ukrainischen Führung und 
ihrer bewaffneten Organe auf diese neu¬ 
erliche Provokation des Ultranationalis¬ 
ten und Neonazis gegeben. 

Willi Gerns 


Am vergangenen Wochenende tagte der 
Vorstand der Europäischen Linkspartei 
(ELP) in Berlin. Etwa 60 Vertreterinnen 
von gut 20 Parteien, darunter die DKP in 
Ausübung ihres Beobachterstatus, nah¬ 
men teil. 

Die gastgebende Partei „Die Lin¬ 
ke“ begrüßte das Treffen durch ihren 
Vorsitzenden Bernd Riexinger. Er hob 
die Schuld der Regierung Merkel an 
der „sozialen Schneise in den europäi¬ 
schen Schuldnerstaaten“ hervor, ausge¬ 
löst durch die Austeritätspolitik. Einen 
Linkstrend könne man in Europa nur 
in Irland, Spanien oder Griechenland 
erkennen; dagegen sei das Aufkommen 
rechter Parteien besorgniserregend. In 
Deutschland seien die Gewerkschaften 
in die Defensive geraten mit der Folge ei¬ 
ner geringeren Tarifbindung. Der Vorsit¬ 
zende schlug sechs Schwerpunkte für die 
kommende Zeit vor: gerechte Verteilung 
der Einkommen bzw. Vermögen; Vertei¬ 
digung des öffentlichen Sektors; Arbeits¬ 
zeitverkürzung; Prekarisierung der Le¬ 
bensverhältnisse angehen; Verteidigung 
demokratischer Errungenschaften (u. a. 
im Kampf gegen TTIP und TISA); Soli¬ 
darität mit Syriza. 

Das Thema der Neuwahlen in Grie¬ 
chenland durchzog die Sitzung, auch 
wenn Alexis Tsipras eben deswegen 
nicht nach Berlin kommen konnte. An 
seiner Stelle referierte der Syriza-Wirt¬ 
schaftsfachmann Yiannis Milios zu den 
Vorhaben der griechischen Linkspartei 
im Fall eines Wahlsieges. Auch wenn die 
ursprünglich angekündigten radikalen 
Maßnahmen in den letzten Monaten 
Stück für Stück zurückgezogen worden 
waren (Syriza spricht nicht mehr von 
Austritt aus EU oder Euro), überrasch¬ 
te die von Milios vorgetragene Reduzie¬ 
rung auf rein sozialdemokratische Forde¬ 
rungen doch die meisten im Saal. 

Milios führte vier Leitlinien des Pro¬ 
gramms auf: Bekämpfung der huma¬ 
nitären Krise, Neustart der Wirtschaft, 
Arbeitsmarkt und Staatsreformen. Der 
Ökonom beschrieb die Verarmung in 
Griechenland als drastisch. Syriza will 
einen ÖPNV-Pass für Arbeitslose und 
unter der Armutsgrenze Lebende ein¬ 
führen sowie ein „13. Renteneinkom¬ 
men“, welches im Zuge der Austeri¬ 
tätspolitik abgeschafft worden war. Die 
Wirtschaft, insbesondere die Kleinunter¬ 


nehmen, wieder anzukurbeln ist ein wei¬ 
teres Anliegen. Dazu sollen die privaten 
Schulden ebenso wie die der Kleinun¬ 
ternehmer eingefroren werden, um ih¬ 
nen wirtschaftliche Aktivität wieder zu 
ermöglichen; eine Investitionsbank für 
diese Gruppen soll eingerichtet werden. 
Die traditionell große Gruppe der Haus¬ 
besitzer soll entlastet werden, nachdem 
die Immobilienbesteuerung von der kon¬ 
servativen ND-Regierung auf Rekord¬ 
höhe geschraubt worden war. Die Ar¬ 
beitslosigkeit ist seit 2011 von 10 auf 25 
Prozent angestiegen. Damit hat sie ein 
historisches Hoch erreicht. Syriza will zu¬ 
dem eine Staatsreform umsetzen, wobei 
auch die Verbindung Staat-Unterneh¬ 
men modifiziert werden soll. 

Die Finanzierung der Maßnahmen 
kann nur über eine beträchtliche Re¬ 
duzierung der Auslandsschulden gehen. 
Die EZB spiele nicht die Rolle, die sie 
dabei eigentlich spielen müsse, so Milios. 
Von Deutschland erwartet er Zugeständ¬ 
nisse, da Griechenland nach dem Zwei¬ 
ten Weltkrieg auch für eine Umschul¬ 
dung der BRD gewesen sei. Angesichts 
eines allenfalls geringen Wirtschafts¬ 
wachstums seien die Schulden über Til¬ 
gung sowieso nicht abzutragen. 

In der Debatte brachten mehrere 
Rednerlnnen ihre Skepsis, aber auch 
ihre Sorge zum Ausdruck - durch das 
Bekenntnis zur EU und zum Euro fehle 
es an Druckmitteln. Was, wenn die Troi¬ 
ka sich auf keine Neuverhandlung der 
Schulden einlässt? Wie will Syriza, falls 
es tatsächlich zu Maßnahmen käme, die 
der EU nicht gefallen, ihre Regierung 
verteidigen? Einig war man sich, dass So¬ 
lidarität aus ganz Europa vonnöten wäre, 
sollte Syriza die Regierung übernehmen. 
Angesichts des Fehlens eines Koalitions¬ 
partners müsste dazu allerdings eine ei¬ 
gene absolute Mehrheit erreicht werden. 

Natürlich war die Sitzung auch von 
den Eindrücken der terroristischen An¬ 
schläge in Paris geprägt. ELP-Vorsitzen¬ 
der Pierre Laurent hatte deshalb seine 
Teilnahme in Berlin abgesagt. Die weite¬ 
ren Vertreterinnen von PCF und Links¬ 
front innerhalb der ELP betonten, dass 
die Anschläge wegen ihrer Verachtung 
der „republikanischen Werte allen Fran¬ 
zosen gegolten“ hätten. Die ELP verab¬ 
schiedete eine Solidaritätsadresse 

Günter Pohl 



Austritt Griechenlands aus dem Euro 
stünden deutsche Staatskredite von 80 
Mrd. Euro im Feuer. Entscheidend ist 
hier das Wort Staatskredite. Die plötz¬ 
liche „Stabilität“ und „Widerstandsfä¬ 
higkeit 44 der Eurozone beruht auf einem 
Austausch der Bankkredite durch eben 
jene Staatskredite. Ein Prozess, der ver¬ 
mutlich am 22. Januar, kurz vor der Wahl 
in Griechenland, mit einem EZB-Be- 
schluss zum „Quantitative Easing“ zum 
massiven Aufkauf von Staatsanleihen - 
etwa eine Bio. Euro stehen zur Debatte 
- deutlich vorangetrieben werden könn¬ 
te. Ein griechischer Austritt würde zwar 
die öffentlichen Kassen, aber die Banken 
weit weniger „als noch vor einigen Jah¬ 
ren“ belasten. 

Am letzten Sonntag konnte die 
„Welt“ Erfolg melden: „Syriza schließt 
Euro-Austritt Griechenlands aus“ „Es ist 
in jeder Hinsicht klar, dass sich die Frage 
nach einem Ausstieg Griechenlands aus 
dem Euro nicht stellt“, zitiert das Sprin¬ 
ger-Blatt Alexis Tsipras mit Befriedi¬ 
gung. Bleiben also die beiden Kernforde¬ 
rungen nach einem Schuldenschnitt und 
einem Ende des verordneten Austeritäts- 
programms. Einmal abgesehen von der 
Frage, inwieweit diese Marschrichtung 
in einer neuen, wohl mit Koalitionspart¬ 
nern gebildeten Regierung durchsetzbar 
wäre, stellt sich die Frage nach der Be¬ 
deutung und Funktion dieser Forderung, 
für die es, vorhersehbar, aus Brüssel und 
Berlin vorm Zug die Rote Karte gab. 

Griechenland ist mit etwa 320 Mrd. 
Euro verschuldet, vor der Krise waren es 
etwa 290 Mrd. Euro. Aufgrund der gesun¬ 
kenen Wirtschaftskraft stieg die Schul¬ 
denquote im gleichen Zeitraum sogar 
von 129 Prozent/BIP auf 170 Prozent/ 
BIP. Die Außenverschuldung stieg auf 
über 410 Mrd. Euro (230 Prozent/BIP). 


Und das Ganze bei einem Schulden¬ 
schnitt von 100 Mrd. Euro. Es ist völlig 
jenseits der Realität anzunehmen, dass 
ein nur schwach industrialisiertes Land 
mit einer derartig unentwickelten Ex¬ 
portwirtschaft, welches gerade durch die 
Krise, kumuliert, deutlich mehr als ein 


gesamtes Jahresbruttosozialprodukt ver¬ 
loren hat, jemals in der Lage sein könn¬ 
te, diese Schulden auch nur im entfern¬ 
testen abzutragen. Ein Schuldenschnitt 
in Richtung 80 Prozent und mehr wäre 
dringend erforderlich, um überhaupt so 
etwas wie einen Neuanfang für das Land 


möglich zu machen. Leider reicht auch 
das nicht. Es wäre gleichsam das Verhar¬ 
ren bei der Linderung eines (finanziel¬ 
len) Symptoms. 

Auch in diesen wenigen Zahlen ist 
die Verschuldungsdynamik schon klar 
ablesbar. Sie resultieren aus den wei¬ 
terhin bestehenden Problemen der Re¬ 
alwirtschaft. Griechenland hat zwar 
sein Außenhandelsdefizit auf etwa 3 
Mrd. Euro reduziert, aber ausschließ¬ 
lich durch Schrumpfen der Importe. Die 
Lohnsumme sank etwa um ein Drittel, 
die Staatsausgaben um 40 Prozent, aber 
die versprochene internationale Wettbe¬ 
werbsfähigkeit aufgrund der „inneren 
Abwertung“: Fehlanzeige. Der Export 
nahm trotz der niedrigen Löhne und al¬ 
len „Sparens“ seit 2008 nicht zu, sondern 
um 8 Prozent ab. Da die Investitionen so¬ 
gar um 70 Prozent sanken und die andau¬ 
ernd hohe Arbeits- bzw. Jugendarbeitslo¬ 
sigkeit neben dem sozialen Elend auch 
eine strukturelle Dequalifizierung der 
Ware Arbeitskraft erzeugt, ist hier eine 
grausame Spirale nach unten in Gang ge¬ 
setzt, aus der es nur dann einen Ausweg 
zu geben scheint, wenn man bereit ist den 
Tisch umzuwerfen. 

Freihandel bedeutet unter imperi¬ 
alistischen Bedingungen die Akzeptanz 
des Rechts des Stärkeren. Zur Durch¬ 
setzung dieses Prinzips kreuzten einst 
die britischen Schlachtschiffe auf den 
Weltmeeren wie heute die US-ameri¬ 
kanischen Flugzeugträger. Europa dem 
unbeschränkten Zugriff des deutschen 
Kapitals auszuliefern wurden zwei ver¬ 
heerende Kriege geführt. Dass der un¬ 
beschränkte Waren- und Kapitalver¬ 
kehr in der EU eine Win-Win-Situation 
generiert, ist nicht mehr als die übliche 
Propaganda. Win-Win ist keine Kate¬ 
gorie des Imperialismus. Die gemeinsa¬ 


me Währung beraubt die ökonomisch 
Schwächeren dazu auch noch ihrer letz¬ 
ten währungspolitischen Verteidigungs¬ 
möglichkeiten. Wo selbst Spanien, Italien 
und Frankreich gegen den Export-Koloss 
im Norden scheitern, kann Griechenland 
nicht gewinnen. „Wir wollen gestärkt aus 
der Krise hervorgehen“, brachte Frau 
Merkel das Programm des deutschen Ka¬ 
pitals auf den Punkt. Nicht ohne Erfolg. 

Allerdings können auch Frau Merkel 
und Herr Gabriel die Mathematik nicht 
außer Kraft setzen. Die Asymmetrie der 
Realwirtschaft erscheint spiegelbildlich 
in den Defiziten und Schulden der Fi¬ 
nanzsphäre. Defizite und Schulden ad¬ 
dieren sich, landen als faule Kredite in 
den Bankbilanzen. Um EU/Eurozonien, 
wie ständig erklärt, in etwa dauerhaft 
retten zu wollte, müssten die Gewinner 
mit ihren Profiten die von ihnen ange¬ 
richteten „Kollateralschäden“ refinan¬ 
zieren. Das will niemand. Daher müssen 
zunächst die Steuerzahler, dann die EZB 
ran. Aber auch „Rettungsschirme“ und 
Gelddrucken sind endlich. Noch scheint 
sich Syriza auf einen Kurs verständigen 
zu wollen, der zwar soziale Verbesserun¬ 
gen verspricht, die finanzielle Erdrosse¬ 
lung beenden will, möglicherweise einen 
effizienteren griechischen Kapitalismus 
anstrebt, aber vor den erforderlichen 
Strukturveränderungen, dem politi¬ 
schen Kündigungsschreiben nach Brüs¬ 
sel/Berlin zurückschreckt. Man kann das 
verstehen. Griechenland ist ein kleines 
Land. Die Herausforderung wäre riesig, 
die Bevölkerung dazu möglicherweise 
nicht bereit. Die Lage wird anders aus- 
sehen, wenn sich auch Spanier, Italiener 
und Franzosen die Gretchenfrage stel¬ 
len (müssen). Frau Le Pens Front Nati¬ 
onal ist mit seiner Euro-Ablehnung die 
stärkste Partei Frankreichs geworden. 
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Bild oben: Mehr als 2 000 waren bei der Rosa-Luxemburg-Konferenz. 

Bild unten: Die aktuelle Ausgabe der UZ stieß auf großes Interesse. Unsere 
Kapuzenpullover mit dem Logo zum 70. Jahrestag der Befreiung waren am 
Sonntagmittag ausverkauft. 



Treffend gesagt 

Stimmen von der Rosa-Luxemburg-Konferenz der 
„jungen Welt“ 


„Bundeskanzlerin Merkel er¬ 
klärte in Riga, die deutsche Flot¬ 
te werde in diesem Raum jetzt 
ständige Ostsee-Manöver fah¬ 
ren. Mehr Schaden kann man 
nicht anrichten.“ 

Hans Modrow, Vorsitzender des Äl¬ 
testenrates der Partei „Die Linke“ 

„Es gibt ein Lied im deutschen 
Liedgut mit der Zeile drin, dass 
,nie eine Mutter mehr ihren Sohn 
beweint'. Ich halte es für wichtig, 
dass dies in das allgemeine Liedgut 
wieder aufgenommen wird." 
Willy Wimmer, Sicherheitspoli¬ 
tiker 

„Nach 16 Jahren, in denen wir 
eine ungerechte Strafe verbüß¬ 
ten, fanden wir zu Hause ein Volk 
vor, genauso kämpferisch und 


träumerisch, wie wir es in Erin¬ 
nerung hatten. Es bestimmt den 
sozialistischen Aufbau genauso 
mit wie wir es zuvor taten." 

Ramön Labanino für die Cuban 
Five nach der Rückkehr der letz¬ 
ten drei Gefangenen aus den USA 

„Die internationale Friedensbe¬ 
wegung steht im Zentrum der 
Aufmerksamkeit der NATO, weil 
sie mit Ausstiegsmöglichkeiten 
aus dem imperialistischen Kor¬ 
sett die Alternative zur neuen 
Weltordnung betreibt. Wir un¬ 
terstützen die staatliche Souve¬ 
ränität der Völker in ihrem anti¬ 
imperialistischen Kampf gegen 
Wettrüsten, humanistische In¬ 
terventionen'und Krieg." 

Peter Mertens, Vorsitzender der 
Partei der Arbeit, Belgien 


Analyse, Gedenken und 
eine kämpferische Demo 

Das war das LL(L)-Wochenende 2015 



Bilder oben: Auf der Lenin-Liebknecht-Luxemburg-Veranstaltung, dem traditionellen Jahresauftakt unserer Partei: Peter 
Mertens und Patrik Köbele (links), der Botschafter Kubas Rene Mujica (rechts). 

Bilder unten: Auf der Demonstration / „Kranzniederlegung“ am Obelisken in der Gedenkstätte der Sozialisten. 
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Kolumne / Interview 


Freitag, 16. Januar 2015 


Ein paar große Stärken 

Für Belgien, für die Einheit der Arbeiterklasse, für den Sozialismus. 
Interview mit Peter Mertens 


UZ: Die belgische Regierung plant eine 
Erhöhung des Rentenalters und weite¬ 
ren Sozialabbau. Geht Belgien densel¬ 
ben Weg wie Deutschland - Agenda 
2010, Hartz-Gesetze, Niedriglöhne? 

Peter Mertens: Die Regierung bereitet 
Angriffe auf die Rechte der Beschäf¬ 
tigten vor - auf allen Ebenen. Sie will 
das Streikrecht einschränken, sie will 
den Arbeitsmarkt „flexibel“ gestalten. 
Das ist eine europäische Politik - in 
Italien, mit den Reformen des Minis¬ 
terpräsidenten Renzi, erleben wir das 
Gleiche. Und es ist kein Geheimnis, 
dass die neue belgische Rechtsregie¬ 
rung dabei Deutschland als Vorbild an¬ 
sieht. Bart de Wever, der Vorsitzende 
der flämisch-nationalistischen N-VA - 
das ist die stärkste Partei in der neuen 


Rechtsregierung - sagt ganz klar: Belgi¬ 
en braucht den Mut der deutschen So¬ 
zialdemokraten. Das ist also der Plan 
der Regierung, aber bis jetzt ist ihnen 
das nicht gelungen - aus einem einzi¬ 
gen Grund: Es gab massenhaften Wi¬ 
derstand der belgischen Arbeiterklas¬ 
se. Wir hatten vor kurzem den größten 
Generalstreik seit über 50 Jahren. 

UZ: Was ein großer Unterschied gegen¬ 
über Deutschland ist. 

Peter Mertens: Ja, das Bewusstsein 
der Menschen ist höher entwickelt. 
Die Bewegung, die im Moment Wi¬ 
derstand gegen die Maßnahmen der 
Regierung leistet, hat ein paar große 
Stärken. Erstens hat sie alle Bereiche 
erfasst, nicht nur die Branchen, in de¬ 
nen die Arbeiterbewegung traditionell 
stark ist. Zweitens - das ist in Belgien 
nicht selbstverständlich - sind der flä¬ 
mischsprachige Norden und der fran¬ 
zösischsprachige Süden des Landes in 
dieser Bewegung vereint. Die Bewe¬ 
gung hat das ganze Land erfasst. Drit¬ 
tens haben die zwei größten Gewerk¬ 
schaftsbünde - der christliche und der 
sozialdemokratische - zusammenge¬ 
arbeitet. Das hat es schon lange nicht 
mehr gegeben. 

UZ: In beiden großen Gewerkschaften 
sind Mitglieder der PTB aktiv. Es gibt 
also Parteimitglieder, die in derselben 
Parteigruppe, aber in unterschiedlichen 
Gewerkschaften sind? 

Peter Mertens: Ja, und das ist sehr 
wichtig für uns. Die Streiks haben im 
November und Dezember stattgefun¬ 
den, der Höhepunkt war der General¬ 
streik am 15. Dezember. In dieser Zeit 
haben wir als PTB Versammlungen in 
den großen Städten organisiert, um 
unsere Alternative darzustellen. Die¬ 
se Veranstaltungen waren gut besucht, 
vor allem von Gewerkschaftern. Und 
da waren dann sowohl der Vertreter 
der christlichen Gewerkschaft als auch 
der Vertreter der sozialdemokratischen 
Gewerkschaft. In dieser Bewegung ist 


eine wirkliche Gewerkschaftseinheit 
entstanden. Dazu haben wir beigetra¬ 
gen - wir bringen die Kollegen zusam¬ 
men, auch ganz buchstäblich, auf un¬ 
seren Versammlungen. Wir stellen Ver¬ 
bindungen her. Wir haben als PTB zu 
dieser Bewegung beigetragen. 

UZ: Aber Regierung und vor allem die 
Separatisten von der NV-A versuchen, 
die Bewegung an sprachlichen und re¬ 
gionalen Grenzen zu spalten. Haben sie 
damit keinen Erfolg? 

Peter Mertens: Nein. Sie haben ver¬ 
sucht, mit allen möglichen Mitteln mit 
der Bewegung fertigzuwerden, auch 
mit separatistischen Vorurteilen. Aber 
sie hatten keinen Erfolg, das hat wäh¬ 
rend der Bewegung keine große Rolle 


gespielt. Die Menschen haben ja gese¬ 
hen, dass das eine nationale Bewegung 
war, eine Bewegung im ganzen Land. 

Die Bewegung hat es geschafft, dass 
die Debatte innerhalb der Bewegung, 
aber auch in der Gesellschaft - sogar in 
den Mainstream-Medien - darum ging: 
Sollen die Reichen bezahlen, und wie 
sollen sie bezahlen? Wir haben es ge¬ 
schafft, dass diese Fragen für zwei oder 
drei Monate ganz oben auf der Tages¬ 
ordnung standen. 

Aber seit den Anschlägen von Paris 
ist die Situation schwieriger geworden. 
Denn nun wollen sie die öffentliche 
Diskussion auf die angebliche Terror¬ 
gefahr lenken, auf die innere Sicherheit 
und so weiter. 

UZ: In euren Öffentlichkeitsmaterialien 
sieht man keine der traditionellen Sym¬ 
bole der kommunistischen Bewegung. 
Wir haben erlebt, dass Parteien das Sym¬ 
bol von Hammer und Sichel auf gegeben 
haben, und darin kam auch ihre neue 
reformistische Orientierung zum Aus¬ 
druck. Wie ist es mit euch? 

Peter Mertens: Wir haben das disku¬ 
tiert. Es geht ja nicht um Hammer und 
Sichel. Das Klassenbewusstsein in Bel¬ 
gien, aber ich denke, zum Beispiel auch 
in Deutschland, ist doch sehr schwach 
entwickelt. Symbole sind wichtig, aber 
in einigen Fällen - und wir denken, das 
gilt für unsere Situation in Belgien - 
kann es Vorkommen, dass die Men¬ 
schen von den traditionellen Symbole 
eher abgeschreckt sind, als dass sie da¬ 
durch für den Sozialismus gewonnen 
werden. 

Die Menschen, die enttäuscht von 
diesem System sind, wollen wir für uns 
gewinnen. Wir müssen uns zuallererst 
mit ihren Themen beschäftigen: mit 
der Gesundheitsversorgung, mit den 
Arbeitsbedingungen, mit den sozialen 
und kulturellen Bedürfnissen der Be¬ 
völkerung aus der Arbeiterklasse. 

Wir waren schon ganz erfolgreich 
damit: Mit der Debatte um die Milli- 
onärssteuer haben wir gezeigt, dass es 
nicht um nationale oder kulturelle Fra¬ 


gen geht, sondern um Klassenfragen. 
Es ist nicht so, dass die Wallonen den 
Flamen das Geld wegnehmen, sondern 
es sind die Reichen, die keine Steuern 
zahlen. Und diese Reichen sind gleich¬ 
zeitig die Eigentümer der großen Be¬ 
triebe, die euch ausbeuten, die euch 
entlassen und so weiter. Sie haben das 
Geld. Auf diese Weise versuchen wir, in 
der Bewegung ein Verständnis für den 
Klassenwiderspruch in unserer Gesell¬ 
schaft zu verbreiten. Und so gehen wir 
immer weiter - Schritt für Schritt. 

UZ : Auf der einen Seite arbeitet ihr mit 
Menschen zusammen, die keine über¬ 
zeugten Kommunisten sind, und ihr 
gebt ihnen die Möglichkeit, Mitglied 
der PTB zu werden. Auf der anderen 
Seite, auf internationaler Ebene, arbei¬ 


tet ihr nicht mit den neuen sozialdemo¬ 
kratischen Parteien zusammen. Ist das 
kein Widerspruch: Zusammenarbeit in 
der Partei, aber nicht auf internationa¬ 
ler Ebene? 

Peter Mertens: Wir arbeiten natürlich 
mit anderen Parteien zusammen - aber 
wir sagen auch: Wir sind nicht die Bot¬ 
schaft irgendeiner anderen Partei in 
Belgien, wir haben unsere eigene Po¬ 
sition. Wir arbeiten mit der DKP, mit 
der Kommunistischen Partei Luxem¬ 
burgs, mit der Neuen Kommunisti¬ 
schen Partei der Niederlande zusam¬ 
men. Das ist logisch aus unserer Sicht, 
denn wir denken, dass diese Parteien in 
ihren Ländern für den Kampf für den 
Sozialismus stehen. Ich glaube nicht, 
dass die anderen Parteien für eine 
grundsätzliche gesellschaftliche Ver¬ 
änderung stehen, dass sie einen Wan¬ 
del zum Sozialismus erreichen können. 
Das heißt nicht, dass wir alles falsch 
finden, was diese Parteien machen. 
Wenn in Deutschland Die Linke oder 
in Griechenland Syriza zu einigen Fra¬ 
gen eine gute Haltung einnimmt, dann 
sagen wir auch: Gut, in diesem Punkt 
sind wir einverstanden. 

Aber diese Linksparteien sind kei¬ 
ne Parteien, die den Sozialismus wol¬ 
len. So, wie wir die Perspektive des 
Sozialismus in Europa sehen, ist die 
Partei der Europäischen Linken nicht 
der Hebel für ein sozialistisches Pro¬ 
jekt. Das ist unsere Meinung, denn wir 
denken nicht, dass die Europäische 
Union zum Sozialismus transformiert 
werden kann. Wenn andere das anders 
sehen, dann sagen wir: OK, das ist in 
Ordnung, wir haben nicht dieselbe 
Meinung, aber zu bestimmten Punkten 
können wir Zusammenarbeiten. Aber 
diese vereinheitlichte Struktur der Eu¬ 
ropäischen Linken, das ist nicht unsere 
Perspektive. 

Das Interview wurde redaktionell ge¬ 
kürzt, die vollständige Fassung finden 
Sie auf news.dkp.de. 

Das Gespräch führte Olaf Matthes 



Peter Mertens ist Vorsitzender der belgischen Partei der Arbeit (PVDA/PTB). 


Alles Charlie 
oder was? 


Die Massendemonstrationen vom 
Sonntag in Frankreich sind ein 
Zeichen, dass die Ideale der Gro¬ 
ßen Französischen Revolution im 
Nachbarland lebendig sind. Eine 
großartige Manifestation der Soli¬ 
darität, der Bereitschaft, die bürger¬ 
lichen Freiheiten zu verteidigen und, 
wenn es Not tut, neu zu erkämpfen, 
getragen von einer vielfarbigen Be¬ 
völkerung. 

Dem tut es keinen Abbruch, dass 
sich eine ganze Kohorte von Staats¬ 
terroristen, etwa 40 an der Zahl, an 
die Spitze des Zuges in Paris ge¬ 
drängt hatte - wenigstens auf einem 
Foto, und selbst das, wie sich heraus¬ 
stellte, eine Inszenierung. Bomben¬ 
werfer wie Cameron und Netanjahu 
und Unterstützerinnen der Kreuz¬ 
züge im Nahen Osten, in Nordafri¬ 
ka und gegen Russland wie Angela 
Merkel, erprobte Unterdrücker des 
freien Worts wie Ungarns Viktor 
Orbän oder der türkische Minister¬ 
präsident, und allen voran der Gast¬ 
geber Frangois Hollande - allesamt 
verantwortlich für den Nato-Terror 
in Afghanistan und Pakistan mit sei¬ 
nen zahllosen zivilen Opfern, für die 
Zerlegung Libyens und für den an¬ 
dauernden Bürgerkrieg in Syrien. 
Sie wollen die Morde als Vorwand 
nutzen, um demokratische Rech¬ 
te noch weiter zu beschneiden, für 
mehr Ausspähung, mehr Repression 
und Spaltung, Generalverdacht und 
Bespitzelung. Sie alle sind bereit, di¬ 
rekt von dieser Demonstration wei¬ 
terzumarschieren in die kommen¬ 
den Kriege und weiter und weiter, 
bis zur Klippe und darüber hinaus 
in den Absturz all dessen, was wir 
Zivilisation nennen - wenn sie nicht 
aufgehalten werden. 

In seinem Rücken weiß dieser 
anachronistische Zug seine Propa¬ 
gandisten in den Medien, die sich 
in den Tagen nach den Morden mit 
dem Bändchen „Wir sind Charlie“ 
schmückten. Franz Josef Degen¬ 
hardt hat ihren Steckbrief geschrie¬ 


ben: „Dann die Laien-Ideologen,/ 
bunt und lustig angezogen:/Wer- 
beleute, Intendanten,/Redakteu¬ 
re, Obskuranten,/die sich krumm 
prostituierten/und für alle Herren 
schmierten,/die Bestechungssum¬ 
men boten./Die mit ihren feuchten 
Pfoten/lobten laut das freie Wort,/ 
hoch bezahlt an jedem Ort.“ Sie alle 
behaupten jetzt Charlie zu sein. 

Aber „Charlie Hebdo“ ist das 
Gegenteil. „Charlie Hebdo“, das ist 
die gereizte Vernunft, die sarkas¬ 
tisch und bisweilen sogar zynisch 
zurückschlägt gegen Bestreben, ei¬ 
genständiges Denken zu verhindern, 
die Menschen in Unwissenheit zu 
halten, sie an Übernatürliches glau¬ 
ben zu lassen. „Charlie Hebdo“ ist 
nicht, wie jetzt dargestellt wird, ein 
antiislamistisches Kampfblatt, son¬ 
dern ein Wegweiser zum Ausgang 
aus selbstverschuldeter Unmündig¬ 
keit, gleichgültig ob christlich, jü¬ 
disch oder islamisch etikettierter. 
„Charlie Hebdo“, das ist die radikale 
Diesseitigkeit, die die jämmerlichen 
Verhältnisse kenntlich macht. Und 
seine Texter und Zeichner pfeifen 
mit fröhlicher Geschmacklosigkeit 
auf die Regeln des bürgerlichen An¬ 
stands - hoffentlich auch weiterhin 
nach dem Tod ihrer Kollegen. 

Der „Charlie“-Zeichner Luz, 
der dem Attentat entkommen ist, 
sagt: „Die gegenwärtige symboli¬ 
sche Aufladung ist all das, wogegen 
,Charlie’ stets gearbeitet hat ... Es 
ist toll, dass die Leute uns unterstüt¬ 
zen, aber es steht im Widerspruch 
zu dem, was die Zeichnungen von 
,Charlie’ darstellen ... Diese Ein¬ 
mütigkeit ist nützlich für Hollande, 
um die Nation wieder zusammen¬ 
zuschweißen. Sie ist nützlich für 
Marine Le Pen, um die Todesstrafe 
zu fordern. Es wird vom Andenken 
von Charb, Tignous, Cabu, Honore, 
Wolinski gesprochen: Sie hätten ge¬ 
meinsam auf diese Art von Haltung 
geschissen.“ 

Manfred Idler 
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Ein Ort zum Lernen und zum solidarischen Streiten 


Zum Programm der Karl-Liebknecht-Schule im Jahr 2015 

Die Karl-Liebknecht-Schule ist die zentrale Bildungseinrichtung der DKP. Sie organisiert Informations¬ 
und Diskussionsveranstaltungen, Tages-, Wochenendseminare und Wochenlehrgänge. 

Das folgende Gespräch wurde mit dem Leiter der KLS, Jürgen Lloyd, geführt. 


UZ: Ihr veröffentlicht gerade das neue Seminar¬ 
programm der KLS für 2015. Welche Änderungen 
habt Ihr vorgesehen? 

Jürgen Lloyd: Im Vergleich zum letzten Jahr gibt 
es diesmal ein deutlich schmaleres Programm. 
Das hat verschiedene Gründe: Zum einen hatten 
wir bewusst für 2014 ein besonders umfangrei¬ 
ches Angebot gemacht. Mit einer Palette unter¬ 
schiedlicher Themen - teils zu unseren theoreti¬ 
schen Grundlagen, teils zu Fragen, die für unsere 
aktuelle Politik eine Rolle spielen - wollten wir 
auch austesten, wie wir am besten die Entwick¬ 
lung unserer Partei unterstützen können. Im Pro¬ 
gramm für 2015 wollen wir daraus schon erste 
Konsequenzen ziehen. Dazu kommt, dass eini¬ 
ge der Seminare wegen mangelnder Anmeldun¬ 
gen abgesagt werden mussten und das Vorjah¬ 
resprogramm war schon eine ziemliche Kraftan¬ 
strengung für uns, die wir mit unseren jetzigen 
Möglichkeiten auch nicht dauerhaft durchhal¬ 
ten können. Und schließlich haben wir unseren 
Parteitag im November, der sicherlich die Kraft 
vieler Genossinnen und Genossen binden wird, 
denen dann die Zeit für ein Wochenende in Le¬ 
verkusen fehlen wird. 

UZ: Und was plant ihr nun in diesem Jahr? 

Jürgen Lloyd: Ein neues Angebot wird der Ver¬ 
such sein, mit einem viertägigen Seminar einen 
Einführungskurs für neue Mitglieder durchzu¬ 
führen. Natürlich soll der auch Genossinnen und 
Genossen offenstehen, die schon länger in unse¬ 
rer Partei sind, aber ein solches Angebot bisher 
vermisst haben. In vier Tagen werden wir dabei 
sicher nicht ausführlich und umfassend etwas zur 
Philosophie, zur politischen Ökonomie, zum wis¬ 
senschaftlichen Sozialismus und zur Geschichte 
und Praxis der kommunistischen Bewegung erar¬ 
beiten können. Wir wollen aber trotzdem keinen 
verkürzten „Marxismus-Light“ propagieren son¬ 
dern hoffen, über die Frage, warum diese Themen 


für unsere politische Praxis als Kommunistinnen 
und Kommunisten wichtig sind, den Zugang zu 
einem angemessen Umgang mit unseren theo¬ 
retischen Grundlagen zu eröffnen. Mal sehen, 
welche Erfahrungen wir mit den beiden für 2015 
geplanten Terminen dabei machen. Des Weite¬ 
ren machen wir mit einem Seminar zum Thema 
„Demokratie“ und einem zum Thema „Nation 
und Nationalismus“ zwei Angebote, mit denen 
wir Themen aufgreifen, die auch in alltäglichen 
Diskussionen eine Rolle spielen, die wir vor Ort 
in Bündnissen oder auch mit Freunden führen. 
Themen, zu denen wir gefragt sind, auf Grund¬ 
lage der Lehre von Marx, Engels und Lenin et¬ 
was Erhellendes beisteuern zu können, was über 
das herrschende - also bürgerliche - Alltagsver¬ 
ständnis hinausweist. Dann würden wir gerne 
ein zweites Wochenendseminar zur Einführung 
in die marxistische Philosophie mit dir durchfüh¬ 
ren. Das ist bereits im letzten Jahr auf viel Inte¬ 
resse gestoßen. 

UZ: An wen richtet sich Euer Angebot? Dürfen 
auch Interessierte, die nicht in der DKP sind, da¬ 
ran teilnehmen? 

Jürgen Lloyd: Natürlich freuen wir uns auch, 
wenn Menschen die z.B. aus der Linkspartei 
kommen oder unorganisiert sind, an den Semi¬ 
naren teilnehmen und mit uns diskutieren. Wir 
sehen zwar die Bildungsarbeit für die Genossin¬ 
nen und Genossen der DKP als unsere vorran¬ 
gige Aufgabe. Aber das schließt sich ja keines¬ 
wegs aus. Im Gegenteil bietet doch gerade auch 
die Diskussion mit anderen einen gute Möglich¬ 
keit, unsere eigene marxistische Bildung zu ent¬ 
wickeln. Und es kam ja auch schon vor, das ein 
zuvor nicht bei uns Organisierter ein Wochenen¬ 
de in Leverkusen dazu nutzt, diesem Status ein 
Ende zu setzen. 

UZ: Mit dem Seminar zur „Antimonopolistischen 
Demokratie“gab es im letzten Jahr auch eine Ver¬ 


anstaltung, die weniger aufVermittlung von Wissen 
und mehr auf das Führen einer Debatte angelegt 
war. Werdet Ihr auch daran anknüpfen? 

Jürgen Lloyd: Ja. Ich ünde, die Karl-Liebknecht- 
Schule hat sich bewährt als ein Ort, an dem Fra¬ 
gen, die in unserer Partei zum Teil auch kontro¬ 
vers diskutiert werden, sehr konstruktiv und soli¬ 
darisch bearbeitet werden können. Konstruktiver 
jedenfalls, als das in manchen anderen Zusam¬ 
menkünften möglich ist. Das kann für die DKP 
eine wichtige Chance sein und wir sind bemüht, 
dies weiter zu ermöglichen. In diesem Jahr sind 
wir gerade dabei, ein Seminar zu den Vorstellun¬ 
gen über eine Strategie hin zur Überwindung des 
Kapitalismus zu konzipieren. Diese Frage wird ja 
nicht nur bei uns, sondern auch in und zwischen 
anderen kommunistischen Parteien diskutiert. 
Wenn alles klappt, soll dieses Seminar mit meh¬ 
reren Referenten Ende August stattünden. 

UZ: Welche Aufgaben stehen sonst für die KLS 
als Bildungs- und Begegnungsstätte an? Der Zu¬ 
stand des Hauses in Leverkusen wird nicht von 
allen als besonders einladend empfunden. 

Jürgen Lloyd: Das stimmt schon. Am Haus sind 
seit Jahren keine größeren Renovierungsarbei¬ 
ten vorgenommen worden. Wir mussten schon 
froh sein, wenn es gelingt, die Grundbedingun¬ 
gen, wie Heizung, trockenes Dach usw. sicher¬ 
zustellen. Es gibt also Anlass für Kritik, die wir 
hören und ernst nehmen. Aber wir sehen schon 
einen Unterschied zwischen Kritik, die lediglich 
geäußert wird und Kritik, die sich mit eigenem 
Engagement für Abhilfe verbindet. Für letzte¬ 
res sind wir dankbar! Ein tolles Beispiel gab es 
im Dezember: Genossinnen und Genossen von 
SDAJ und DKP aus Hessen haben die Initiati¬ 
ve ergriffen, Geld gesammelt und zusammen mit 
weiteren Genossen aus dem Rheinland und dem 
Ruhrgebiet die Küche renoviert, einen Herd und 
neue Schränke für Küche und Essraum besorgt 
und die sehr in die Jahre gekommenen Matratzen 
in den Schlafräumen erneuert. Allen Beteiligten 
dafür nochmal ein herzliches Dankeschön! Für 
Verbesserungen im Haus sind Geld und Arbeits¬ 



kraft notwendig. Da ist die Schulleitung alleine 
und insbesondere die Genossen, die vor Ort sich 
um das Haus kümmern, schnell an ihren Grenzen 
angelangt. Wir sind auf das Engagement weiterer 
Genossinnen und Genossen angewiesen, sowohl 
was die Zeit angeht als auch auf Spenden. 

UZ: Eine letzte Frage: Wie schätzt ihr die Perspek¬ 
tive der Arbeit an der Schule ein? Wo wollt Ihr in 
einigen Jahren damit gerne stehen? 

Jürgen Lloyd: Unsere Arbeit steht und fällt damit, 
ob es gelingt, ausreichend Teilnehmer für unsere 
Seminare zu gewinnen. Wenn uns das nicht gelingt, 
brauchen wir uns auch um andere Probleme kei¬ 
ne Gedanken machen. Natürlich müssen wir da¬ 
für ein attraktives und für die politische Praxis vor 
Ort nützliches Angebot machen. Aber dann ist es 
Aufgabe der Partei, mit den Genossinnen und Ge¬ 
nossen über ihre Teilnahme zu sprechen. Nur wenn 
wir vor Ort unsere Politik planvoll und überlegt 
gemeinsam diskutieren und entwickeln, entsteht 
auch der Bedarf an marxistischer Theorie. Aber 
auch nur dann können wir unseren Aufgaben als 
Kommunistinnen und Kommunisten gerecht wer¬ 
den. Die Perspektive unserer Arbeit ist demnach 
keine andere, als die Perspektive unserer Partei. 
Und wir sind in der Schulleitung zuversichtlich, 
dass es gelingen kann, uns in den kommenden Jah¬ 
ren nicht nur zu stabilisieren, sondern zu stärken. 
Mit unserem Namensgeber kann ich hinzufügen: 
„Trotz alledem!“ Das Gespräch führte Nina Hager 


Mythen und Kritik 

Leider keine umfassende, systematische Ideengeschichte der USA 


Ich hatte mir das Buch zunächst von einem Freund 
geliehen, um mir ein Bild machen zu können. Im 
Gegenzug wollte dieser natürlich meine Meinung 
wissen. Als erstes sagte ich: Ein richtiges Buch - 
mal wieder ein richtiges Buch! Hardcover, vor¬ 
züglich illustriert, so dass man nicht nur über eine 
Bleiwüste stolpert, sondern sich zwischendurch 
auf einer Karte entweder die Wirkungsstätten der 
Akteure ansehen oder diesen ins Gesicht schauen 
kann, weil zu jedem Beitrag ein Porträt beigegeben 
wurde, Namensregister inklusive. Ja selbst ein Le¬ 
sebändchen fehlt nicht. Eine gediegene Ausgabe! 
Verlag und Verleger verdienen uneingeschränktes 
Lob. 

Die Autoren werfen in einem Flyer zur Buch¬ 
vorstellung die Frage auf: „Wenn man vielleicht 
akzeptieren kann, dass die USA eine weitgehend 
unbekannte und unterschätzte Ideengeschichte ha¬ 
ben, so behaupten sie [die Autoren] überdies, dass 
diese auch eine Bedeutung für die Analyse unserer 
Gegenwart hat.“ Wiewohl es durchaus zutreffend 
sein mag, dass die Ideengeschichte der USA - ins¬ 
besondere in Deutschland weitgehend unbekannt 
ist, und wenn diese, wie die Autoren postulieren, 
weitgehend unterschätzt wird, so steht die Frage im 
Raum - warum dies so ist. Die US-amerikanische 
Kultur von Rock und Pop über den Film, bis hin 
zu den Jeans etc. etc. hat sich in Windeseile über 
die Kontinente ausgebreitet - der „Mythos“ aber, 
dass es mit der Ideengeschichte nicht so weit her 
sein kann, hält sich noch immer hartnäckig und gibt 
den Grund her, warum Malcolm Sylvers und Bri¬ 
gitte Domurath-Sylvers, offenbar beseelt von einer 
historischen Mission, sich aufs Ross schwingen, um 
wie seinerzeit Don Quijote gegen die Windmühlen¬ 
flügel, nunmehr gegen diesen „Mythos“ anzukämp¬ 
fen. Ob es gelingen wird, ist der Nachfrage wert. 

Die Frage darf gestattet sein: Gab es in den 
USA Denker/Philosophen von einem Format ei¬ 
nes Jean-Jacques Rousseau oder Denis Diderot wie 
in Frankreich, eines Francis Bacon oder John Locke 
wie in England und nicht zuletzt eines Kant, He¬ 
gel, Fichte, Feuerbach oder Marx wie in Deutsch¬ 
land? Von einem solchen Buch wäre eine Antwort 
zu erwarten. Was aber hier geboten wird, ist bei al¬ 
len wunderbaren Beispielen, die angeführt werden, 
eher dazu angetan, den von den Autoren bekämpf¬ 
ten „Mythos“ zu befestigen. 


Was macht den Unterschied? Mir will schei¬ 
nen - aber ich mag irren - dass die deutsche Phi¬ 
losophie ausgeprägt abstrakt-akademisch war. In 
den USA war das offenbar anders. Hier ging es 
mehr darum, Geistesleistungen unmittelbar in der 



Früh engagierte sich Eugene Du Bois in der 
Bürgerrechtsbewegung gegen den Rassismus 
in den USA. Wegen seiner sozialistischen 
Überzeugungen wurde er 1942 Ziel des FBI, in 
der McCarthy-Ära wegen seines Engagements 
für den Frieden und gegen atomare Rüstung 
sowie wegen seiner sozialistischen Ideale an 
seiner Arbeit gehindert; er reiste durch Europa, 
China und die Sowjetunion. 1959 erhielt er den 
Lenin-Friedenspreis in Moskau. 

Als der Oberste Gerichtshof der USA 1961 den 
„McCarran Act“ von 1950 bestätigte, ein Kern¬ 
stück der Verfolgungen gegen Kommunistinnen 
und andere Linke in der McCarthy-Ära, trat Du 
Bois im Oktober 1961 mit 93 Jahren der KP der 
USA bei. 


Praxis anzuwenden, was wohl auch mit einem ge¬ 
wissen Maß an Geringschätzung - vielleicht sogar 
Verachtung des abstrakten Denkens einherging. 
Ein klassisches Beispiel dafür dürfte der im Band 
vorkommende Benjamin Franklin sein (S. 46-58). 

Wenn es um Theorie ging, war das „amerika¬ 
nische Denken“, so mein Eindruck, zumeist aus¬ 
gerichtet auf praktische Forderungen (z.B. Skla¬ 
venbefreiung, Durchsetzung des Frauenwahlrechts 
etc.). Das soll keineswegs pejorativ verstanden 
werden: Man nehme nur die enormen naturwis¬ 
senschaftlichen Leistungen. - Das wird von den 
Autoren allerdings eher marginalisiert. - Abstrakt¬ 
akademisches Denken war in den USA offenbar 
eher verpönt. Das hatte gewiss Gründe und mag 
verständlich sein - aber wenn es um Ideen- bzw. 
Philosophiegeschichte geht, muss man sich schon 
der Messlatte der östlichen und westlichen Ideen¬ 
geschichte - also eines Konfuzius, Sokrates, Aris¬ 
toteles oder Hegel stellen. 

Dieser Band bringt 25 Porträts von Vertreterin¬ 
nen und Vertretern der US-amerikanischen Ideen¬ 
geschichte vom 17. bis zum 20. Jahrhundert. Ver¬ 
treten sind die Disziplinen Theologie, Geschichte, 
Soziologie, Politische Ökonomie und Politikwissen¬ 
schaft. „Wirklich abstrakte Denker wie Josiah Roy¬ 
ce und George Santayana“ so bekennen die Auto¬ 
ren (S. 12) „sind weit weniger zahlreich“. 

Hervorzuheben ist, dass von den 25 Porträts im¬ 
merhin sieben Frauenporträts Vorkommen. Das ist 
deshalb besonders verdienstvoll, weil gerade diese 
Frauen in Deutschland kaum bekannt sein dürften. 
Wir werden es vermutlich der Koautorin zu dan¬ 
ken haben, dass wir sie kennenlernen dürfen. Aber 
auch hier gibt es Fragen. In dem Beitrag über Eli¬ 
zabeth Cady Stanton (1815-1902) (S. 221-233) wird 
immerhin die Frauenrechtlerin Susan B. Antho¬ 
ny (1820-1906) erwähnt. Warum findet man aber 
keine biographische Skizze von ihr? Warum wird 
eine der bedeutendsten deutsch-amerikanischen 
Frauenrechtlerinnen Mathilde Franziska Anneke 
(1817-1884), die mit beiden Frauen befreundet war, 
nicht einmal erwähnt? 

Auch Afroamerikaner wie Frederick Douglass 
(1818-1895) oder William E.B. Du Bois (1868- 
1963) werden vorgestellt (S. 151-163 bzw. 279- 
292). - Jedem Porträt ist ein Literaturverzeichnis 
beigefügt, aus dem die Beiträge vermutlich kom¬ 


piliert wurden. Das ist hilfreich, wenn man sich 
mit einzelnen Persönlichkeiten weiter beschäf¬ 
tigen möchte. - Besonders Studenten werden 
dankbar sein. 

Die Auswahl der Porträtierten erscheint je¬ 
doch eher zufällig. So gibt es (verständliche) 
Lücken, die jedoch in der Einleitung hätten be¬ 
gründet werden sollen - aber nicht begründet 
werden. 

Für den Rezensenten nervig waren immer 
wiederkehrende Amerikanismen, die man gut 
und gerne hätte vermeiden können: „Public in- 
tellectuals“ für Wissenschaftler, die zugleich in 
politische Debatten eingriffen, „liberal demo- 
cracy“ statt liberale bzw. freiheitliche Demokra¬ 
tie, „conservative thought“ statt konservatives 
Denken usw. usw. Ein „Glanzstück“ findet sich 
bei der Charakterisierung der Entwicklung von 
Frederick Douglass. Da heißt es: „Mit den Jahren 
schlich sich [...] in sein Denken etwas ein, das 
man mit „mulatto pride“ umschreiben könnte.“ 
(S. 160-161) - Das hätte man besser vermeiden 
sollen, werden wir heute doch geradezu zuge¬ 
schüttet mit Anglizismen und Amerikanismen. 

Übrigens: Wenn die Autoren behaupten, dass 
„eine deutsche Ideengeschichte der USA 4 bis¬ 
her nicht vorliegen würde, wäre die Frage zu be¬ 
antworten, ob das vorliegende Werk tatsächlich 
die Ideengeschichte der USA bietet und wie sie 
denn z.B. das zwar vergleichsweise bescheidene 
Bändchen „Männer der Forschung in Amerika“ 
von Bernard Jaffe (New York 1944) mit 19 Kurz¬ 
biographien, in vorzüglicher deutscher Überset¬ 
zung, einordnen würden. 

Da das Ziel der Autoren erklärtermaßen da¬ 
rin besteht, das bestehende deutsche Bild der 
US-amerikanischen Ideenlandschaft korrigieren 
zu wollen, ist die Messlatte hoch gelegt. - Dieses 
Ziel wurde zweifellos nicht erreicht. Eine umfas¬ 
sende, systematische Ideengeschichte der USA 
ist also noch zu schreiben. 

Verdienstvoll ist es dennoch, dass den deut¬ 
schen Lesern bemerkenswerte, interessante Per¬ 
sönlichkeiten vorgestellt werden. Wer sich mit 
Aspekten der Ideengeschichte der USA vertraut 
machen möchte, dem ist dieses Buch durchaus 
zu empfehlen. 

Erhard Kiehnbaum 

Malcolm Sylvers / Brigitte Domurath-Sylvers,„My¬ 
then und Kritik in der Ideengeschichte der USA: 
25 Porträts“. Metropolis-Verlag Marburg 2014,395 
Seiten, 29,80 EUR. ISBN 978-3-7316-1036-6 
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Das ist Charlie 


Immer gegen Fundamentalismus und Faschismus, gegen Dummheit 


Z u Hunderttausenden sind die 
schwarzen Plakate mit der Auf¬ 
schrift „Je suis Charlie“ („Ich bin 
Charlie“) in den Tagen nach dem 7. Janu¬ 
ar auf spontanen Trauerkundgebungen 
und Demos in allen Teilen Frankreichs 
mitgeführt und in den sozialen Netzwer¬ 
ken im Internet herumgeschickt wor¬ 
den - Zeichen der Solidarität mit den 
Opfern und des Protestes und 
Abscheus über den religiös 
motivierten Mordanschlag 
auf die Satirezeitschrift 
„Charlie Hebdo“ in Paris. 

„Charlie Hebdo“ ist 
nach dem „Canard Enchaine“ („Die ge¬ 
fesselte Ente“) mit einer wöchent¬ 
lichen Auflage von 45-60 000 Ex¬ 
emplaren das zweitgrößte satiri¬ 
sche Wochenmagazin Frankreichs. 

Der Name ist von der Comic-Fi¬ 
gur Charlie Brown bei den Pea¬ 
nuts abgeleitet, die in den ersten 
Ausgaben von Charlie Hebdo 
nachgedruckt worden sind. Heb- ■ 
do ist eine in Frankreich übliche 
Abkürzung für eine wöchentlich 
erscheinende Publikation. 

Ursprünglich war das Blatt in 
gewisser Weise ein Produkt der 
68er-Bewegung. Es ging 1969 aus 
dem seit 1960 erscheinenden und 
mehrfach verbotenen, dem Anarchis¬ 
mus zuneigenden satirischen Magazin 
„Hara-Kiri“ hervor. Ab November 1970 
kam es regelmäßig wöchentlich unter 
dem Namen „Charlie Hebdo“ heraus. 
Am 23. Dezember 1981 musste das Er¬ 
scheinen mangels einer ausreichenden 
Zahl ständiger Bezieher eingestellt wer¬ 
den. Erst mehr als zehn Jahre später, im 
Juli 1992, gelang eine Wiederbelebung 
mit einer neuen Redaktionsmannschaft. 

Die Zeitschrift war keineswegs „is¬ 
lamfeindlich“, wie in letzter Zeit von 
manchen behauptet wurde. Sie verband 
einen in alle Richtungen respektlosen 
Enthüllungsjournalismus mit beißen¬ 
den Karikaturen gegen Rechtsextremis¬ 
ten und Rassisten, führende Politiker, re¬ 
aktionäre Phrasendrescher, autoritäre 
Kleriker und „Fundamentalisten“ aller 
Religionen, gegen kleinbürgerliche Spie¬ 
ßer, Dunkelmänner und Duckmäuserei. 
Manche Veröffentlichungen trugen ihr 


auch den Ruf allzu großer sexueller Frei¬ 
zügigkeit ein. Obwohl der Hauptteil ge¬ 
gen rechte Politiker und Denkmodelle 
gerichtet war, verschonte das Blatt auch 
die Linksparteien nicht, ob sie an der 
Regierung waren oder nicht. Eines der 
Hauptziele ist das bedingungslose Ein¬ 
treten für die „Laizität“ das heißt ein ab- 

NEST WWW 


Nichts ist zu schön für die Arbeiter¬ 
klasse“ - Zeichnung von Georges 
Wolinski für die„Humanite 

solut weltliches, religionsfreies Verhal¬ 
ten des Staates und aller öffentlichen 
Institutionen sowie des Schulwesens, 
wie es der Tradition der französischen 
Revolution und der geltenden französi¬ 
schen Verfassung entspricht. 

Aus diesem manchmal als „libertär“ 
etikettierten Gesamtkontext heraus hat¬ 
te sich Charlie Hebdo 2006 auch dazu 
entschlossen, die zuerst in der dänischen 
Zeitung „Jyllands Posten“ veröffent¬ 
lichten Mohammed-Karikaturen nach¬ 
zudrucken, zusammen mit eigenen an- 
ti-islamistischen Karikaturen. In einem 
Prozess, den der französische Rat der 
Muslime daraufhin anstrengte, wurde 
das Blatt 2007 jedoch von einem Pariser 
Gericht freigesprochen. Nur zwei Jahre 


rieh 



später war Charlie von einer ultrakon¬ 
servativen katholischen Vereinigung mit 
einem Prozess überzogen worden, weil 
es anlässlich des Papst-Besuches 2008 in 
Frankreich einen Artikel veröffentlicht 
hatte, in dem der Jesus zugeschriebene 
Satz „Lasset die Kindlein zu mir kom¬ 
men“ mit dem Skandal des pädophilen 
Missbrauchs von Jugendlichen durch 
katholische Kleriker in Verbindung ge¬ 
bracht wurde. Auch dieser Prozess ging 
zugunsten der Pressefreiheit des Blat- 
i tes aus. Auch der rechtsextremistische 
Front National von Marine Le Pen hat¬ 
te nicht versäumt, „Charlie Hebdo“ zu 
verklagen, glücklicherweise ebenfalls 
vergeblich. Da hatte die Zeitschrift auf 
der Titelseite eine französische Fahne 
veröffentlicht, auf der in der Mitte ein 
brauner Misthaufen dampfte, verknüpft 
mit der Inschrift „Marine Le Pen, die 
Kandidatin, die euch vereinigt“. 

2011 kündigte der Verlag nach dem 
Wahlerfolg der islamistischen Ennadha- 
Partei in Tunesien ein Sonderheft zum 
Thema Islamismus an. Darin war scherz¬ 
haft Mohammed zum Gast-Chefredak¬ 
teur ernannt worden, der in einer Kari¬ 
katur auf der Titelseite äußerte: „Wenn 
ihr euch nicht totlacht, gibt es hundert 
Peitschenhiebe“. Dies hatte am 2. No¬ 
vember 2011 einen Brandanschlag auf 
die Redaktion zur Folge. Glücklicher¬ 
weise wurde niemand verletzt, aber die 
Redaktionsräume waren unbenutzbar 
geworden. Die Blattmacher mussten 
zwei Monate lang die Gastfreundschaft 
der linken Tageszeitung „Liberation“ in 
Anspruch nehmen. 

Mehrere Mitglieder des „Charlie 
Hebdo“-Teams unterhielten gute Be¬ 
ziehungen zur kommunistischen Tages¬ 
zeitung „Humanite“ und deren Wochen¬ 
endausgabe „Humanite Dimanche“. Sie 
waren zeitweilig, ohne Kommunisten zu 
sein oder der PCF anzugehören, regel¬ 
mäßige oder gelegentliche Mitarbeiter 
der „Huma“. So der Zeichner Georges 
Wolinski, der von 1977 bis 1984 regel¬ 
mäßiger Comic-Zeichner auf Seite 1 der 
„Huma“ war, bevor er wieder in die Re¬ 
daktion von Charlie Hebdo eintrat. Nach 
mehrfachen Kuba-Besuchen war Wolin¬ 
ski in den 90er Jahren auch ein aktiver 
Förderer von Hilfsprojekten für kubani- 


und Hass 

sehe Kinder („Ein Schiff für Kuba“) und 
ein entschiedener Gegner der US-ame¬ 
rikanischen Blockade der Insel gewor¬ 
den. Er war Ehrenpräsident der damals 
neu geschaffenen Vereinigung Cuba Sf 
France. Auch die Zeichner Cabu (Jean 
Cabut), Charb (Stephane Charbonnier, 
seit 2009 Publikationschef von Charlie) 
und Tignous (Bermard Verlhac) sowie 
der Wirtschafts-Chronist Bernard Maris, 
die wie Wolinski bei dem Attentat ge¬ 
tötet wurden, gehörten zu den regelmä¬ 
ßigen oder gelegentlichen Mitarbeitern 
der „Humanite“ und zu den Besuchern 
und Gästen des jährlichen Huma-Pres- 
sefestes in Paris, auf dem „Charlie Heb¬ 
do“ einen eigenen Stand hatte. 

Am 8. Januar veröffentlichte die 
„Humanite“ folgende Kurzbeschrei¬ 
bung von „Charlie Hebdo“: „Hier in 
der Redaktion der Humanite herrschen 
Schmerz und Wut. Die Comic-Streifen 
von Charlie, das waren unsere Kampf¬ 
gefährten, unsere Brüder mit der Feder, 
um Dummheit und Ignoranz anzupran¬ 
gern. Sich zu empören. Die Pfaffen und 
die Unternehmerbosse zu verspotten. 
Die Rassisten aller Sorten, die Dunkel¬ 
männer aller Art zu verkloppen, die Ma¬ 
chos und die Drecksäcke zu verhöhnen 

Eine bissige linke Zeitschrift, die 
die Satire handhabte wie keine andere. 
Diejenigen, die durch den Hass und die 
Dummheit ermordet wurden, waren da¬ 
bei, eine Sondernummer gegen Rassis¬ 


mus zu schreiben und zu zeichnen. Da 
kommen uns Titelseiten in Erinnerung, 
lustige und grausame, die Woche für Wo¬ 
che mit einer wohltuenden Hartnäckig¬ 
keit alle die Sarkozys, Hollandes, Valls, 
Copes, die Le Pens Vater und Tochter, 
Tapie, DSK, Zemmour oder Nabilla an 
den Pranger stellten. Aber auch die Mer¬ 
kel, Putin, den Papst, den Fußball, die 
Religionsdiener in Prunk, mit Bart oder 
mit der Neigung zur braunen Kutte, die 
Wahl der Miss Frankreich ... 

An die „Humanite“ schickten Luz, 
Babouze, Jul und Charb, ein Teil der 
scharfsinnigen Mannschaft von Char¬ 
lie, je nach Tag, ihre Zeichnungen. Eine 
brandaktuelle Zeichnung, um zu kom¬ 
mentieren, zusammenzufassen, den ro¬ 
ten Faden aus einer überschäumenden 
Aktualität aufzugreifen, den Zustand 
der Welt mit einigen wenigen Worten zu 
schildern... Schwer sich zu sagen, dass 
man Wolinski nicht mehr auf dem Fest 
der Huma begegnen wird, einen Blei¬ 
stift in der Hand, einen Mojito in der 
anderen. Das waren liebenswerte Ty¬ 
pen, böse Strolche, die über alles lach¬ 
ten. Aufmerksam gegenüber der Welt, 
besorgt und hellsichtig, hatten sie den 
Humor und den Spott gewählt, um den 
Fundamentalismus und den Faschismus, 
die Dummheit und den Hass anzupran¬ 
gern. Mit treffenden Strichen aus Filz¬ 
stift und Füller. Manchmal fragwürdige 
Späße, aber immer absolut komisch.“ 
Pierre Poulain 


Die letzte Karikatur von Charb in der „Humanite Dimanche“ 
vom 8. Januar 
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Stimme aus dem Radio: „Die Kälte hat wieder einen Obdachlosen getötet“ - 
Reaktion: „Was?! - Es ist nicht die Kälte, die tötet! Es ist das Fehlen von Woh¬ 
nungen und Sozialpolitik!!“ - Zweite Person: „Vorsicht! Sich in Wut zu versetzen 
verbrennt Kalorien. Sie werden den Winter nicht überstehen ..." 


Ich bleibe Hans, der Kohlenhäuer 

Zum 50. Todestag des Arbeiterschriftstellers Hans Marchwitza 


Runde Gedenktage, die an weltbewe¬ 
gende Ereignisse und herausragende 
Personen erinnern, führen häufig dazu, 
dass bürgerliche Verlage zu diesen An¬ 
lässen neue Bücher herausgeben oder 
zumindest ältere Ausgaben neu aufle- 
gen. Für Hans Marchwitza ist das zum 
50. Todestag am 17. Januar und zum 125. 
Geburtstag am 25. Juni natürlich nicht 
zu erwarten. Denn Marchwitza war 
Kommunist, Mitglied der KPD und der 
SED und Arbeiterschriftsteller. So ei¬ 
nen übersieht man lieber. 

Da mag ein Artikel in der UZ die 
Erinnerung an Hans Marchwitza wach 
halten. Denn der Schriftsteller ist mit 
seinen Büchern ein Chronist der Ar¬ 
beiterbewegung des 20. Jahrhunderts 
wie auch der Klassenkämpfe der Wei¬ 
marer Republik und des Aufbaus der 
Deutschen Demokratischen Republik. 
Darüber hinaus ist er ein einfühlsamer 
Kenner des Ruhrgebiets und seiner 
Menschen - der Bergarbeiter und ihrer 
Familien. 

„Wir sind die Menschen der Arbeit, 
die man um vieles betrogen hat“, blickte 
der Schriftsteller später einmal zurück. 
Marchwitza war selbst Bergarbeiter. 
Geboren wurde er 1890 in Scharley bei 
Beuthen in Oberschlesien. Er kam 1910 
ins Ruhrgebiet, wo er „1912 in den Berg¬ 
arbeiterstreik hinein gestoßen“ wurde. 
Über den Sozialismus hatte er bislang 
noch nichts gehört oder gelesen. Wäh¬ 
rend des Kapp-Putsches 1920 wurde 
er Zugführer in der Roten Ruhrarmee 
und trat in die KPD ein. Bald betätig¬ 
te sich Marchwitza als Arbeiterkorres¬ 
pondent für das „Ruhr-Echo“. Daraus 


erwuchs seine schriftstellerische Arbeit, 
die er unter schwierigsten Bedingungen 
der Verfolgung und Emigration weiter¬ 
führte. 

„Ich schrieb zunächst drauflos“, er¬ 
zählte er rückblickend als schon betag¬ 
ter Autor. „Ich hatte keine Vorstellung 
von Gestaltung und Psychologie.“ Ande¬ 
rerseits sei ja „alles da gewesen“, um zu 
schreiben. Womit er seine eigenen Er¬ 
fahrungen und die Lebensumstände der 
anderen Arbeiter meinte. 

Als Mitglied des Bundes prole¬ 
tarisch-revolutionärer Schriftsteller 
schrieb er 1930 schließlich seinen ers¬ 
ten Roman „Sturm auf Essen“. Darin 
wird das Jahr 1920 in den Mittelpunkt 
gerückt, als die Rote Ruhrarmee den 
Kapp-Putsch verhinderte. 

Es folgte der Roman „Schlacht vor 
Kohle“, in dem Marchwitza das Leben 
in einer Zechenkolonie darstellt. Der 
Leser erlebt die Bergarbeiterfamilien 
mit all ihren Nöten, die schlechten Ar¬ 
beitsbedingungen auf den Zechen und 
die miserable Entlohnung, die zum Le¬ 
ben kaum reicht. Besonders bedrückend 
ist die Beschreibung eines Grubenun¬ 
glücks. Aber der Leser kann auch teil¬ 
nehmen am Widerstand der Kumpel 
und an einem Streik, der die gesamte 
Region erfasst. 

Marchwitza gibt im Roman eben¬ 
falls eine kurze typische Beschreibung 
des Ruhrgebiets: „Der Zug, der die 
Kumpels zurückbrachte, fuhr an Stahl¬ 
werken vorüber. Die Höllen der Ruhr. 
Lohende Glut schoss aus den Hoch¬ 
öfen. Rauch verdunkelte die Umge¬ 
bung. Die Stahlwerke entschwanden. 


Schächte tauchten auf. Kohle. Überall 
Kohle. Stinkender Qualm jagte in die 
Wagenabteile. Kohlenstaub spritzte in 
die Augen. Flimmernder Stahlstaub und 
Kohle tanzte in der Luft. Der Zug fuhr 
an grau verstaubten und verrußten Häu¬ 
sern entlang.“ 

„Denkt immer daran, was damals 
war“, mahnte Marchwitza die Men¬ 
schen in den 50er und 60er Jahren. „Es 
herrschten Hunger, Not und Pein.“ Und 
schließlich folgten „die Bestie Faschis¬ 
mus, die Henker und der Krieg“. 

„1933 suchte man mich“, berichte¬ 
te Marchwitza weiter über seinen Le¬ 
bensweg. „Die Partei schickte mich 
fort.“ Jahre in der Schweiz, in Spanien, 
in Frankreich und den USA folgten. 
Sein bekanntestes Werk veröffentlichte 
Marchwitza im Jahr 1934 in der Schweiz. 
Es sind „Die Kumiaks“. Angst, Verfol¬ 
gung und tägliche Mühsal bestimmten 
in jenen Jahren Marchwitzas Leben. In 
New York war er oft auf die Unterstüt¬ 
zung von Hilfskomitees angewiesen. Er 
arbeitete dort auch als Anstreicherlehr¬ 
ling und Abbrucharbeiter. Mittlerweile 
war er schon 50 Jahre alt. „Ich schrieb 
in den Nächten“, blickte er zurück. „Ich 
träumte vom Frieden und von der Ver¬ 
änderung der Welt.“ 

Erst 1946 konnte Marchwitza 
nach Deutschland zurückkehren. Sein 
Wunsch, in die Ostzone zu fahren, wur¬ 
de in den Westzonen argwöhnisch be¬ 
obachtet. So zog er zunächst nach Stutt¬ 
gart. „Trümmer, wo man auch hinkam“ 
erblickte er in Deutschland. Doch selbst 
in diesen Trümmerwüsten hofften alte 
Nazis auf die Weiterführung des Krie¬ 


ges gegen die Sowjetunion. „Jawohl, die 
Amis mit der Atombombe voran“, lässt 
Marchwitza einen Deutschen im Roman 
„In Amerika“ sagen, „und wir hinterher, 
dann haben wir im Nu alles wieder.“ 
Und ein anderer antwortet: „Der deut¬ 
sche Geist bleibt der deutsche Geist.“ 

1947 zog Hans Marchwitza schließ¬ 
lich nach Potsdam-Babelsberg, der letz¬ 
ten Station seines Lebens. Ein Jahr spä¬ 
ter erschien dann die erste deutsche 
Ausgabe der „Kumiaks“. Seine Erleb¬ 
nisse aus den 40er Jahren stellte er in 
den Büchern „In Frankreich“ und „In 
Amerika“ dar. Marchwitza ließ noch 
zwei Kumiak-Bände 1952 und 1959 
folgen. Damit umfassen die drei „Ku¬ 
miaks“ insgesamt die Zeit von 1920 bis 
1950 aus der Sicht eines Arbeiters. Peter 
Kumiak und seine Familie führen den 
Leser durchs Ruhrgebiet, durch die Zeit 
des Faschismus bis hin zum Aufbau der 
DDR. 

Einen Einblick in Marchwitzas 
Kindheit und Jugend, sowie die ersten 
Jahre als Bergmann bietet „Meine Ju¬ 
gend“ (1947). Mit dem Roman „Roh¬ 
eisen“ (1955) widmete sich March¬ 
witza dem Aufbau des Stahlwerkes in 
Eisenhüttenstadt. Seine allerersten Bü¬ 
cher schrieb der Autor während seiner 
DDR-Jahre noch einmal um, so dass sie 


in verbesserten Fassungen erscheinen 
konnten. 

„Wie schön ist doch alles gewor¬ 
den“, fasste Marchwitza das Leben in 
der DDR zusammen. Dieser Staat war 
sein Staat, und der Staat und seine Insti¬ 
tutionen würdigten Marchwitzas Schaf¬ 
fen durch Nationalpreise und andere 
Ehrungen. 1960 wurde dem einstigen 
Bergmann die Ehrendoktorwürde der 
Humboldt-Universität verliehen. Den¬ 
noch: „Ich bleibe Hans, der Kohlenhäu¬ 
er“, sagte der Geehrte angesichts dieser 
Auszeichnungen. 

Kurz vor dem „15. Geburtstag un¬ 
serer Republik“ gab Marchwitza ein 
Rundfunk-Interview in der Reihe „Darf 
ich vorstellen“, aus dem einige der Aus¬ 
sagen dieses Artikels stammen. Immer 
sei er „neugierig auf das Neue“ gewesen, 
bekannte der betagte Schriftsteller. „Ich 
musste schreiben“, betonte er. Und so 
hatte er noch wenige Monate vor sei¬ 
nem Tod einige Manuskripte in seiner 
Schreibtischschublade. Auch an einen 
vierten Kumiak-Band wollte er sich he¬ 
ranwagen. Denn der Peter Kumiak, die 
Hauptperson der Kumiak-Reihe, hatte 
auch etwas von ihm selbst, vom Hans 
Marchwitza, der vom ahnungslosen 
Bergarbeiter zum Miterbauer des Sozi¬ 
alismus wurde. Paul Sielaff 


Hans Marchwitza in der „Neuen Berliner Illustrierten“ 
im Mai 1958 über die Arbeit am dritten Kumiak-Band: 

„Ich arbeite da heute gerade an einem Kapitel: Das Ringen um die Kohle. Mein 
Kumiak hat mit seinen Häuern schon zweimal das Bruchfeld aufgeräumt, und 
die Kohle ist schon da. Sie fangen an zu picken. Doch über Nacht bricht es wieder 
zusammen. Das dritte Mal räumen sie auf, unter großen Gefahren... Wissen die 
Menschen, was das Wort Kohle bedeutet? Ahnen sie, wie viel Mühe sich darin 
verbirgt?-Achtung vor dieser Mühe sollen unsere Bücher schaffen. Erkenntnis¬ 
se. Die Liebe, die Hingabe dieser Menschen an ihre Arbeit soll der Leser kennen 
lernen. Und sich selbst begeistern, selbst teilnehmen an dem großen Werk des 
Neuen: Sozialismus.“ 
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Preiskrieg um Öl 

Der niedrige Ölpreis entzückt derzeit die Deutschen - 

aber er birgt enorme Probleme. Teil 2: Folgen des niedrigen Ölpreises 


D er niedrige Ölpreis entzückt die 
Deutschen: Für Autofahrer ist 
der Treibstoff schon lange nicht 
mehr so günstig gewesen und Haus¬ 
besitzer sparen Kosten für das Heizöl. 
Airlines zahlen weniger für Kerosin 
und die Industrie jubelt über gesun¬ 
kene Energiekosten. Das billige Erdöl 
wirke wie ein Konjunkturprogramm, 
meint Jens Weidmann, Präsident der 
Bundesbank. Unternehmen und Ver¬ 
braucher müssten nicht mehr so viel 
Geld für Öl ausgeben und könnten 
deshalb mehr konsumieren und inves¬ 
tieren. 

Woran sich die Ölverbraucher heute 
erfreuen, birgt gleichzeitig enorme Pro¬ 
bleme. Bleibt der Ölpreis über länge¬ 
re Zeit auf dem niedrigen Niveau von 
heute, wird er nicht nur Regionen de¬ 
stabilisieren, die auf hohe Preise ange¬ 
wiesen sind. Es wird zu einer Marktbe¬ 
reinigung kommen, die den Marktpreis 
für Öl in weit stärkerem Maße wieder 
nach oben treiben wird. 

Kurzfristig wird der Preis 
nicht wieder steigen 

Experten gehen davon aus, dass der 
Preis kurzfristig nicht wieder steigen 
wird. Steffen Bukold, Energieexperte 
und Leiter des Beratungsbüros Ener¬ 
gy Comment, schreibt, dass derzeit je¬ 
den Tag etwa eine Million Fass Öl mehr 
produziert als verbraucht werden. Im 
nächsten Frühjahr, wenn die Nach¬ 
frage traditionell besonders schwach 
sei, könnten sogar die Lagerkapazitä¬ 
ten knapp werden. Nach Angaben des 
Handelsblattes sagen Experten für das 
erste Halbjahr 2015 ein Überangebot 
von täglich 1,5 Millionen Barrel voraus. 
Ein Preisverfall bis auf 20 US-Dollar 
pro Fass sei denkbar, merkt Paul Jack¬ 
son, Analyseleiter der Anlagefirma 
Source, an. 

Ein niedriger Ölpreis bedroht ei¬ 
nerseits einen Teil der bestehenden 
Ölindustrie und verhindert auf der an¬ 
deren Seite notwendige Investitionen, 
um den künftigen Ölbedarf zu decken. 

Der Branchenverband Index, in 
dem vor allem kleinere Unternehmen 
organisiert sind, die von der Suche nach 
Öl und Gas vor der britischen Küste le¬ 
ben, warnt. „Wir stehen kurz vor einem 
Kollaps“, sagte Robin Allan, Chef von 
Index. Beim derzeitigen Ölpreis sei es 
fast unmöglich, Geld zu verdienen, so 
Allan. 

Auch Norwegens Ölindustrie ist 
von dem Preisverfall hart getroffen 
worden. Im letzten Jahr sind schon 
100 000 Arbeitsplätze in der Ölindus¬ 
trie verloren gegangen, was rund zehn 
Prozent aller Stellen entspricht. „Wir 
beginnen uns große Sorgen zu ma¬ 
chen“, sagte Hilde-Marit Rysst, Chefin 
der Öl-Gewerkschaft Safe. Der Ener¬ 
giekonzern Statoil hat bereits ange¬ 
kündigt, Investitionen auf Eis zu legen 
und seine Kosten bis zum Jahr 2016 um 
1,3 Milliarden Dollar zu senken. Das 
norwegische Statistikamt erwartet ei¬ 
nen Rückgang der Investitionen in der 
norwegischen Ölindustrie in 2015 um 
14 Prozent. 

Verlierer Fracking-Industrie? 

Ein großer Verlierer wird die US-ame¬ 
rikanische Fracking-Industrie sein. Sie 
war in den letzten Jahren rasant ge¬ 
wachsen und hatte die USA zum größ¬ 
ten Ölproduzenten der Welt gemacht. 
Auf ihren Boom hatten die USA die 
Hoffnung gesetzt, zu neuer weltweiter 
Dominanz zu kommen und unliebsame 
Regierungen in Ölförderländern wie 
Russland, Iran oder Venezuela stärker 
unter Druck setzen oder gar beseiti¬ 
gen zu können. Ein Ölpreis, der länge¬ 
re Zeit auf niedrigem Niveau verbleibt, 
könnte diese Hoffnung allerdings zu¬ 
nichte machen. Für Steffen Bukold ist 
klar, dass „nach und nach die teuersten 
Produzenten aus dem Markt ausschei- 
den“ werden und dazu zählen auch vie¬ 
le Unternehmen, die in den USA im 
Fracking-Geschäft aktiv sind. 

Analysten der Deutschen Bank 
rechnen damit, dass ab einem Preis von 


60 Dollar je Barrel eine erste Pleitewel¬ 
le beginnen könnte. Andreas Unter¬ 
mann, Mitglied der Geschäftsführung 
von Allianz Global Investors bestä¬ 
tigte dies in einem Gespräch mit dem 
Handelsblatt. Bei Fracking-Investments 
gebe es eine Gewinnschwelle von rund 
60 US-Dollar, sagte er. Unter diesem 


Preis werden Bohrungen sofort ge¬ 
stoppt. 

Das liegt daran, dass die Förderkos¬ 
ten der Fracking-Industrie in den USA 
relativ hoch sind. Sie hängen davon ab, 
ob sich das Bohrloch in einem Gebiet 
mit einem großen Vorkommen befindet 
oder eher am Rand einer ölführenden 
Gesteinsschicht. Hinzu kommt, dass die 
Bohrlöcher im Gegensatz zur konven¬ 
tionellen Ölförderung nur wenig ergie¬ 
big sind. Bereits nach einem Jahr lässt 
sie über 50 Prozent nach und zwingt 
die Unternehmen, laufend neue Öl¬ 
quellen zu erschließen, wenn die För¬ 
dermenge gleich gehalten werden soll. 
So reicht die Bandbreite für Schiefer¬ 
öl in Nordamerika je nach Region von 
45 bis 85 Dollar je Barrel. Das Unter¬ 
nehmen Goodrich Petroleum benö¬ 
tigt beispielsweise einen Ölpreis von 
80 Dollar je Fass, um rentabel arbeiten 
zu können. Die Förderkosten auf eta¬ 
blierten Feldern wie dem Bakken Sha- 
le im Bundesstaat North Dakota oder 
Eagle Ford in Texas liegen im unteren 
Bereich. Ganz anders sieht es dagegen 
bei neuen Projekten in Tennessee oder 
Mississippi aus. 

Ihr Wachstum haben die Ölunter¬ 
nehmen über Kredite und Anleihen fi¬ 
nanziert. Nach einer Studie der Deut¬ 
schen Bank haben US-amerikanische 
Energieunternehmen seit 2010 Anlei¬ 
hen im Wert von 550 Milliarden Dol¬ 
lar ausgegeben. Der sinkende Ölpreis 
hatte nicht nur negative Auswirkun¬ 
gen auf die Aktienkurse der Unterneh¬ 
men, sondern setzte auch deren Anlei¬ 
hen unter Druck. Die Rating-Agentur 
Standard&Poors hatte kürzlich 95 An¬ 


leihen bewertet, die Energiefirmen ver¬ 
geben hatten. Von ihnen erhielten 75 
den Junk-Status - Schrottanleihe. 

Dank der Anleihen war es den Un¬ 
ternehmen möglich, weit mehr Geld 
auszugeben, als sie einnahmen. 37 Öl¬ 
unternehmen, deren Anleihen als sehr 
riskant gelten, gaben im Schnitt für 


jeden verdienten Dollar 2,11 Dollar 
aus. Bei Investoren, die im großen Stil 
Anleihen gekauft haben von Firmen 
wie Quicksilver Ressources Ine., San- 
chez Energy Corp.,Tervita Corp., Con- 
nacher Oil&Gas, Hercules Offshore 
oder Goodrich Petroleum, mehren sich 
die Sorgen. Es könne zum Ausfall der 
Anleihen kommen, sagte der Energie¬ 
analyst Hannes Loacker von der Raiff¬ 
eisen Bank International gegenüber 
dem Handelsblatt. Das liege daran, 
dass einigen Konzernen bei niedrigen 
Ölpreisen schlicht der Cashflow fehle, 
um ihre Schulden zu bedienen. 

Die Energiebranche der USA hat 
so viele riskante Anleihen ausgege¬ 
ben wie keine andere. Aus Berechnun¬ 
gen der britischen Bank Barclays geht 
hervor, dass die Energieanleihen jetzt 
15,3 Prozent des 1,3 Billionen Dollar 
schweren Marktes für Junk-Bonds 
ausmachen. Das ist viermal so viel 
wie vor 10 Jahren. Die Krise der Öl- 
Anleihen könnte auch auf Papiere aus 
anderen Branchen überspringen, war¬ 
nen Marktteilnehmer in einem Artikel 
des Wall Street Journals. „Die Ölpreise 
haben den Energiesektor gebrochen, 
und das überträgt sich auf andere Sek¬ 
toren“, sagte der Anleihen-Investor An¬ 
drew Herenstein von Monarch Alter¬ 
native Capital LP. 

Von dem Rutsch des Ölpreises sind 
aber nicht nur kleine oder mittlere Un¬ 
ternehmen betroffen. Der US-Ökonom 
Gary Shilling weist darauf hin, dass 
auch die großen nordamerikanischen 
Energiekonzerne belastet sind. So habe 
sich der Kurs des kanadischen Ölsand¬ 
produzenten Canadian Oil Sands in 


wenigen Monaten mehr als halbiert. 
Die großen US-Energieunternehmen 
wie Conoco-Phillips kürzen bereits ihre 
Investitionen. Der Wert des größten 
US-amerikanischen Öl- und Gaskon¬ 
zerns ExxonMobil ist in den vergange¬ 
nen sechs Monaten um gut zehn Pro¬ 
zent gefallen. Chevron hat es noch stär¬ 


ker getroffen: Um fast 15 Prozent ist 
der Unternehmenswert gefallen. Aber 
auch europäische Unternehmen sind 
betroffen. So senkte Standard&Poors 
den Ausblick für die Kreditwürdigkeit 
der Ölkonzerne Royal Dutch Shell, To¬ 
tal und BP auf „negativ“. Dem italieni¬ 
schen Konzern Eni droht ebenso eine 
Herabstufung. 

Verdrängungswettbewerb 

Steffen Bukold nennt das, was gerade 
auf dem Ölmarkt vor sich geht, einen 
Verdrängungswettbewerb. Der saudi¬ 
sche Ölminister Ali Al-Naimi sprach 
es gegenüber dem Middle East Econo¬ 
mic Survey offen aus: „Wir wollen der 
Welt sagen, dass es die hocheffizienten 


Förderländer sind, die die Marktantei¬ 
le verdient haben.“ Und die saudische 
Strategie zeigt Wirkung. 

Das britische Beratungsunterneh¬ 
men Wood MacKenzie schätzt, dass 
in Europa insgesamt Entscheidungen 
über die Erschließung neuer Ölfelder 
im Volumen von 87 Milliarden Dollar 
anstehen. Viele der neuen Projekte 
seien bei dem derzeitigen Preisniveau 
aber nicht mehr profitabel und deshalb 
gefährdet. Die norwegische Beraterfir¬ 
ma Rystad Energy sagt, dass Ölprojek¬ 
te im Wert von 150 Milliarden Dollar 
gestoppt werden könnten. 

So werden in Kanada zum Bespiel 
mehrere Ölsand-Projekte auf Eis ge¬ 
legt, wie das Joslyn-Ölsandprojekt des 
französischen Energiekonzerns Total 
oder das Corner-Projekt vom norwe¬ 
gischen Statoil. Shell denkt darüber 
nach, sein Draugen-Ölfeld in der nor¬ 
wegischen See ein Jahrzehnt früher als 
geplant zu schließen. Der größte priva¬ 
te Ölkonzern Russlands, Lukoil, rech¬ 
net mit dem Förderrückgang in Russ¬ 
land von 525 auf 490 Millionen Ton¬ 
nen binnen vier oder fünf Jahren. Viele 
Projekte seien auch hier wirtschaftlich 
nicht mehr machbar - auch weil mo¬ 
derne westliche Erkundungs- und För¬ 
dertechnologien wegen der Sanktio¬ 
nen nicht mehr zur Verfügung stehen. 

Auch Bukold ist der Meinung, dass 
sich der Ölpreis nicht so schnell wie¬ 
der erholen wird. Projekte, die schon 
produzieren oder auch nur durchfi¬ 
nanziert sind, werden weiter laufen. 
Nur dort, wo über neue Investitionen 
entschieden werden müsse, würde ver¬ 
schoben und gekürzt. 

Doch diese neuen Projekte sol¬ 
len im nächsten Jahrzehnt die immer 
noch steigende Ölnachfrage der Welt 
decken. Niedrige Preise heute würden 
deshalb zwangsläufig zu umso höheren 
Preisen in der Zukunft führen. Hinzu 
kommt, dass nach Ansicht der Inter¬ 
nationalen Energieagentur (IEA) und 
anderer Experten 2020 der Schieferöl¬ 
boom der USA ausläuft. Gleichzeitig 
werde die Ölproduktion weltweit im 
Trend aufwändiger, riskanter, umwelt¬ 
schädlicher und teurer. 

Ähnliches hat die IEA kürzlich in 
ihrem „World Energy Outlook 2014“ 
festgestellt. Die konventionellen Öl- 
Lagerstätten sind bereits zu über 
50 Prozent aufgebraucht und der Be¬ 
darf muss zunehmend aus unkonven¬ 
tionellen Quellen befriedigt werden. 
Für jedes Fass Öl, das künftig in den 
OECD-Ländern gespart werde, wür¬ 
den in den Nicht-OECD-Ländern 
zwei Fass verbraucht. So steige der 
Bedarf trotz aller Sparmaßnahmen 
von 90 Millionen Fass/Tag im Jahr 
2013 auf 104 Millionen Fass/Tag im 
Jahr 2040. Bis Beginn der 2030er Jah¬ 
re seien jährliche Investitionen von 
900 Milliarden US-Dollar notwendig, 
um den künftigen Bedarf zu decken. 
Allerdings bestehen Zweifel, ob sie 
auch rechtzeitig verfügbar sind. Und 
das hat auch mit der westlichen Sank¬ 
tionspolitik gegenüber Russland oder 
dem Iran zu tun. 

Bernd Müller 
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Der chinesische Traum 

Die Volksrepublik China strebt einen neuen Platz in der Welt an • Von Helmut Peters 


D ie Volksrepublik China hatte bis¬ 
her aufgrund des für sie ungünsti¬ 
gen globalen Kräfteverhältnisses 
in den internationalen Angelegenhei¬ 
ten, solange die nationalen Interessen 
nicht betroffen waren, eine Politik der 
relativen „Zurückhaltung“ des „AbWar¬ 
tens auf ihre Zeit“ (taoguang yanghui) 
verfolgt. Das hat sich mit der Führung 
von Partei, Staat und Militär durch Xi 
Jinping geändert. Die neue Parteifüh¬ 
rung ist dazu übergegangen, ihren poli¬ 
tischen Kurs in einer Art Vorwärtsstra¬ 
tegie umzusetzen. Das erklärte Anlie¬ 
gen, das in den nächsten Jahrzehnten 
auf dem Weg des „Sozialismus chine¬ 
sischer Prägung“ erreicht werden soll, 
ist die „Renaissance der chinesischen 
Nation“ 1 . Xi Jinping hat dieses Ziel 
kurz nach seiner Wahl zum Generalse¬ 
kretär offiziell verkündet und begrün¬ 
det: „Die Verwirklichung der großen 
Renaissance der chinesischen Nation 
ist der größte Traum der chinesischen 
Nation seit der Neuzeit. Das ist unser 
gemeinsamer chinesischer Traum’“ 
„dafür haben Generationen hervorra¬ 
gender Söhne und Töchter Chinas unter 
Führung der KP Chinas gekämpft und 
das neue China geschaffen.“ 2 Und kurz 
darauf kommentierte die der Führung 
vorbehaltene Nachrichtenagentur Xin¬ 
hua die ersten Arbeitswochen der neu¬ 
en Parteiführung mit den Worten: „Die 
auf dem Parteitag gewählte neue kol¬ 
lektive Führung hat den Staffelstab der 
Geschichte übernommen, und die riesi¬ 
gen Räder des von ihr geführten Schif¬ 
fes ,China’ haben begonnen, die neue 
Fahrstrecke des chinesischen Traums’ 
zu bewältigen.“ 3 

Schon die Bezeichnung der neu auf- 
gestellten Außenpolitik in chinesischen 
Medien als „Außenpolitik der Ära Xi 
Jingpings“ weist darauf hin, dass Xi in 
seiner Funktion als Generalsekretär 
der Partei selbst damit befasst ist, die 
heutige Außenpolitik des Landes maß¬ 
geblich zu konzipieren, zu verwirkli¬ 
chen und der Welt aufzuzeigen, dass 
auch sie von dem „chinesischen Traum“ 
profitieren werde. Davon zeugen sei¬ 
ne Staatsbesuche in über 30 Ländern 
auf sechs Kontinenten zwischen März 
2013 und November 2014, um die in¬ 
ternationale Zusammenarbeit Chinas 
weltweit zu intensivieren und zu ver¬ 
tiefen. In diese Aufgabe ständig einbe¬ 
zogen sind auch der Ministerpräsident 
Li Keqiang und weitere Mitglieder der 
höchsten Führungsebene. 

Hintergründe, Charakter 
und Prinzipien der 
neuen Außenpolitik 

Was erforderte bzw. ermöglichte den 
Übergang der KP Chinas zur Strategie, 
die Verwirklichung des „chinesischen 
Traums“ aktiv in Angriff zu nehmen? 
Für mich spielen hier drei dialektisch 
miteinander verbundene Faktoren eine 
wesentliche Rolle. 

Erstens , die Rückkehr der USA in 
die asiatisch-pazifische Region verän¬ 
derte aus chinesischer Sicht das poli¬ 
tische Gleichgewicht in dieser Region 
zuungunsten Chinas. China sieht sich 
veranlasst, darauf mit einer ökonomi¬ 
schen „Go west“-Strategie zu reagieren, 
um „das Gleichgewicht wieder herzu¬ 
stellen“. Zu dieser Strategie gehört der 
Aufbau eines „Wirtschaftsgürtels der 
Seidenstraße“ zu Lande von Nordwest- 
China durch Zentralasien nach Europa 
und die Entwicklung der „Seidenstra¬ 
ße des 21. Jahrhunderts auf dem Meer“ 
von Südwest-China über Südostasien, 
Indien, Nairobi und das Mittelmeer 
nach Europa. Dazu gehört auch der 
von der APEC-Tagung im November in 
Beijing auf gegriffene chinesische Vor¬ 
schlag, über die Einrichtung einer regi¬ 
onalen Freihandelszone nachzudenken. 

Zweitens , die dialektischen Bezie¬ 
hungen zwischen Reform- und Öff¬ 
nungspolitik erfordern, mit der Voll¬ 
endung des Übergangs zu einer „mo¬ 
dernen Marktwirtschaft im Innern 
auf dem Wege der „allseits zu vertie¬ 
fenden Reform“ die Integration der 
chinesischen Wirtschaft in die kapita¬ 
listische Weltwirtschaft weiter zu trei¬ 


ben, um sich auch die Ressourcen des 
Weltmarktes und die Triebkräfte der 
internationalen Marktwirtschaft voll 
erschließen zu können. 

Drittens , die gravierenden Verände¬ 
rungen im internationalen Kräftever¬ 
hältnis zugunsten Chinas und der an¬ 
deren Schwellen- und Entwicklungs¬ 
länder, die sich seit dem Beginn des 
21. Jahrhunderts und vor allem im Zu¬ 
sammenhang mit der internationalen 
Finanzkrise 2008 vollzogen haben, er¬ 


möglichen es Beijing, die Position der 
relativ zurückhaltenden Politik grund¬ 
sätzlich zu verlassen und das strategi¬ 
sche Ziel chinesischer Politik nunmehr 
offen und allseitig anzusteuern. 

Was hat es mit diesem strategischen 
Ziel auf sich? Warum gibt es überhaupt 
einen „chinesischen Traum“? Histori¬ 
scher Ausgangspunkt ist die nationale 
Empfindung von Schmach und Schan¬ 
de über die Niederlage Chinas in den 
hundert Jahren vor 1949 durch die Ko¬ 
lonialpolitik der westlichen Mächte 
und die damit eingetretene Marginali- 
sierung der alten Weltmacht in ein welt¬ 
politisch unbedeutendes Land. Es geht 
gewissermaßen um eine Korrektur die¬ 
ses „historischen Unfalls“, um die Wie¬ 
derherstellung der alten Größe Chinas 
unter den heutigen Bedingungen. Für 
chinesische Reformer im 19. Jahrhun¬ 
dert hieß das, China in ein „reiches 
Land mit einer starken Armee“ (fuguoo 
qiangbing) zu verwandeln. Verkürzt zu 
„Wohlstand und Stärke“ (fu qiang) fin¬ 
det sie sich heute in der Forderung Xi 
Jinpings wieder, China beschleunigt in 
ein „Land mit Wohlstand und starker 
Militärmacht“ zu verwandeln. 4 

Die neue Außenpolitik ist vom 
Streben nach einer qualitativen Auf¬ 
wertung des Platzes Chinas in der in¬ 
ternationalen Machtstruktur geprägt. 
Während sich offizielle Verlautbarun¬ 
gen in der Frage, welchen Einfluss die 
Umsetzung des „chinesischen Traums“ 
auf das internationale Kräfteverhält¬ 
nis tatsächlich haben werden, zurück¬ 
halten, wird in den chinesischen Me¬ 
dien, offen über die „Großmachtpoli¬ 
tik chinesischer Prägung“ geschrieben. 
Sie werde die globale Machtstruktur 
in ein neues Gleichgewicht bringen 
und die Verantwortung und Rechte in 
der Welt neu ordnen. 5 Hu Angang, ei¬ 
ner der prominenten Wissenschaftler 
des Landes, geht noch weiter. China 
werde in der kommenden Zeit „aus 
der marginalen Position ins Zentrum 
vorstoßen“, „aus der ,zweiten Welt 4 in 
die ,erste Welt 4 voranschreiten und zu 
einer Supermacht neuen Typs 4 wer¬ 
den“. „Die Großmachtpolitik chine¬ 
sischer Prägung“, schreibt er, „ist in 
der Tat die außenpolitische Strategie 
einer Supermacht neuen Typs 444 . 6 Nur 
das übersteigerte nationale Selbstbe¬ 
wusstsein einiger Autoren? Wenn Chi¬ 
na tatsächlich den Status einer Super¬ 
macht gleich welchen Typs erreichen 
sollte, hätten die Kräfte, die eine neue, 


bessere Welt anstreben, damit ein neu¬ 
es Problem. 

Zwiespältig in ihrer objektiven 
Auswirkung auf die internationalen 
Auseinandersetzungen sind für mich 
auch die Prinzipien und Wege, die die 
Umsetzung der chinesischen Außen¬ 
politik prägen. 

Unbestreitbar ist einerseits, dass 
China an den Prinzipien der friedlichen 
Koexistenz festhält, die Erhaltung des 
Weltfriedens für das Land aus den Er¬ 


wägungen seiner eigenen Entwicklung 
heraus oberste Priorität hat, China sich 
grundsätzlich gegen die Hegemonie- 
und Machtpolitik der USA wendet 
und die Existenz wie die Politik Chi¬ 
nas, die bestehende Weltordnung im 
Sinne der aufstrebenden Länder um¬ 
zugestalten, diesen Ländern neue Ent¬ 
wicklungschancen eröffnet hat. Nicht 
nur transnationale Konzerne, sondern 
auch eine Reihe Länder werden öko¬ 
nomisch weiter vom Aufstieg Chinas 
profitieren. Die chinesisch-amerikani¬ 
schen Beziehungen haben dabei zwei 
Gesichter. Auf dem Hintergrund einer 
gegenseitigen ökonomischen Abhän¬ 
gigkeit stimmte Präsident Obama dem 
chinesischen Vorschlag zu, zwischen 
beiden Ländern „Großmachtbezie¬ 
hungen neuen Typs“ zu entwickeln, 
das heißt Konfrontationen zu vermei¬ 
den, sich gegenseitig zu respektieren, 
die gemeinsame Entwicklung zu för¬ 
dern und zu gemeinsamem Nutzen die 
gegenseitige Interessenverflechtung zu 
vertiefen. Gleichzeitig verschärfen sich 
jedoch durch die militärische und öko¬ 
nomisch angedachte Einkreisungspo¬ 
litik der USA und die chinesische Re¬ 
aktion darauf die Spannungen in den 
Beziehungen und verstärkt sich zuse¬ 
hends die chinesische Aufrüstung. 

Andererseits ist nicht zu überse¬ 
hen, dass sich China im Interesse seines 
Aufstiegs aus den Klassenauseinander¬ 
setzungen unserer Zeit weiter heraus¬ 
hält. Die chinesische Führung betreibt 
in diesem Sinne nicht nur eine ausge¬ 
sprochen pragmatische Politik, sondern 
sie ist auch bestrebt, ihre eigene Weit¬ 
sicht aktiv zu verbreiten. Für Xi Jin¬ 
ping ist die „gemeinsame Entwicklung 
aller Länder“ eine „wichtige Grund¬ 
lage für die weitere Entwicklung der 
Welt 44 {hier geht es nicht um Ökologie, 
sondern um allgemeine Politik - d.V.). 
Alle {z.B. China, die USA, Kanada, 
Russland, Kuba und die Entwicklungs¬ 
länder -d.V.) säßen „im selben Boot“ 
und sollten sich das „Bewusstsein einer 
Schicksalsgemeinschaft“ aneignen, die 
der „Strömung der Zeit“ folgt und die 
Welt ständig zu neuen Höhen führt. 7 
Die chinesische Führung sucht die Län¬ 
der und Parteien in der Welt, ob links 
oder rechts, „zu vereinnahmen“ und 
verkündet, dass Chinas Aufstieg da¬ 
mit verbunden sei, eine „harmonische 
Welt“ zu schaffen und alle Länder und 
Völker im Sinne der klassischen chine¬ 
sischen Vorstellung von der „Großen 


Gemeinsamkeit“ (Da tong) 8 zusammen¬ 
zuschließen. 

Xi Jinping erklärte, dass China nie¬ 
mals die „Kerninteressen des Staates“ 
opfern, wie es auch die „Kerninteres¬ 
sen“ der anderen Staaten nicht antasten 
werde. Das heißt aber auch, dass China 
die Kerninteressen der USA, der EU 
und anderer imperialistischer Mächte 
wiederum offiziell anerkennt und res¬ 
pektieren will. Diese chinesische Posi¬ 
tion bietet in ihrer heutigen Auslegung 


zudem Zündstoff für heiße Konflikte. So 
besteht durch die absoluten Ansprüche 
Chinas in den territorialen Streitigkei¬ 
ten faktisch keinerlei Verhandlungs¬ 
spielraum in dieser Frage. Der Sozialis¬ 
tischen Republik Vietnam bliebe da nur, 
auf eine Veränderung der chinesischen 
Politik zu hoffen, nachzugeben oder auf 
eine gewaltsame Konfliktlösung zu set¬ 
zen. Es ist aber auch nicht auszuschlie¬ 
ßen, dass Beijing versuchen wird, die 
Gegenseite z. B. durch in der ökonomi¬ 
schen Zusammenarbeit gewährte grö¬ 
ßere Vorteile zur Anerkennung der chi¬ 
nesischen Ansprüche zu bewegen. 

Die grundsätzliche Widersprüchlich¬ 
keit in der chinesischen Außenpolitik ist 
also nicht zu übersehen. Sie widerspie¬ 
gelt die objektiven und subjektiven Aus¬ 
wirkungen des Versuchs, die materielle 
Basis für den „Sozialismus chinesischer 
Prägung“ mit Hilfe des Kapitals und 
der Integration in die kapitalistische 
Weltwirtschaft zu schaffen. Damit hat 
sich die traditionelle nationalistische 
Tendenz in der neuen und neueren Ge¬ 
schichte des Landes zum Nationalismus 
einer aufsteigenden Weltmacht ausge¬ 
bildet. Ich bin mir nicht sicher, ob der 
„chinesische Traum“ heute tatsächlich in 
der breiten Masse des chinesischen Vol¬ 
kes gelebt wird. Nicht zu bestreiten ist 
jedoch, dass er in der Zeit eines höchst 
schwierigen und unsicheren Umbruchs 
der chinesischen Gesellschaft als Instru¬ 
ment der Politik zur Disziplinierung und 
Mobilisierung der Nation genutzt wird. 

China und Russland 

Die Entwicklung der chinesisch-russi¬ 
schen Beziehungen ist unter zwei Ge¬ 
sichtspunkten von Interesse: Werden 
diese Beziehungen stabil genug sein, 
um dem Angriff Washingtons, das sei¬ 
ne Hegemonie über die Welt mit allen 
Mitteln zu erhalten sucht, standzuhal¬ 
ten und den Weltfrieden sicherer zu ma¬ 
chen? Wie werden sich die Beziehungen 
zwischen diesen beiden neuen Groß¬ 
mächten mit ihren auch divergierenden 
nationalistischen Interessen gestalten? 

Die USA verfolgen die Strategie, 
zunächst das Russland Putins zu ver- 
westlichen, um dann auch China ihrer 
Hegemonie- und Machtpolitik unterzu¬ 
ordnen. Wie wird sich China gegenüber 
diesem Vorgehen Washingtons weiterhin 
verhalten? Zwischen China und Russ¬ 
land besteht kein Bündnis, sondern nur 
eine strategische Partnerschaft, die jeder 
Seite Raum lässt, um im Fall, dass In¬ 


teressen beider Seiten divergieren, sich 
von der Politik des Partners zu distanzie¬ 
ren. Was würde ein Triumph des Westens 
über das heutige Russland für China 
bedeuten? Der dadurch wahrscheinlich 
eintretende Anschluss Russlands an den 
Westen hätte für China gravierende Aus¬ 
wirkungen: Die NATO würde an China 
heranrücken, die Energieressourcen 
Russlands würden China wahrschein¬ 
lich nicht mehr, zumindest nicht mehr 
in der vereinbarten Größenordnung zur 
Verfügung stehen, und der „Go west“- 
Strategie Chinas wäre der Boden entzo¬ 
gen. Damit hätte sich die geostrategische 
Lage Chinas wesentlich verschlechtert. 
China dürfte wohl schon aus eigenem 
Interesse alles unternehmen, um das 
Russland Putins zu erhalten. 

China und Russland verbindet heute 
mehr als der Kampf gegen die globale 
Vorherrschaft der USA. Ihre gemein¬ 
samen Interessen widerspiegeln sich 
in der langfristig angelegten Koopera¬ 
tion in allen Bereichen der Wirtschaft, 
der militärischen Sicherheit, der Kul¬ 
tur und der Außenpolitik. Sie drücken 
sich in einer Reihe von Großprojekten 
aus in Bereichen der Infrastruktur, der 
Telekommunikation, dem Aufbau von 
Häfen und der Erschließung des rus¬ 
sischen Fernen Ostens unter chinesi¬ 
scher Beteiligung. Beide Länder arbei¬ 
ten gemeinsam an der Realisierung der 
multilateralen mittelfristigen Vorha¬ 
ben der Shanghaier Organisation für 
Zusammenarbeit, um die „drei großen 
Aufgaben“ zu lösen: Schutz der Sicher¬ 
heit, Förderung der Entwicklung und 
Integrität der Wirtschaften und Ver¬ 
besserung des Lebens der Völker aller 
Mitgliedsländer. Gleichzeitig sind Vor¬ 
behalte und Divergenzen in den nati¬ 
onalen Interessen beider Länder, zum 
Teil auch grundsätzlicher Natur, nicht 
zu übersehen. Das wurde in der Debat¬ 
te chinesischer Medien über die „Go 
west“-Strategie im September/Okto¬ 
ber 2014 deutlich. Russland wurde darin 
z. B. vorgeworfen, mit dem Anspruch auf 
„seinem Hinterhof“ Zentralasien und 
der Eurasischen Wirtschaftsunion kei¬ 
nen Raum für China zu lassen. 9 Kurz da¬ 
nach vertiefte die Renmin Ribao in zwei 
Aufsätzen das Thema, um festzustellen, 
dass das chinesische Projekt des „Wirt¬ 
schaftsgürtels der Seidenstraße“ in allen 
Belangen der russischen Eurasischen 
Wirtschaftsunion überlegen sei. Offen¬ 
bar durch offizielles Eingreifen ging die 
Debatte dann in eine konstruktive Dis¬ 
kussion über, wie die Beziehungen zwi¬ 
schen dem chinesischen Projekt „Wirt¬ 
schaftsgürtel der Seidenstraße“ und der 
russischen Eurasischen Wirtschaftsuni¬ 
on im Rahmen der Shanghaier Orga¬ 
nisation für Zusammenarbeit für bei¬ 
de Seiten annehmbar gestaltet werden 
können. Es wird nicht der letzte Dissens 
in der Gestaltung der chinesisch-russi¬ 
schen Beziehungen gewesen sein. 

1 Der Begriff „fuxing“ kann auch mit 
Wiederauferstehung oder Wiederbele¬ 
bung übersetzt werden. 

2 Xi Jingping, Mit „dreimal unbedingt 
verwirklichen können“ haben wir die 
Kraft für den chinesischen Traum, in: 
Xin Hua Wang v. 29.11.2012 

3 Kommentator, Mit „dem Vermögen, 
die drei Dinge unbedingt bewältigen 
zu können“ haben wir die Kraft für den 
chinesischen Traum, in:Xinhua Wang v. 
30.12.12 

4 Nanfang Zhoubao v. 21.2.14 

5 Ding Gang, Der Turm mit dem Blick 
aufs Meer: Die chinesische Außenpoli¬ 
tik vermittelt der Welt Energie, in: Ren¬ 
min Ribao vom28.3.2014 

6 Hu Angang, Durchdringende Analyse 
des „vorbildlichen Auftretens Chinas“ in 
d er Außenpolitik der Großmächte! in: 
Renmin Ribao v. 18.2.2014 

7 Xi Jinping. Rede auf dem Asien-Forum 
2013 in Boao auf Hainan am 7.4.2013,in: 
Xinhua Wang v. 7.4.14 

8 Der Begriff „Da tong“ steht in der tra¬ 
ditionellen Auslegung auch für „Kom¬ 
munismus“. 

9 Cao Xin, Nach Westen oder nach Os¬ 
ten? Das ist wirklich ein Problem, in: 
Nanfang Zhoubao v.7.9.14 
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Die chinesische Hafenstadt Tianjin hat ungefähr sechs Millionen Einwohner und ein jährliches Wachstum zwischen 16 und 
18 Prozent. Die Hochhäuser wachsen wie Pilze aus dem Boden. 
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Hein Kolberg 

Mein Freund und Genosse ist tot. 

Am 21. November 2014 habe ich dem unbeugsamen Anifaschisten 
alle Gute zum 93. Geburtstag ausgesprochen. Er war Parteifunktionär 
sowie Parteivorsitzender der neu konstituierten DKP in Aachen. 

Hein Kolberg war zutiefst mit der marxistischen Weltanschauung ver¬ 
bunden. Er litt wie ich unter der Niederlage des Sozialismus in der 
DDR. Wir waren Zeitzeugen einer Entwicklung Deutschlands, die bis 
heute Anlass zur Mahnung ist. 

Ein Kommunist, der viele positive Eigenschaften besaß, die allen 
Bleibenden in seinem Sinne eine Verpflichtung sind. 

Als sein Freund bin ich ein großes Stück seines Lebens mit ihm 
gegangen. An seiner Seite, revolutionär neben ihm zu sein und seine 
Bescheidenheit immer zu spüren war gut. 

Gerd Kmoch, Aachen 
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Weltordnung 
im Umbruch 

Friedlich oder militärisch? 

Im Übergang zur Multipolarität Beate 
Landefeld* China im Mittelpunkt der 
amerikanischen Militärstrategie Marc 
Botenga*Obamas Anspruch auf eine glo¬ 
bale Vorwärtsverteidigung Kai Ehlers* Die 
Ukraine und Deutschlands Griff nach 
Osten Jürgen Wagner* Das Hackenknallen 
der Atlantiker Klaus Wagener*Das Putin- 
sche Russland - Machtverhältnisse 
und Politik Willi Gerns*Lage und Per¬ 
spektive der lateinamerikanischen In¬ 
tegration Carlos Arrue Puelma 
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Weitere Themen u.a.: 

Detlef Hensche, Koalitionsfreiheit unter Be¬ 
schuss | Tariq Ali u. Allyson Pollock, Ursprünge 
der Ebolakrise | Evo Morales, Für eine weltweite 
Gemeinschaft der Völker | Hermann Klenner, 
Grundsätzliches zum Rechtsstaat | Reiner Zilke- 
nat, Die „Fischer-Kontroverse“ | Phillip Becher, 
Die bürgerliche „Partei neuen Typs“ - Faschismus¬ 
deutung der italienischen Kommunisten | Lucas 
Zeise, Weltwirtschaftkrise, Kriege und Kriegsge¬ 
fahr | Diskussionsbeiträge von Andreas Wehr und 
Arnold Schölzel, Russland - imperialistischer 
Konkurrent oder Friedensmacht? 
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Komfortable Zimmer und Räumlichkeiten, gutes Essen, 
gepltegie Gelenke. Aue Zimmer naben Bad. Dusche. WC. 
Telelon, Fernseher die meisten Baikofi und Voiraum. tm 
Holelberaidi befinden sich Lift. Sauna, Solarium. Nkht- 
raucberzimmer und Kamin, Kirder&piekaum, SalatbüHet, 
FrübslüctaibülleE. Audi SeniOrift-ForliWHfl. 

Übernachten g/Friihshielt 30.- bis 53, - C p.P. 

HP 15.5ÖCp.P. * VP.22.-Cp.P. 

Kostenlos 3us-urß Gahnfabren m Sauerland. 

Auch Kinderermäßigung / Nebensaisanpreise. 

Boi 21 Tagen Aufenihali m Jahr 10 % Treuerab&ii. 


mail@gasthof-lieimes.de * www.gasthoMteimes.de 


70 Jahre Sieg über den Faschismus - 
Die Befreiung steht noch aus! 

Neujahrsempfang der DKP-Hamburg 

Rezitationen politischer Texte und ein Erich-Mühsam-Programm. 

Ansprache des Bezirksvorsitzenden Michael Götze 
Live-Musik vom Duo „Sokugayu" und von „Schenzer &Wilke". 

Samstag, den 17. Januar 2015 von 12.00 -14.00 Uhr 

im MTZ, Lindenallee 72,20259 Hamburg (Nähe S-Christuskirche) 

Mit Essen und Getränken, guter Laune und kämpferisch ins neue Jahr! 


Viele rote Grüße aus Unterfranken 
allen Genossinnen und Genossen, 
allen Freundinnen und Freunden. 


Für das Neue Jahr 2015 viel Gesundheit, 
bleibt aktiv gegen Leiharbeit, gegen Hartz IV, 
gegen Krieg und Faschismus. 

DKP-Unterfranken 




“...das Wichtigste ist, dass wir in den 
Massen ein solches Bewusstsein dafür 
schaffen, welche große, mächtige Waffe 
sie mit dem Streik im Klassenkampfe 
gegen die Bourgeoisie einsetzen können. ” 

Emst Thälmann, 1932 


Wir wünschen allen Genossinnen und Genossen, 
Freundinnen und Freunden, 
ein gesundes und kämpferisches Jahr 2015! 


DKP Kreisvorstand Darmstadt-Dieburg 
DKP Reinheim - Vorstand und Stadtverordnetenfraktion 
DKP Darmstadt-Bergstraße 
DKP Odenwald 



Festival der lugend 

EHE] Soli- 
Buttons 


Unterstützt das 'Festival der 
Jugend 1 der SDAJ mit dem 
Kauf eines Solidaritäts-Buttons. 


1 Button 5,- Euro 


10 Buttons 40,- Euro 


CommPress Verlag GmbH . Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de (Pro Bestellung 1,50 Euro Porto) 



Entschleuniguxig: 

Rahe ft Natur *au im MQtSle- 
KL'JujiuJjJurk. 2 FeWü je 3-3 PfifB. 
Ka^jährie in KrtlHwhuFK-Giw'mri- 
]IeivcI ft HavelscerK Bwr ft Rad. 

Info: irww trinosEP-dB 
Tel.: Q33I/S7Ö79G (AB) 


f \ 

Urlaub im Lotsenhaus 
an der Ostsee 

(14 km von Stralsund) 

3 komfortable Fe.-Wo. 

Erich und Michaela Bartels 

Näheres: Tel. 03831 -459 366 
www.ferien-im-lotsenhaus.de 


Urlaub im schönen Havelland 

- wald- und wasserreich - Nähe 
Berlin-Spandau preiswerte Ferien¬ 
wohnung für 5 Personen (2 Zimmer, 
Wohnküche - Herd, Kühlschrank, Bad, 
Dusche, WC). Preis nach Vereinbarung. 
Näheres Tel./Fax: 033 231/60661 



Carlis Bienenhonig 

Früh- oder Sommertracht 
500g für 5 €, 250g für 3 € + Porto 
/ ab 12 Gläser (1 Karton) portofrei 
Wir liefern auch handgefertigte 
Bienenwachskerzen. Anfrage bei: 
Imkerei Trauth 02241/973111 
camatra@web.de 


(TI I 8. MAI - TAG DIR BEFREIUNG 

I 1 . TA 9 llOp 70 JAHRE-CÜACHBO! 


Kapuzenpullover 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

24 ,- 

T-Shirt 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

14 ,- 

Girlie Shirt 

(Elfenbein + Rot auf Schwarz) 

14 ,- 

Kaffeebecher 

(Aufdruck auf rotem Becher) 

7 ,- 


CommPress Verlag GmbH .Hoffnungstraße 18.45127 Essen 
E-Mail: info@unsere-zeit.de 

Alle Preise inkl MWSt. + 2,- Porto (auf die gesamte Bestellung) 



Jetzt 4 Wochen 
kostenlos testen 


Tel: 0201 17788923 / info@unsere-zeit.de 




Wir gratulieren 

unseren Genossinnen und Genossen 
„Geburtstagskindern“ zu ihrem „runden“ Geburtstag. 

Allen zum 80. einen herzlichen Glückwunsch! 

Ilse Morweiser 

wurde am 10. Januar 80 Jahre! 

Billa Eichberger 

wurde am 15. Januar 80 Jahre! 

Manfred Brede 

wird am 18. Januar 80 Jahre! 

Seit Jahrzehnten in der kommunistischen Bewegung aktiv, gehören 
sie der DKP seit 1968 in verantwortungsvollen Aufgaben an, u.a. bis 
heute in Gruppen- und Bezirksfunktionen. 

Wir gratulieren Euch von ganzem Herzen zum Geburtstag und freuen 
uns auf viele zukünftige gemeinsame Zeiten. Wir wünschen Euch Ge¬ 
sundheit und persönliches Wohlergehen und weiter viel Kraft im Ein¬ 
satz für Frieden und eine Welt ohne Ausbeutung und Unterdrückung. 

Deutsche Kommunistische Partei 
Gruppen Ludwigshafen/Frankenthal, Worms, Landau 
Bezirk Rheinland-Pfalz 


Unsere Genossin und Kameradin 

Hannelore Schlagintweit 

wird 75 Jahre alt. 

Wir gratulieren herzlich! 

Liebe Hannelore, 
für deinen Klassenstandpunkt, 
deine Treue zur Partei und 
deine antifaschistische Haltung danken wir dir! 

DKP Wolfsburg und VVN/BdA Wolfsburg 


Wer die Welt verändern will, muss sie erkennen; 
wer Kraft entfalten will, muss sich organisieren. 

Unser Genosse 

Manfred Brede 

wird am 18. Januar 2015 
80 Jahre alt. 

Wir gratulieren ihm dazu recht herzlich und wünschen alles Gute, 
vor allem Gesundheit. 

Lieber Manfred, wir sind stolz, Dich in unserer Mitte zu haben. 
Du bist uns Freund und Vorbild für unseren gemeinsamen Kampf 
für eine andere Welt, den Sozialismus. 

Deine DKP Landau/Südliche Weinstraße 


£ 



D*uhUh# k'cmrtu ■‘lisLihtKr P.nrLr 



Weingut Eicher 

Rheinterrassen 
Bachstraße 7, 67577 Alsheim 
Tel.: 06249 - 4128, Fax.: 67263 
Email: info@weingut-eicher.de 



Die Marx-Engels-Stiftung lädt ein zur Konferenz: 

1945: Befreiung. Und was dann? 

Samstag, 24. Januar, 13.45 -18.00 Uhr 
Alte Feuerwache, Gathe 6, Wuppertal 

Es referieren: 

• Prof. Dr. Ludwig Elm, Jena: 8 . Mai 1945 - bedeutendste 
weltgeschichtliche Zäsur des vergangenen Jahrhunderts 

• Prof. Dr. Günter Benser, Berlin: Vorschläge für eine antifaschis¬ 
tisch-demokratische Nachkriegsordnung in den letzten Kriegs¬ 
und ersten Nachkriegsjahren. Und warum sie im Westen rasch 
ad acta gelegt wurden 

• Otto Köhler, Hamburg: Zur Kontinuität deutscher Eliten und ihrer 
Ziele über das Jahr 45 hinaus 

Eintritt frei! Aus Planungsgründen wären wir für eine Voranmeldung 
unter marx-engels-stiftung@t-online.de oder 0211-680 28 28 
(Hermann Kopp) dankbar. 
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Blutspuren 

Betr.: Anschlag gegen „Charlie 
Hedbo“ 

Eine Regionalzeitung in NRW betitelte 
einen Tag nach dem Attentat von Paris 
vom 7. Januar einen Info-Kasten über 
„eine Reihe islamistischer Attentate“ 
mit „Eine Blutspur quer durch Euro¬ 
pa“. 

In der Tat sind die abscheulichen Mor¬ 
de von Paris durch absolut nichts zu 
rechtfertigen. Ebenso wenig allerdings 
die Blutspur, die die NATO seit Jahren 
mit Opfern in lOer-Potenz von Jugos¬ 
lawien bis zu den vornehmlich mosle¬ 
misch geprägten Ländern des „middle- 
east“ zieht. Dabei wurden übrigens im¬ 
mer wieder gezielt Medienhäuser und 
Journalisten bombardiert. Bei solchen 
Massakern war jedoch nie von „An¬ 
griffen auf die Pressefreiheit“ die Rede, 
sondern von der „Ausschaltung von 
Propagandazentralen“. Wie sehr sich 
doch die Aussagen der Täter gleichen. 
Es liegt im Wesen des Krieges, dass er 
irgendwann in die Staaten der Aggres¬ 
soren zurückkommt. Eine Perspektive 
kann daher niemals mehr Aufrüstung, 
mehr Militär, mehr Krieg, sondern nur 
das Gegenteil davon sein. Völkerver¬ 
ständigung, Dialog auf Augenhöhe, 
Frieden sind die einzig möglichen Al¬ 
ternativen. 

Heinz-W. Hammer ; Essen 

Wachsam bleiben 

Betr.: „Illusionslos und angstfrei“, UZ 
vom 2.1.2015, S. 6 

Mit großem Interesse habe ich Ihren 
Bericht über die neuen Beziehungen 
zwischen den USA und Kuba gelesen. 
Dass US-Präsident Obama die feind¬ 
selige Haltung der USA gegenüber 


Kuba endlich beenden will, ist lobens¬ 
wert und ein vernünftiger Schritt. Den¬ 
noch wäre unseren kubanischen Freun¬ 
den zu raten wachsam zu bleiben und 
ihre revolutionären Errungenschaften 
entschlossen zu verteidigen. Es wäre 
durchaus möglich, dass die US-Ame- 
rikaner mit diesen weniger militan¬ 
ten Schritten beabsichtigen, die (...) 
Doktrin „Wandel durch Annäherung“ 
durchzusetzen und de facto eine Kon¬ 
terrevolution „auf Filzlatschen“ auf 
Kuba durchzuführen, weil sich die ag¬ 
gressive USA-Politik dafür als untaug¬ 
lich erwies und die Kubaner gegen die¬ 
se Politik einte. (...) 

Klaus Hoppe , Apolda 

Lob und Tadel 

Betr.: „Grundsätzliches zum 
Rechtsstaat“ und „250 Montage 
gegen Stuttgart 21“, UZ vom 
19.12.2014, S. 18/19 und S. 20 

Den Artikel von Hermann Klenner 
„Grundsätzliches zum Rechtsstaat“ 
muss ich sehr loben: Er ist sehr infor¬ 
mierend und bei Diskussionen brauch¬ 
bar. Vor allen Dingen, wenn ich daran 
denke (ich war sechzehn Jahre als Be¬ 
amter auf Lebenszeit bei diesem Staat 
beschäftigt und verließ ihn dann vor¬ 
zeitig), dass ein großer Teil der „kri¬ 
minellen Energie“ (ein Fachbegriff, 
den deutsche Richter gern benutzen) 
von der deutschen Exekutive ausgeht. 
Deutsche Richter und Staatsanwälte 
sehen diese Energie allerdings in ers¬ 
ter Linie bei Kleinkriminellen. 

Auch der Artikel über Stuttgart 21 ist 
nicht schlecht, nur zum Schluss stellt 
Björn Blach sich und/oder der DKP 
ein Bein: „im Bewusstsein unserer Stär¬ 
ke“. Das kann man ja glauben, es klingt 


aber eher wie das Pfeifen im Walde und 
macht den Artikel kaputt. 

Ulrich Straeter ; E-Mail 

Sehr weit hergeholt... 

Betr.: „Flexibel mit 70?“, UZ vom 
9.1.2015, S. 1 

Leider haben die beiden UZ-Redak- 
teure Sarbok und Matthes in ihrem 
Artikel „Flexibel mit 70?“ zur Positi¬ 
on von Bodo Ramelow unzureichend 
recherchiert. Schlecht ist auch, dass sie 
Wertungen in den Artikel schreiben 
und dafür nicht die Form eines Kom¬ 
mentars wählen. Bei guter Recherche 
hätten sie den thüringischen Minis¬ 
terpräsidenten vollständig zitiert. Un¬ 
ter „Win-Win-Situation“ verstand er 
nämlich nicht nur die Freiwilligkeit 
des Arbeitens im hohen Alter, sondern 
auch des vollständigen Verzichtes des 
Staates auf seine Lohnsteuer und des 
Verzichts der Kassen auf ihre Sozial¬ 
anteile am Lohn dieser Altersarbeiter. 
Natürlich wäre diese Lohnarbeit dann 
immer noch ökonomischen Zwängen 
unterlegen, weil es kein bedingungs¬ 
loses Grundeinkommen gibt, doch die 
Ramelow-Aussage als Beweis für eine 
Verabschiedung aus linken Selbstver¬ 
ständlichkeiten zu nehmen erscheint 
mir sehr weit hergeholt. 

Gert Winkelmeier ; Neuwied 

Die letzte UZ war einfach toll 

Betr.: UZ vom 9.1.2015 

Es hat Spaß gemacht, diese UZ zu le¬ 
sen. Ob es die Kolumne von unserem 
Parteivorsitzenden Patrik war, über 
Kurt Tucholsky oder Wohnen im Thäl¬ 
mann Park. Besonders gut hat mir na¬ 
türlich auch gefallen der Artikel „Fle¬ 
xibel mit 70?“ von Werner Sarbok 


Warum wird (so) einer Kommunist? 

DKP-Eintrittsrunde mit Erika Baum und Patrik Köbele - Ein UZ-Leser und Teilnehmer berichtet 



Zum Auftakt der DKP-Veranstaltun¬ 
gen im Rahmen der Rosa-Luxem- 
burg-Konferenz der jungen Welt trafen 
im kleinen Bibliothekssaal der Ura¬ 
nia zahlreiche Interessierte mit Erika 
Baum und Patrik Köbele zusammen, 
um das Thema „Wie wird (so) einer 
Kommunist?“ zu besprechen und zu 
diskutieren. 

Nachdem zunächst Erika aus ihrem Le¬ 
ben und von ihrem Weg als Kind der 
Arbeiterklasse vor Beginn des und un¬ 
ter dem Faschismus, über ihren Umzug 
nach Berlin und der Möglichkeit sich 
aktiv am Aufbau einer sozialistischen 
Gesellschaft zu beteiligen, berichtete, 
stellte sich bei Patrik ein Unterschied 
in seinem Weg zum Kommunisten he¬ 
raus. Aufgewachsen in kleinbürgerli¬ 
chen Zusammenhängen, kam er über 
die SDAJ in die Betriebe, nach Stutt¬ 
gart zu Daimler statt in die angepeilte 
Universität. 


In der Diskussionsrunde danach kris¬ 
tallisierten sich zwei Punkte als beson¬ 
ders spannend heraus: Wie blieb man 
nach 1989 „bei der Stange“ und wie 
kommt man an sich als kommunistisch 
fühlende Menschen außerhalb der Par¬ 
tei heran, um sie für die DKP zu ge¬ 
winnen. 


Nach der Niederlage der sozialisti¬ 
schen Länder verließ ein Großteil der 
Mitglieder die Partei, diejenigen, die 
trotz dieser Niederlage das sozialisti¬ 
sche Ziel und die kommunistische Par¬ 
tei nicht aufgeben wollten, blieben. Im 
Westen in der DKP, im Osten zum Teil 
in der sich zur PDS wandelnden SED. 


und dem jungen Journalisten Olaf Mat¬ 
thes, den ich auf der Rosa Luxemburg 
Konferenz persönlich kennenlernte. 
Dieses neue inhaltliche Niveau unse¬ 
rer UZ müssen wir unbedingt haltenl 
Auf der Rosa-Luxemburg-Konferenz 
und der Kampfdemo haben wir Hun¬ 
derte UZ verteilt. Noch eine Anmer¬ 
kung zur Debatte um Rentenalter mit 
70. Ich dachte, 2014 könnte ich endlich 
nach 45 Arbeitsjahren in Rente gehen. 
Die neueste Rentenauskunft sagte mir 
aber, dass die gesetzliche Ausfallzeit 
von zweijähriger Handelsschule und 
die Zweitausbildung in den Vereinig¬ 
ten Anstalten der Inneren Mission 
nicht angerechnet werden. Ich kom¬ 
me also zum jetzigen Zeitpunkt auf 43 
Arbeitsjahre und 5 Monate. Mit mei¬ 
nen 63 Jahren kann ich sofort in Rente 
gehen, aber mit dauernden 7,8 Prozent 
Abzügen, das sind über 130 Euro mo¬ 
natlich. Also muss ich Weiterarbeiten 
bis zum Ende des Jahres 2016. 
Erkrankt man an Krebs, Herzinfarkt 
oder Schlaganfall, spätestens dann 
weiß man, dass man Geld nicht essen 
kann. In der Hoffnung, davon ver¬ 
schont zu bleiben, freue ich mich auf 
weitere UZ-Einsätze in der URANIA 
und frühmorgens in der Gedenkstätte 
vor unserem DKP Stand. 

Gerd-Rolf Rosenberger, E-Mail 


Wir bitten darum, uns kurze Leserzu¬ 
schriften zuzusenden. Sie sollten unter 
der Länge von einer Spalte bleiben. Die 
Redaktion behält sich außerdem vor, 
Leserbriefe zu kürzen. 

Die Redaktion 


Gleichzeitig entstanden eine Vielzahl 
von weiteren Gruppierungen, aber 
auch sehr viele Linke, auch Kommu¬ 
nistinnen, blieben „Einzelkämpferin¬ 
nen“. 

Wie kommt man denn nun an diese 
heran? Ein klarer antikapitalistischer 
und antimilitaristischer Standpunkt 
wurden als Quintessenz aus dem vor¬ 
herigen Gespräch als eine erste Grund¬ 
lage gezogen. 

Aufgrund der fehlenden Zeit musste 
die Diskussion dann leider ein Ende 
finden, so dass zu diesem Punkt viele 
weitere Fragen offen bleiben mussten. 
Festzuhalten war jedoch, dass um je¬ 
den sich als kommunistisch fühlenden 
Menschen gekämpft werden muss. Und 
dass sich das lohnt, konnte schon direkt 
nach Veranstaltungsende festgestellt 
werden, da es sechs neue Mitglieder 
zu begrüßen gab. 

Jean Unzeit 


termine@unsere-zeit.de 


Hof/Saale: „No pasarän“, Filmveranstaltung 
der VVN-BdA Hof-Wunsiedel. „Scala“-Kino, 
Wörthstraße, 19.00 Uhr. Eintritt frei; Spenden 
erbeten._ 

Schweinfurt: „Die Kraft der Schwachen“ 
(Kuba/BRD 2014, 50 min), Filmveranstaltung 
der DKP Schweinfurt - Haßberge. DFG-VK 
Büro, Gabelsbergerstr. 1,19.00 Uhr. 

München: „Griechenland-wieweiter?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der „Europäischen Lin¬ 
ken in München“ mit Pavlos Delkos (Syriza). 
KommTreff, Holzapfelstraße 3,19.00 Uhr. 


SO ★18. JAN 


Elmshorn: „Was bleibt von der DDR?“ Dis¬ 
kussionsveranstaltung der DKP Elmshorn, mit 
Prof. Dr. Nina Hager, stellvertretende Vorsit¬ 
zende der DKP und Chefredakteurin der UZ. 
Rheinhold Jürgensen Zentrum, Jahnstra¬ 
ße 2a, 19.30 Uhr. 


MO ★19. JAN 


Köln: Mitgliederversammlung der DKP-Köln- 
Kalk. Naturfreundehaus, Kapellenstraße, 
19.00 Uhr. 


Dl ★ 20. JAN 


Rostock: Roter Stammtisch der DKP. Cafe 
Maya, Wismarsche Straße 21,19.00 Uhr. 

Recklinghausen: Diskussion der DKP zum 
Leitantrag an den 21. Parteitag. Ladenlokal 
Kellerstraße 7,19.30 Uhr. 

Duisburg: „Wie umgehen mit den rechten 
Wutbürgern?“ Vortrag und Diskussion mit 
dem Journalisten Markus Bernhardt. Sl-In- 
ternational, Flurstraße 31,18.30 Uhr. 


FR ★ 23. JAN 


Oldenburg: „Die Bedeutung der Arbeit Le¬ 
nins über den Imperialismus zur Beurteilung 
der gegenwärtigen Krise.“ Veranstaltung der 
DKP mit Hans-Peter Brenner, stellvertretender 
Vorsitzender der DKP. Gaststätte „Bei Beppo“, 
Auguststraße 57,19.30 Uhr. 


SA ★ 24. JAN 


Siegen: „Antiimperialismus heute“, Bildungs¬ 
veranstaltung der DKP Siegen/Olpe/Hochsau- 
erlandkreis mit Henning Mächerle.VEB Politik, 
Kunst und Unterhaltung, Marienborner Stra¬ 
ße 16,14.00 Uhr. 


FR ★ 30. JAN 


Wuppertal: „Neofaschismus in Deutsch¬ 
land“ , Eröffnung der Ausstellung. Veranstal¬ 
ter DGB Stadtverband Wuppertal, Unterstützer 
und Mitträger sind Initiative für Demokratie 
und Toleranz, Vereinigung der Verfolgten des 
Naziregimes (WN/BdA), Wuppertaler Jugend¬ 
rat und Studienkreis Deutscher Widerstand 
1933-1945. Lichthof des Rathauses, Johan- 
nes-Rau-Platz 1,17.00 Uhr. 

Die Ausstellung kann besichtigt werden bis 
zum 11. Februar in den Öffnungszeiten des 
Rathauses von 9.00 Uhr bis 17.00 Uhr. 




Jetzt abonnieren und Prämie sichern! 


4 - 


Hiermit abonniere ich die UZ - Wochenzeitung der DKP. 
Das Abonnement verlängert sich um ein Jahr, wenn es 
nicht spätestens 6 Wochen vor Ende des Bezugszeit¬ 
raums gekündigt wird. (Bitte eine Aboprämie auswählen) 


NEU! 3 - Monats - Abo zum Kennenlernen 
(Sonderpreis 10,-€) 


Ihre Prämie für ein Jahresabonnement (bitte ankreuzen) 

Harald Neubert: 

Europäische 
Nachkriegs¬ 
ordnung 
(Buch, 300 S.) 

□ 



□ Jahresabo (Preis nach eigenem Ermessen) 


□ Normalabo (126,-€/Jahr) 

□ Ermäßigter Preis (72,- € / Jahr) 

□ Förderabo (mindestens 160,- € / Jahr)* 

Ich zahle mein UZ-Abonnement 

□ monatlich □vierteljährlich □ halbjährlich □ jährlich 

*Alle Preise inkl MwSt. und Versand (Sie sparen bis 6,- € pro Jahr 
durch die Erteilung einer Einzugsermächtigung). 


Ihre Prämie für ein 3 -Monats-Abo (bitte ankreuzen) 



Josef Schleifstein: 

Einführung in das 
Studium von 
Marx, Engels 
und Lenin 
(Buch, 165 S.) 
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Name, Vorname 


I I Einzugsermächtigung / SEPA-Lastschriftmandat 
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Wer steht da eigentlich neben Esther? 



Ein starkes Zeichen setzte der Vatikan am Mittwoch, den 7. Januar dieses Jahres. 
Anlässlich des 70.Jahrestages der Befreiung des KZ's Auschwitz durch die Rote Ar¬ 
mee empfing Papst Franziskus sechs frühere Lagerinsassen aus Deutschland, Po¬ 
len, Frankreich und derTschechischen Republik. Darunter befand sich auch Esther 
Bejarano,die dem sogenannten Mädchenorchestervon Ausschwitz angehörte. Die 
90-jährige Kommunistin Esther wird bis heute nicht müde, vor Neo-Faschismus 
und Rechtsentwicklung zu warnen. Nach wie vor tritt sie mit der Microphone Mafia 
bei zahlreichen Veranstaltungen auf. Besucher des UZ-Pressefestes konnten sich 
im vergangenen Sommer von ihrer ungebrochenen Vitalität überzeugen. 

Bei dem Treffen dankte der Papst der Delegation des Internationalen Auschwitz- 
Komitees für ihre Aufklärungsarbeit in Schulen. Der osservatore romano, die Zeit¬ 
schrift des Vatikan, schreibt über die Begegnung: „Franziskus nahm bei dem Tref¬ 
fen die,Statue der Erinnerung' entgegen, eine Auszeichnung des Internationalen 
Auschwitz-Komitees, das damit den Einsatz für Menschenrechte und gegen Anti¬ 
semitismus und Fremdenhass ehrt. Anlass der Begegnung war der 70. Jahrestag 
der Befreiung von Auschwitz am 27. Januar. Die Statue zeigt das umgedrehte „B“, 
aus dem Schriftzug„Arbeit macht frei“ über dem Eingang des Konzentrations- und 
Vernichtungslagers Auschwitz. Es war ein Zeichen des Widerstands der Lagerin¬ 
sassen.“ AR 


Vorspiel des Kapp-Putsches 

Das Massaker vom 13. Januar 1920 


Der Artikel 165 der Weimarer Ver¬ 
fassung von 1919 lautete in Absatz 1: 
„Die Arbeiter und Angestellten sind 
dazu berufen, gleichberechtigt in Ge¬ 
meinschaft mit den Unternehmern 
an der Regelung der Lohn- und Ar¬ 
beitsbedingungen sowie an der ge¬ 
samten wirtschaftlichen Entwicklung 
der produktiven Kräfte mitzuwirken. 
Die beiderseitigen Organisationen 
und ihre Vereinbarungen werden an¬ 
erkannt.“ 

Die auch nach der Niederlage von 
Januar 1919 unter den Arbeitern star¬ 
ke Rätebewegung sah in dem Artikel 
die Grundlage weitgehender Mit- und 
Selbstbestimmungsrechte für die Ar¬ 
beiterklasse, so wie es die mehrheits¬ 
sozialdemokratische Regierung auch 
immer wieder versprochen hatte. Das 
von dieser im Mai 1919 vorgelegte 
Betriebsrätegesetz missachtete diese 
Rechte und die Versprechungen. 

Am 13. Januar 1920 fand die zwei¬ 
te Lesung des heftig umstrittenen Ge¬ 
setzes im Reichstag statt. Ab Mittag 
strömten an die 100 000 Arbeiter aus 
den Betrieben auf den Königsplatz, 
heute Platz der Republik, vor dem 
Reichstagsgebäude. Aufgerufen hatten 
die „Zentrale der Betriebsräte“, USPD 
und KPD. 

Der Reichstag wurde von der Si¬ 
cherheitspolizei (SiPo) bewacht, die zu 
diesem Zeitpunkt mehr oder weniger 
eine Nachfolgeorganisation der kon¬ 
terrevolutionären Freikorps war. Ge¬ 
gen 16.00 Uhr eröffnete die SiPo ohne 
Vorwarnung aus Maschinengewehren 
das Feuer auf die Menge, die darauf¬ 
hin auseinanderstob. 42 Menschen star¬ 
ben vor dem Reichstag, vor allem in der 
Simson-, heute Scheidemannstraße; 


wieviele von den etwa 100 Verletzten 
noch verstarben, ist unklar. 

Noch am selben Tag erließ Reichs¬ 
präsident Ebert ein Demonstrations¬ 
verbot bei Androhung rücksichtslo¬ 
ser Waffenanwendung. 46 Zeitungen 
der Linken wurden verboten. Über 
Wochen war ausschließlich die Versi¬ 
on der Ereignisse im Umlauf, dass die 
SiPo nur auf Gewaltanwendung aus 
der Menge reagiert habe, was ziem¬ 
lich unglaubwürdig ist. Am 15. Janu¬ 
ar erschienen trotz des Verbotes etwa 
10 000 Menschen zu einer Gedenkfei¬ 
er in Neukölln. Das zu Recht als reak¬ 
tionär empfundene Betriebsrätegesetz 
verabschiedete die Nationalversamm¬ 
lung in einer ihrer folgenden Sitzungen 
am 18. Januar. Mit der Verkündung im 
Reichsgesetzblatt trat es am 4. Februar 
1920 in Kraft. 

In der Zeitschrift „Die Internati¬ 
onale“, dem theoretischen Organ der 
KPD, wurde die Demonstration als 
„nicht geglückt“ bezeichnet. Der Arti¬ 
kel „Der Kampf um das Betriebsräte¬ 
gesetz“ bemängelt vor allem die fehlen¬ 
de klare Orientierung durch die linken 
Führer der USPD in diesem Kampf. 
Vor allem habe man die Neubelebung 
der Räte durch Neuwahlen und damit 
eine revolutionäre Ausrichtung des 
Kampfes versäumt. 

Der ausbleibende Erfolg der Lin¬ 
ken in der Betriebsrätefrage trug zur 
Ermutigung der Reaktion bei, die im 
März 1920 nach der Macht griff. Die 
prompte Niederschlagung des Kapp- 
Lüttwitz-Putsches durch die Arbei¬ 
terklasse zeigte wiederum deren un¬ 
gebrochene Kraft. Das Massaker vom 
13. Februar 1920 blieb eine - wenn 
auch blutige - Episode. AR 


Meine progressive Woche 

Vom 3. bis 9. Januar 


Montag 

Vor dem Bahnhof in Köln-Deutz ist 
Platz, viel Platz . Die Einsatzleitung der 
Polizei schafft es trotzdem, etwa 20 000 
Menschen regelrecht einzupferchen. 
Wir sind gekommen, um Rassisten den 
Weg durch Köln zu verstellen und wer¬ 
den zunächst von Gittern, Polizeifahr¬ 
zeugen und bärbeißigen Einsatzkom¬ 
mandos der Polizei eingeklemmt. An¬ 
geblich haben die Behörden nicht mit 
soviel Menschen gerechnet. Hinter der 
drangvollen Enge steckt aber erkennbar 
das Ziel, den Rassisten irgendwie den 
Weg über den Rhein und zum Kölner 
Dom zu ebnen. 

Die schiere Menge der Rassisten-Geg- 
ner vereitelt letztendlich alle diese Versu¬ 
che. Die Absperrungen werden einge¬ 
drückt oder umgangen. Gegen halb acht 
sickert durch, dass der Kögida-Marsch 
abgesagt werden muss. Bei WDR 2 ist 
zu diesem Zeitpunkt von 150 Kögida- 
Anhängern die Rede. Am selben Abend 
um 10 Uhr meldet der WDR 500 Kögidas, 
die am nächsten Morgen beim gleichen 
Sender auf 900 angeschwollen sind. Die 


Zahl der Gegendemonstranten erfährt 
eine ähnliche Veränderung - nur in die 
andere Richtung:„über 20 000“ „15 000“ 
und „über 10 000“. 

Der Vorgang findet nicht nur in ei¬ 
nem Medium und nicht nur bezüglich der 
Kölner Demonstration, sondern in allen 
Mainstream-Medien und bundesweit statt. 
Dass gedreht wird, und die Richtung, in 
die gedreht wird, stehen fest. Fragt sich 
nur noch, wer dreht und warum? 

Dienstag 

Vom heutigen Drei-Königstreffen der 
FDP wissen selbst die glühendsten Li¬ 
beralen drei Stunden später nur noch zu 
berichten, dass die Parteifarben irgend¬ 
wie neu und schöner sind, so mit Magenta 
oder wie das heißt. 

Alles andere war schon schal und 
abgestanden, bevor FDP-Chef Lindner 
seine Rede beendet hatte. Wenn nicht al¬ 
les täuscht, können die Liberalen sich bis 
auf weiteres auf dem Müllhaufen der Ge¬ 
schichte betten. Das marktradikale Krüg- 
lein ä la FDP ist zum Brunnen gegangen 
und gebrochen. 


Mittwoch 

Im Mai 2012 hatte der damalige US- 
Handelsminister Ron Kirk in einem 
Anfall von Aufrichtigkeit erklärt, wa¬ 
rum der Text des TTIP-Freihandelsab- 
kommens bis zur Verabschiedung ge¬ 
heim bleiben müsse. Würde es bekannt, 
würde es scheitern. 

Wenn das stimmt, sind die Geg¬ 
ner von TTIP seit heute einen Schritt 
weiter. Die EU-Kommission hat Tex¬ 
te aus der transatlantischen Verhand¬ 
lungskommission veröffentlicht. Da¬ 
bei handelt es sich um konkrete, aber 
komplizierte Textvorschläge und eine 
ganze Reihe leichter lesbarer Positions¬ 
papiere zu verschiedenen Themen. Wir 
entnehmen dem, dass der Vertragstext 
nach wie vor nicht öffentlich ist und 
dass man uns mit Papierchen beruhi¬ 
gen will. 

Die Voraussetzungen für das Schei¬ 
tern nach Ron Kirk sind also noch nicht 
gegeben, weshalb der Widerstand un¬ 
vermindert weitergeht. Typischer Fall 
von Dialektik. 

Adi Reiher 


Frisch ausgepackt! 


Neue Fußballbücher 

Gottfried Weise 

Als Maradona 80 000 lockte 

Die DDR-Vereine im Europapokal 

ISBN: 978-3-7307-0178-2 
Preis: 19,90 Euro 
Verlag Die Werkstatt 
Erscheint im März 2015 



Sieger in weißen Bademänteln, Stern¬ 
stunden im „Paradies“: die DDR-Ver¬ 
eine im Europapokal. 

Die Auftritte von DDR-Vereinen auf 
der internationalen Bühne fanden bei 
ihren Anhängern ein überragendes In¬ 
teresse - vor allem, wenn es gegen die 
Großen der Fußballwelt ging, gegen 
Beckenbauer, Eusebio, Maradona oder 
im Jenaer „Paradies“ gegen Cruyff. 
Einen Höhepunkt bildete der Triumph 
des 1. FC Magdeburg, der 1974 im Fi¬ 
nale des Europapokals der Pokalsieger 
gegen den großen AC Mailand siegte 
und seine Spieler in weißen Bademän¬ 
teln auf die Ehrenrunde schickte. Doch 
das Buch berücksichtigte auch alle an¬ 
deren Vereine, die europäisch spielten: 
von Wismut Aue, das 1957 den Auftakt 
machte, bis zu Hansa Rostock, das 1991 
knapp am großen FC Barcelona schei¬ 
terte. 

Dem Autor gelingt eine spannend zu 
lesende Zeitgeschichte, die durch Re¬ 
portagen und prominente Zeitzeugen¬ 
gespräche lebendig wird. Besonders 
aufschlussreich ist ein Gespräch mit 
Hans Meyer, dem „Mister Europacup“ 
der DDR. 

Georg Schrepper/Uwe Wiek 
Deutscher Meister ist nur 
der RWE 

Die goldenen fünfziger Jahre von Rot- 
Weiss Essen 

ISBN: 978-3-7307-0174-4 
Preis: 24,90 Euro 
Verlag Die Werkstatt 
Erscheint im April 2015 

„Rahn zu Termath, der zu Islacker - 
4:3!“ 

Ein Traditionsverein des Ruhrgebiets 
feiert ein großes Jubiläum. 

Im Jahr 2015 jährt sich zum 60. Mal die 
Deutsche Meisterschaft von Rot-Weiss 
Essen. Obwohl der Klub heute viert- 


klassig spielt, hat er weiterhin eine rie¬ 
sige Anhängerschaft. Für sie haben die 
Autoren eine liebevolle Hommage an 
die großen Jahre des Vereins geschaf¬ 
fen. 

Die beiden ausgewiesenen RWE-Ex- 
perten lassen den Wiederaufbau nach 
dem Krieg, den DFB-Pokalsieg 1953 
und den Gewinn der Schale 1955 noch 
einmal aufleben. Die Meistersaison, die 
Endrunde und natürlich der dramati¬ 
sche 4:3-Finalerfolg gegen Kaiserslau¬ 
tern werden hautnah nachgezeichnet. 
Viele, zum Teil unveröffentlichte Fotos 
transportieren die damalige Stimmung 
in Stadt und Verein. 

Auch die Protagonisten selbst kom¬ 
men nicht zu kurz, ob Stürmer Helmut 
Rahn oder der große Allround-Funkti- 
onär Georg Meiches. Ebenso wird das 
legendäre Stadion an der Hafenstraße 
gewürdigt. Ein Juwel für den Zeitzeu¬ 
gen wie für den jungen, traditionsbe¬ 
wussten Leser! 


Gerd Dembowski/Jonas Gabler/Martin 
Endemann/Robert Claus (Hrsg.) 

Zurück am Tatort Stadion 
Diskriminierung und Antidiskriminie¬ 
rung in Fußball-Fankulturen 

ISBN: 978-3-7307-0131-7 
Preis: 19,90 Euro 
Verlag Die Werkstatt 
Erscheint im März 2015 


Die unschönen Seiten des Fußballs: 
Fans, Journalisten und Wissenschaftler 
über die Stadien als Tatorte. 


Dass es auf den Tribünen der Fußball¬ 
stadien Probleme mit Rassismus und 
Homophobie gibt, wissen die Fans 
selbst am besten. Vier von ihnen, die 
zugleich als Sozial- und Sportwissen¬ 
schaftler arbeiten, geben nun einen 
Sammelband heraus, der diese Thema¬ 
tik fundiert beleuchtet und dabei auch 
weniger beachtete Phänomene berück¬ 
sichtigt, wie Sexismus, Männlichkeits¬ 
wahn oder Antisemitismus. Die Auto¬ 
ren betrachten vor allem die Situation 
in den deutschen Stadien, schauen aber 
auch ins übrige Europa. Prominente 
farbige Spieler wie der französische 
Weltmeister Lilian Thuram oder der 
Bundesligaprofi Pablo Thiam berich¬ 
ten von eigenen Erfahrungen mit Dis¬ 
kriminierung, und es werden - u. a. im 
Gespräch mit dem ehemaligen DFB- 
Präsidenten Theo Zwanziger - Stra¬ 
tegien ausgelotet, diesen Problemen 
nachhaltig zu begegnen. 

Mit Interviews und Beiträgen von: 
Diethelm Blecking, Ronny Blaschke, 
Steven Bradbury, Heidi Thaler, Pablo 
Thiam, Lilian Thuram, Kai Tippmann, 
Jan Tölva, Dr. Theo Zwanziger u. a. 
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DIE GOLDENEN FÜNFZIGER 
JAHRE VON ftürWEISS ESSEN 


Der rote Kanal 


Die gläserne Fackel (1/7), DDR 1989 

Über den siebenteiligen Fernsehfilm 
schreibt ein begeisterter Zuschauer 
anlässlich des Erscheinens auf DVD: 
„Dieser Film ist für unsere ganze Fami¬ 
lie eine Vergangenheitsbewältigung im 
positiven Sinne. Wir haben bis zur Wen¬ 
de alle im VEB Carl Zeiss Jena gearbei¬ 
tet. Als die Filme im DDR Fernsehen 
liefen, haben wir begeistert Jena und die 
Entwicklung des Zeiss Werkes verfolgt. 
Auch jetzt wieder. Die Charaktere, die 
Handlungsorte, Höhen und Tiefen im 
Film haben uns wieder berührt.“ Wei¬ 
tere Folgen am 24.1., 26.1., 28.1,4.2. 
Mi., 2i. 1., 0.20-1.55 Uhr, mdr 


Im Staub der Sterne, DDR 1976 

Auf der Erde wird ein Hilferuf vom 
Planeten TEM 4 empfangen. Doch das 
Raumschiff Cynro, das zur Hilfe aus¬ 
gesandt wurde, findet keine Hinweise 
einer Notsituation. Nur der an Bord 
gebliebene Navigator Suka schöpft 
Verdacht und versucht schließlich 
auf eigene Faust, das Geheimnis von 
TEM 4 zu entschlüsseln. Dabei macht 
er eine furchtbare Entdeckung ... Der 
Film kostete circa 4,3 Mio. Mark der 
DDR und wurde in den ersten drei¬ 
zehn Wochen nach der Uraufführung 
von rund 800 000 Zuschauern besucht. 
Do., 22.1., 23.35-1.15 Uhr, mdr 




















